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Reizklima in der GroKo 

Derzeit sind in Berlin Themen in die öffentliche 
Diskussion gerückt, über die sich die Koalitionäre 
die Haare raufen. 
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Konsequente Einmischung 

Konstantin Wecker verlangt von einer wirklichen 
Friedensbewegung antikapitalistisch zu sein. Sei¬ 
ne neue CD erscheint am 19. Juni. 
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Thema der Woche 


70. Jahrestag des Sieges über 
den Faschismus 

Hunderttausende erinnerten am 7., 8. und 
9. Mai weltweit an den Sieg über den Hitler¬ 
faschismus sowie seine Verbündeten, an die 
Befreiung vom faschistischen Joch und das 
Ende des Mordens in Europa. Viele Veran¬ 
staltungen gab es auch in deutschen Städten 
und Gemeinden. 

In Demmin und beispielsweise auch in Berlin 
mussten sich Antifaschistinnen und Antifa¬ 
schisten in diesen Tagen aber auch Aufmär¬ 
schen von Nazis entgegenstellen. 

Seite 8, siehe auch die Seiten 6,9 und 10 


Merkel kam doch nach Moskau 



F rau Merkel kam doch nach Mos¬ 
kau. Aber - wie geplant - erst ei¬ 
nen Tag nach der Jubiläumsfeier 
am 9. Mai, an der u.a. UN-Generalse- 
kretär Ban Ki Moon, Chinas Staats¬ 
chef Xi Jinping, der kubanische Präsi¬ 
dent Raul Castro und andere Politiker 
teilgenommen hatten, die Vertreter 
der USA und der anderen NATO- 
Mitgliedstaaten aber fehlten unter 
dem Vorwand der russischen Ukrai¬ 
nepolitik und der Besetzung der Krim. 

Die deutschen Leitmedien begrüß¬ 
ten den Boykott der deutschen Bun¬ 
deskanzlerin und anderer westlicher 
Staatschefs. Beispielsweise lobte am 
vergangenen Donnerstag beim ZDF- 
Talk von Maybrit Illner Klaus Brink- 
bäumer vom „Spiegel“ die Bundes¬ 
kanzlerin für ihre Absage und zeigte 
offen Verachtung: Stilles Gedenken 
am Tag darauf, das müsse den Russen 
reichen. Für ihn gehört übrigens Russ¬ 
land nicht zu Europa. 

Auch Ingo Mannteufel, Leiter 
der Europa-Redaktion der „Deut¬ 
sche Welle“, befürwortete wie andere 
die Absage. Er behauptete in einem 
Kommentar am 9. Mai, Putin instru¬ 
mentalisiere und missbrauche den 
Tag des Sieges. „Der Kreml“ recht- 
fertige sein Vorgehen in der Ukraine 
mit dem vermeintlichen Kampf gegen 
eine „faschistische Putsch-Regierung“ 
in Kiew. Niemand könne und wolle 
die bedeutende Rolle der Sowjetuni¬ 
on beim Sieg über Hitler bestreiten. 
Aber: Eine „undifferenzierte Sicht auf 
die Epoche des Zweiten Weltkrieges 
verhindert jedoch eine kritische Re¬ 
flexion der größten Katastrophe des 
20. Jahrhunderts“. 

Eine undifferenzierte Sicht? Was 
wäre denn die „differenzierte Sicht“? 
Dieser üble, respektlose Umgang mit 
dem heutigen Russland, das eigene 
Machtgehabe? Oder die Geschichts¬ 
klitterung des emeritierten Histo¬ 
rikers Heinrich August Winkler am 
8. Mai während der Gedenkstunde 
des Bundestages? 

Etwa, wenn dieser behauptete, 
dass die „Menschheitsverbrechen der 
Nationalsozialisten“ kein Argument 
wären, um heute „ein Beiseitestehen 
Deutschlands in Fällen zu begründen, 
wo es zwingende Gründe gibt, zu¬ 
sammen mit anderen Staaten im Sin¬ 
ne der ,responsibility to protect’, einer 


Schutzverantwortung der Völkerge¬ 
meinschaft, tätig zu werden“? 

Oder etwa, wenn er in seinem 
Beitrag erklärte: „Großen Teilen der 
deutschen Eliten, ja der Gesellschaft 
insgesamt, galt die erste deutsche De¬ 
mokratie, die Republik von Weimar, als 
ein Produkt der deutschen Niederla¬ 
ge im Ersten Weltkrieg, als die Staats¬ 
form der westlichen Siegermächte, als 
ein undeutsches System ... Die Wahl¬ 
erfolge der Nationalsozialisten in der 
Endphase der Weimarer Republik sind 
ohne die lange Vorgeschichte der deut¬ 
schen Vorbehalte gegenüber der west¬ 
lichen Demokratie nicht zu erklären.“ 
Also war die Machtübertragung an die 
Hitlerfaschisten nur ein Ergebnis der 
Vorbehalte und der Ablehnung der 
„westlichen Demokratie“? Oder - er 
berief sich dabei auf den im Exil ge¬ 
storbenen Philosophen Ernst Cassi- 
rer - ein „Triumph des Mythos über 
die Vernunft“? 

Da gab es niemanden, der die Er¬ 
gebnisse des 1. Weltkrieges revidieren 
wollte? Und war nicht bereits 1920 
ein Teil der herrschenden Klasse der 
Auffassung, es sei Zeit, gegen die Ar¬ 
beiterbewegung loszuschlagen (Kapp- 
Putsch)? Dieser stützte und nutzte zur 
Durchsetzung seiner Ziele die entspre¬ 
chenden Kräfte, darunter immer nach¬ 
drücklicher die NSDAP. 


Winkler an anderer Stelle: „Die 
Chance, eine zweite, diesmal funktions¬ 
tüchtige und zur Selbstverteidigung fä¬ 
hige parlamentarische Demokratie auf¬ 
zubauen, erhielt nach 1945 freilich nur 
ein Teil Deutschlands: die drei west¬ 
lichen Besatzungszonen, die spätere 
Bundesrepublik Deutschland, und der 
Westen des geteilten Berlin. Den Deut¬ 
schen, die im anderen Teil des Landes 
lebten, blieb die politische Freiheit 
viereinhalb Jahrzehnte lang vorenthal¬ 
ten.“ - Aber auch das entspricht ja nur 
den politischen Vorgaben ... 

Mit der größten Militärparade der 
Geschichte und mit einem Gedenk¬ 
marsch durch die russische Hauptstadt, 
an dem etwa 300 000 Menschen teil- 
nahmen, gedachte man in Moskau am 
vergangenen Sonnabend des 70. Jah¬ 
restages des Sieges über das faschisti¬ 
sche Deutschland. Landesweit erwar¬ 
teten die Organisatoren zu Gedenkfei¬ 
ern mindestens 1,1 Million Teilnehmer. 
Auch in Belarus und anderen ehemali¬ 
gen Sowjetrepubliken wie in der Uk¬ 
raine gingen Menschen auf die Stra¬ 
ße - so nicht nur in Donezk, Lugansk, 
Gorlowka oder in anderen Orten von 
„Novorossija“ sondern auch in Cher¬ 
son, Odessa ... 

Sicher, da gab es viel Eigenpropa¬ 
ganda, aber Wladimir Putin erinnerte in 
Moskau in seiner Rede bei der Militär¬ 


parade an Lehren der Geschichte und 
vor allem an das, was heute neue Ge¬ 
fahren mit sich bringt: Die Grundprin¬ 
zipien der internationalen Zusammen¬ 
arbeit, die nach den Leiden des Krieges 
entstanden waren, würden in den ver¬ 
gangenen Jahrzehnten immer häufiger 
ignoriert, erklärte Russlands Präsident. 
Es werde versucht, eine unipolare Welt 
und ein neues Blockdenken zu schaf¬ 
fen. „All das unterspült den Frieden.“ 
„Es muss unsere gemeinsame Auf¬ 
gabe sein, ein System aufzubauen, das 
gleiche Sicherheit für alle Staaten ga¬ 
rantiert und den aktuellen Bedrohun¬ 
gen entspricht“, so Putin. „Nur so kön¬ 
nen wir Frieden und Ruhe auf dem Pla¬ 
neten gewährleisten.“ 

Dass Merkel in Moskau diese Sor¬ 
gen bemerkt hat, ist anzunehmen; dass 
sie sich gegen die Politik der USA, der 
NATO und der EU gegenüber Russ¬ 
land stellt, nicht. Sie brüskierte ihre 
Gastgeber und warf Russland - ganz 
im Interesse jener, die in den USA, der 
NATO und im eigenen Land zur Es¬ 
kalation drängen - zum wiederholten 
Male und wider besseren Wissens eine 
„verbrecherische und völkerrechtswid¬ 
rige Annexion der Krim“ vor. 

Doch trotz der erneuten Zuspit¬ 
zung, trotz der Provokation: Noch ist 
der Gesprächsfaden nicht gerissen ... 

Nina Hager 


Fragen, 

Feiern, 

Kämpfen 

22. bis 25. Mai: 

Festival der Jugend in 
Köln 

Mit anderen Jugendlichen über ihre 
Erfahrungen aus Betrieb und Ge¬ 
werkschaft austauschen. Mit Nar- 
colaptic rocken. Die Jugend der Ar¬ 
beiterklasse zusammenführen - mit 
solchen Erwartungen werden am 
Pfingstwochenende hunderte Ju¬ 



gendliche nach Köln zum Festival der 
Jugend kommen. UZ hat Mitglieder 
von SDAJ und DKP, Unterstützer und 
Gäste des Festivals gefragt: Was sind 
deine Gründe, nach Köln zu fahren? 

Arnold Schölzel rechnet als Refe¬ 
rent damit, Fragen gestellt zu bekom¬ 
men, die an den Nerv gehen. Für Axel 
Koppey gehören SDAJ und Pfingsten 
seit Jahrzehnten zusammen, zum Fes¬ 
tival zu fahren ist genauso selbstver¬ 
ständlich wie die Unterstützung des 
revolutionären Jugendverbandes. Ezgi 
Güyildar von der DIDF-Jugend will 
sich die Möglichkeit, für vier Tage lang 
das Leben auf solidarischer Grundla¬ 
ge zu gestalten, nicht entgehen lassen. 

Die DKP mobilisiert zum Festival, 
weil es sich für linke Jugendliche, für 
junge Gewerkschafterinnen, für Schü¬ 
ler und Studierende lohnt, dorthin zu 
fahren. Weil die SDAJ Helferinnen 
und Helfer braucht. Und, weil es dort 
die Möglichkeit gibt, als Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten zu disku¬ 
tieren, Vorschläge zu machen und die 
Partei zu stärken - für die Kämpfe von 
heute und von morgen. 
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Große Fragezeichen 

IG Bau verkauft ihre Zentrale in Frankfurt am Main 


Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) reagiert auf 
ihre anhaltenden finanziellen Schwie¬ 
rigkeiten mit dem Verkauf ihrer Bun¬ 
deszentrale an der Olof-Palme-Stra- 
ße 19 in Frankfurt am Main. 

Wie die zum Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbund (DGB) gehörende IG 
BAU ihren Mitarbeitern diese Wo¬ 
che mitteilte, erfolgte der Abschluss 
des Kaufvertrages am 5. Mai. Dies be¬ 
deute aber keine Veränderung für die 
in der IG BAU-Zentrale arbeitenden 
Kolleginnen und Kollegen, heißt es in 
der Mitteilung weiter. Die Gewerk¬ 
schaft habe mit dem neuen Eigentü¬ 
mer einen zehn Jahre laufenden Miet¬ 
vertrag abgeschlossen. 

Die IG BAU ist seit längerem 
in finanziellen Schwierigkeiten, was 


vor allem auf das schrumpfende Bei¬ 
tragsaufkommen zurückzuführen 
ist. Strukturelle Veränderungen im 
Baugewerbe - so gibt es z.B. kaum 
noch Großbetriebe -, sinkende Mit¬ 
gliedszahlen und die Tatsache, dass 
die IG BAU viele Kolleginnen und 
Kollegen in Niedriglohnsektoren 
wie beispielsweise der Gebäuderei¬ 
nigung organisiert, prägen die Ein¬ 
nahmeseite. Mit dem Verkauf des 
„Tafelsilbers“ und der Anmietung 
von ehemals eigenen Immobilien 
können vielleicht kurzfristig Ver¬ 
pflichtungen bedient werden, die 
laufenden Kosten werden sich nicht 
verringern. 

Die Zukunft der IG BAU ist mit 
einem großen Fragezeichen zu ver¬ 
sehen. UZ 



„Haus der Baugewerkschaft“, Olof-Palme-Straße 19, Frankfurt am Main: 
Sitz des Bundesvorstands der IG Bauen-Agrar-Umwelt 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Lars Mörking 


Das Streikopfer 


Wir werden es multimedial um die 
Ohren bekommen: Deutschland ver¬ 
sinkt im Streik. 

Das geht so weit, dass selbst Strei¬ 
kende inzwischen vom Streik betrof¬ 
fen sind. So geschehen im Rahmen 
der Urabstimmung zum Erzwin¬ 
gungsstreik im Sozial- und Erzie¬ 
hungsdienst. Abstimmungskärtchen 
wurden von den Kolleginnen der 
Post nicht ausgeliefert, streikwillige 
von der Bahn nicht befördert ... die 
mögliche BILD-Schlagzeile zu die¬ 
sem Vorgang überlasse ich der Phan¬ 
tasie jeder einzelnen Genossin und 
jedem Genossen selbst. 

Statistisch gesehen wird in 
Deutschland immer noch vergleichs¬ 
weise wenig gestreikt, wie das Wirt¬ 
schafts- und Sozialwissenschaftliche 
Institut (WSI) der Hans-Böckler- 
Stiftung gerade wieder feststellte. 
Aber: Tarifrunden sind mehr denn 
je in der öffentlichen Diskussion, 
sind begleitet von Aktionen der Be¬ 
schäftigten, Gegenstand von Bericht¬ 
erstattung. 

Laufende Tarifrunden sind da¬ 
mit auch die Zeit erhöhter Auf¬ 
merksamkeit für gewerkschaftliche 
Positionen. Das Interesse geht selten 
von den Medien aus und wird noch 
seltener von ihnen bedient, sie inte¬ 
ressieren sich kaum für Inhalte oder 
Forderungen, die über Lohnsteige¬ 
rung hinausgehen, sondern fast aus¬ 
schließlich für die Folgen von Streiks. 
Man nehme nur die endlose Anein¬ 
anderreihung sinnloser Fernsehbil¬ 
der leerer Bahnsteige und genervter 
Reisender, O-Ton-Lieferanten für 
zahllose Variationen von Betroffen¬ 
heitsbekundungen und Stoßseufzern. 


Umso wichtiger, dass auch nicht 
betroffene Kolleginnen und Kolle¬ 
gen, Genossinnen und Genossen ihr 
politisches und persönliches Umfeld 
darüber aufklären, warum gerade 
gestreikt wird. Denn Streik ist nicht 
nur legitim - vor allem, aber nicht 
nur dort, wo gefühlt zu wenig ver¬ 
dient wird -, sondern auch wichtigs¬ 
tes und letztendlich einzig wirksames 
Mittel im Kampf um unsere Arbeits¬ 
bedingungen. 

Dass diese Streiks zunächst 
vor allem den „kleinen Mann“ in 
Deutschland treffen, zwingt uns, die 
gesellschaftliche Bedeutung von Ar¬ 
beitskämpfen hervorzuheben. Die 
Bahn, die Kita, das Krankenhaus - in 
all diesen Bereichen wirken sich die 
Arbeitsbedingungen der Kollegin¬ 
nen und Kollegen direkt auf Eltern 
und ihre Kinder, Patientinnen und 
Patienten, Pendlerinnen und Pendler 
aus - allerdings nicht in dem Maße, 
wie die Medien es uns glauben ma¬ 
chen wollen. 

Die Genossen aus Lübeck-Ost¬ 
holstein haben vollkommen recht, 
wenn sie vermuten, dass die Me¬ 
dien auch einen Kita-Streik nicht 
lange wohlwollend kommentieren 
werden. Denn wenn die ersten Un¬ 
ternehmen maulen, weil diejenigen, 
die ihre Werte schaffen, aufgrund der 
Streikauswirkungen nicht voll zur 
Verfügung stehen („die armen El¬ 
tern“, siehe unten), wird blitzschnell 
umgeschaltet und wir haben sie am 
Hals, die Streikopfer-Debatte. 

Dafür sollten wir inhaltlich ge¬ 
wappnet sein, und uns bewaffnen ... 
mit Kuchen. Für den nächsten Soli¬ 
besuch im Streiklokal. 


Dokumentiert 


„Die armen Eltern“ 


Solidaritätserklärung der DKP Lü¬ 
beck/Ostholstein zu den Streiks im So¬ 
zial- und Erziehungsdienst: 


Liebe Kolleginnen und Kollegen im 
Sozial- und Erziehungsdienst, 

mit unserem heutigen Schreiben 
möchten wir uns solidarisch mit Eu¬ 
rem Streik erklären. 

Auch unter uns Kommunistinnen 
und Kommunisten in Lübeck und Ost¬ 
holstein gibt es Mütter und Väter, wel¬ 
che damit direkt von Euren Streiks 
betroffen sind. Doch gerade deswegen 
haben wir nicht nur Verständnis für 
Euren Arbeitskampf, sondern es ist uns 
vielmehr ein besonderes Anliegen uns 
im vollen Umfang mit Euch solidarisch 
zu erklären! 

In dieser kapitalistischen Gesell¬ 
schaft beginnt die Selektion der Men¬ 
schen bereits im frühesten Kindesalter 


Lübeck 

Ostholstein 




über die Bildung und die Förderung, 
die wir erhalten. In späteren Jahren 
wird die soziale Förderung immer 
wichtiger, um nicht ins Abseits zu gera¬ 
ten. Eure Arbeit ist daher unentbehr¬ 
lich im Kampf um Chancengleichheit 
und gegen die soziale Ausgrenzung. 

Darüber hinaus wissen wir, wie in¬ 
tensiv und fordernd die Beschäftigung 
mit Kindern oder in sozialen Berufen 
sein kann. 

Hochwertige Bildung und Förde¬ 
rung kann nur dann erfolgen, wenn 
diejenigen, die diese Arbeit tagtäg¬ 
lich leisten, auch entsprechend dieser 
wichtigen Aufgabe qualifiziert und 
honoriert werden. Eure berechtigten 
Forderungen in dieser Tarifrunde lie¬ 


gen daher unseres Erachtens eher im 
unteren Bereich der dringend nötigen 
Honorierung Eurer Arbeit in dieser 
Gesellschaft. 

Die Deutsche Kommunistische 
Partei steht immer fest an der Seite 
der Lohnabhängigen, die um gerechte 
Löhne und ein lebenswertes Arbeits¬ 
umfeld kämpfen. Dies gilt gerade in 
Zeiten zunehmender Entsolidarisie- 
rung, regierungsseitiger Angriffe auf 
das Streikrecht, stetiger Forderung 
nach Profitmaximierung, Leiharbeit, 
Werksverträgen und Hartz IV. Hier 
gilt es gegenzusteuern - dafür müssen 
wir gemeinsam kämpfen! 

Es kann nicht sein, dass immer we¬ 
niger Menschen - immer schlechter 
bezahlt - immer mehr leisten müssen. 
Wir kämpfen daher für faire Löhne, die 
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn¬ 
ausgleich und eine gerechtere Wirt¬ 
schaftsordnung - den Sozialismus. 

Obwohl die medial erzeugte Stim¬ 
mung in diesem Land Eure Streiks 
im Moment noch eher wohlwollend 
begleitet, haben wir dennoch in der 
jüngsten Vergangenheit erlebt, wie 
im Großen und Ganzen ein vom Ka¬ 
pital gewolltes Klima der Entsolida- 
risierung mit streikenden Kollegin¬ 
nen und Kollegen geschaffen wird. 
Gut möglich, dass Springer-Presse 
und Co. sehr bald Kampagnen über 
„die armen Eltern, die durch die Kita- 
Streiks nicht mehr wissen wohin mit 
ihren Kindern“ losgetreten werden. 
Gerade dann sollt Ihr wissen, dass 
es trotzdem nach wie vor sehr viele 
Menschen gibt, die solidarisch an Eu¬ 
rer Seite stehen. 

Bertolt Brecht und Hanns Eisler 
schrieben im Text ihres „Solidaritäts¬ 
lied“ im Jahr 1929 „Wer im Stich lässt 
seines gleichen, lässt ja nur sich selbst 
im Stich“. Recht hatten und haben 
sie - nur Zusammenhalt und Solida¬ 
rität schaffen eine bessere Welt. Möge 
Euer Kampf um faire Bezahlung er¬ 
folgreich sein! 


„Wenn wir streiken, geht bei 
der Bahn gar nichts mehr“ 

EVG organisiert mehr als nur eine Berufsgruppe bei der Bahn - 
Tarifabschluss bis zum i. Juni gefordert • Interview mit Rainer Perschewski 


UZ: Die Gewerkschaft Deutscher Lo¬ 
komotivführer (GDL) hat die gesam¬ 
te letzte Woche gestreikt. Die Deutsche 
Bahn AG (DB AG) behauptet, ein we¬ 
sentliches Problem sei die Uneinigkeit 
über erreichte Ergebnisse und hat mit 
Platzeck einen Vermittler vorgeschla¬ 
gen. Wie bewertest du die Ergebnisse 
des Streiks? Gibt es wirklich einfach 
Kommunikationsprobleme zwischen 
alten eitlen Männern auf beiden Seiten 
oder was steckt dahinter? 

Rainer Perschewski: Bisher gibt es kei¬ 
ne Ergebnisse und keine Fortschritte. 
Ich denke, dass die Einschätzung, hier 
würde das Unternehmen mit Verzöge¬ 
rungstaktik arbeiten, richtig ist. Ich fin¬ 
de aber dennoch die Diskussion in den 
Medien im Moment ziemlich schräg. Es 
geht hier weder um Kommunikations¬ 
probleme zwischen Personen, noch um 
einen Machtkampf zwischen Gewerk¬ 
schaften. Letzteres wird auch von der 
DB AG häufiger ins Spiel gebracht. Die 
GDL nimmt schlicht ihre Rechte wahr. 

Nun wird uns als Mitgliedern der 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG)vorgeworfen, dass wir uns unso¬ 
lidarisch verhalten, weil wir die GDL 
nicht unterstützen. Das ist jedoch ein 
verquerer Blick auf die Ereignisse. Die 
EVG-Führung hat in den letzten Tarif¬ 
runden immer wieder die Zusammen¬ 
arbeit angeboten. Was wir uns aber von 
der GDL-Führung anhören müssen, 
sind Beschimpfungen. In jeder Stel¬ 
lungnahme vom GDL-Chef Wesels- 
ky wird erstmal versucht, die EVG zu 
diskreditieren. Dazu kommen Äuße¬ 
rungen, die nur dazu dienen, die Grä¬ 
ben breiter zu machen. Es gäbe eine 
ganz einfache Lösung, gemeinsam zu 
verhandeln: Wir nehmen die GDL- 
Tarifverträge für die Lokführer und 
die EVG-Tarifverträge für das weite¬ 
re Zugpersonal als Grundlage. Hier 
bringt jede Seite ihre Forderungen 
ein. Dazu ist die GDL aber nicht be¬ 
reit. Sie besteht auf einer eigenen Ta¬ 
rifstruktur, was zur Folge haben wird, 
dass genau das schief gehen kann, was 
schon bei dem Tarifvertrag für die Lok¬ 
führer passiert ist. Die GDL wird nicht 
den gesamten Umfang der Regelungen 
im Blick haben. Es gibt von unseren 
Kollegen Berechnungen, wonach die 
Vorstellungen der GDL für die von 
ihr umworbenen Berufsgruppen klare 
Verluste bringen würden. 

UZ: Die EVG steckt ebenfalls in Ta¬ 
rifverhandlungen und bereitet sich ih¬ 
rerseits auf Aktionen vor. Wie sähe ein 
Streik der EVG aus und was würde es 
bedeuten, wenn die EVG zum Streik 
aufruft und die Lokführer nicht mit¬ 
streiken? 

Rainer Perschewski: Es kommt na¬ 
türlich darauf an, ob nur ein Bereich 
zum Streik aufgerufen wird oder alle. 
Im Januar hatten wir eine Situation, in 
der die Tarifverhandlungen festgefah¬ 
ren waren und wir uns auf einen alle 
Bereiche umfassenden Warnstreik 
vorbereitet haben. Das hätte bedeu¬ 
tet, dass bei der Bahn gar nichts mehr 
geht. Dann können weder DB-Bahnen 
noch so genannte Privatbahnen fah¬ 
ren. Weder im Personenverkehr noch 
im Güterverkehr bewegt sich dann ir¬ 
gendetwas, unabhängig davon, in wel¬ 
cher Gewerkschaft jemand ist. Auch 
die Aufstellung von Notfahrplänen 
hätte der DB nix genützt. Die „Streik¬ 
macht“ liegt in diesem Fall bei den Be¬ 
triebszentralen und anderen für die Si¬ 


cherheit des Bahnverkehrs wichtigen 
Tätigkeiten. Ist deren Funktion nicht 
gewährleistet, kann und darf nichts 
fahren. Der DB-Vorstand hat sich da¬ 
her auch schnell auf die Forderungen 
der EVG eingelassen. Derzeit hat die 
EVG wieder ein Ultimatum gesetzt. 
Wir fordern einen Tarifabschluss spä¬ 
testens zum 1. Juni. Dafür stehen noch 
zwei Verhandlungstermine zur Verfü¬ 
gung. Die Eisenbahnerbetriebsgrup¬ 
pen sind von der EVG-Führung auf¬ 
gefordert, für Aktionen am 21. Mai in 
Berlin zu mobilisieren. Sollte dort kein 
Durchbruch erzielt werden, dann dro¬ 
hen ab dem 1. Juni Arbeitskampfmaß¬ 
nahmen. 

UZ: Die EVG wird als sozialpartner¬ 
schaftlich orientiert und wenig kämp¬ 
ferisch wahrgenommen, auch weil sie 
als TRANSNET-Nachfolgeorganisati- 
on immer noch mit ihrem Ex-Vorsit¬ 
zenden Norbert Hansen in Verbindung 
gebracht wird, der anschließend in den 
Vorstand der DB AG gewechselt ist. Wie 



Rainer Perschewski ist Vorsitzender 
des Berliner Betriebsgruppenaus¬ 
schusses der EVG, der etwa 12 000 
Mitglieder umfasst. Seit Mai 2014 
ist er stellvertretender Betriebs¬ 
ratsvorsitzender in der Zentrale der 
Bahnhofsgesellschaft der Deutschen 
Bahn. 


nimmst du deine Gewerkschaft wahr, ist 
sie überhaupt konfliktfähig? 

Rainer Perschewski: Ich kann diesen 
Hinweis auf Norbert Hansen nicht 
mehr hören. Das ist gefühlt schon eine 
halbe Ewigkeit her. Der Fall Hansen 
war eine peinliche Nummer und wur¬ 
de von den meisten Bahnern als das 
wahrgenommen was er ist: Verrat. In¬ 
zwischen ist aber eine Menge passiert. 
Die TRANSNET gibt es nicht mehr 
und die EVG hat sich mit ihrer Grün¬ 
dung 2010 eine neue (Betriebsgrup¬ 
pen-) Struktur gegeben. Es liegt viel 
mehr Verantwortung in ehrenamtli¬ 
cher Hand. Der Aufbau der Betriebs¬ 
gruppen oder der anderen Strukturen 
ist zwar ziemlich zäh, aber wir können 
immer wieder erleben, dass die Basis 
vermehrt ihre Verantwortung wahr¬ 
nimmt und das Gesicht der Gewerk¬ 
schaft in den Betrieben bestimmt. Die 
Aktionsbereitschaft wächst und inzwi¬ 
schen schlägt sich das auch wieder in 
steigenden Mitgliedszahlen nieder. Bei 
den im Beruf stehenden Mitgliedern 
steigt der Organisationsgrad. Aller¬ 
dings werden wir aufgrund eines ho¬ 
hen Rentneranteils unterm Strich die 
nächsten Jahre noch Mitglieder verlie¬ 
ren. 


Auch haben wir programmatisch 
nachgelegt. In dem neuen Grundsatz¬ 
programm lehnt die EVG beispielswei¬ 
se Privatisierungen ab. Das war auch 
ein Punkt der zu Hansens Zeiten nicht 
möglich gewesen wäre. Mit unserem 
Grundsatzprogramm wird auch zu an¬ 
deren gesellschaftlichen Fragen Stel¬ 
lung bezogen. Mir persönlich reicht es 
in der Form inhaltlich zwar nicht, aber 
bei allem dürfen wir nicht vergessen, 
dass die Gewerkschaft keine homoge¬ 
ne Gruppe ist, sondern ein Spiegelbild 
der Gesellschaft. 

Unsere Fähigkeit in gesellschaftli¬ 
che Auseinandersetzungen einzugrei¬ 
fen. ist deutlich gestiegen. Wenn ich mir 
meine gewerkschaftlichen Aktivitäten 
der letzten dreißig Jahre ansehe, dann 
fand ich es schon lange nicht mehr so 
motivierend sich gewerkschaftlich zu 
engagieren, wie in den letzten Jahren. 
Die Gewerkschaft ist im Wandel be¬ 
griffen und unser Motto „Wir leben 
Gemeinschaft!“ wird greifbar. 

UZ: Wenn sich die GDL mit der Forde¬ 
rung durchsetzt, auch Zugbegleitperso¬ 
nal und Lo krangier führ er vertreten zu 
dürfen, wird die EVG dann potentiell 
zur Minderheitsgewerkschaft in Betrie¬ 
ben der DB und wie steht die EVG zum 
Gesetzesvorschlag der Arbeitsministe¬ 
rin Andrea Nahles, der die Tarifeinheit 
regeln soll? 

Rainer Perschewski: Ich will mal eines 
klar stellen: Die Eisenbahnergewerk¬ 
schaft, also die Gewerkschaft die den 
Blick auf alle Beschäftigten hat, das 
ist die EVG. Wir haben bei den letz¬ 
ten Betriebsratswahlen 76 Prozent 
aller Mandate geholt, bei den Auf¬ 
sichtsratswahlen über 80 Prozent. Die 
GDL - als Organisation einer kleinen 
Berufsgruppe - hat bei beiden Wahlen 
etwa 9 Prozent der Mandate erhalten. 
Bei den Aufsichtsratswahlen hat sie so¬ 
gar Mandate verloren. 

Konzernweit sind in Deutschland 
60 Prozent - also über alle Berufs¬ 
gruppen - der Kolleginnen und Kol¬ 
legen in der EVG organisiert. Bei den 
Berufsgruppen, die die GDL jetzt ta¬ 
rifieren will, ist eine verschwindende 
Minderheit bei ihr organisiert. Die 
EVG ist eine Hausmacht und keine 
„Hausgewerkschaft“, die ein Kon¬ 
zernvorstand nicht einfach ignorie¬ 
ren kann. Ich habe in meiner Tätig¬ 
keit, bevor ich in die Freistellung als 
Betriebsrat gewechselt bin, für die 
so genannte Arbeitnehmerbank des 
Aufsichtsrates gearbeitet. Da konnte 
ich selbst erleben, was es heißt, Haus¬ 
macht zu sein und wie die Vorstände 
reagieren. Nur in den Betrieben - und 
das ist keine neue Erscheinung - wo 
die Lokführer den größeren Teil der 
Beschäftigten stellen, könnten wir in 
eine Minderheitenposition gelangen, 
das sind aber nur eine Handvoll der 
Betriebe. 

Dennoch lehnen wir das Tarifein¬ 
heitsgesetz ab. Leider haben wir es 
auf unserem kleinen Gewerkschafts¬ 
tag versäumt, die vom Bundesvor¬ 
stand vorgelegte Resolution zum Ta¬ 
rifeinheitsgesetz deutlicher zu formu¬ 
lieren. So bleibt die offizielle Position 
schwammig in ihrer Aussage. Der stell¬ 
vertretende Bundesvorsitzende, Klaus 
Dieter Hommel, hat aber in einer 
Stellungnahme in den Medien gesagt: 
„Hände weg von jeder Regelung, die 
die Tarifautonomie einschränkt!“ Das 
ist die richtige Position. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 
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„Monster-Schichten“ in der Gastronomie 

Dehoga führt Kampagne gegen Mindestlohn 



D en Unternehmern im Hotel- 
und Gastronomiegewerbe geht 
die tägliche Maloche ihrer Be¬ 
schäftigten noch immer nicht lang ge¬ 
nug. Sie blasen daher zum Angriff auf 
das geltende Arbeitszeitgesetz und 
nutzen jede Gelegenheit zur Anti- 
Mindestlohnpropaganda. So auch auf 
dem Frühlingsfest Ende April auf den 
Cannstatter Wasen in Stuttgart. Dort 
demonstrierten etwa 4000 Hoteliers 
und Gastronomen des Deutschen Ho¬ 
tel- und Gaststättenverbands (Dehoga) 
lautstark und medienwirksam gegen 
Mindestlohn und die damit verbunde¬ 
ne Aufzeichnungspflicht der Arbeits¬ 
zeiten. Zudem forderten die Dehoga- 
ner, dass die Schichten ihrer Beschäf¬ 
tigten künftig zwölf statt zehn Stunden 
dauern dürfen. 

Fritz Engelhardt der Dehoga-Prä- 
sident von Baden-Württemberg jam¬ 
merte „Was seit Jahresbeginn poli¬ 
tisch auf uns einprasselt, nämlich das 
Mindestlohngesetz und seine Neben¬ 
wirkungen, sprengt das Maß des Er¬ 
träglichen“. Engelhardt beklagte die 
„erheblichen Probleme mit der Bü¬ 
rokratie und dem Arbeitszeitgesetz“ 
und kritisierte die bisher bestehenden 
gesetzlichen Schichtzeiten, die Arbeit 
von mehr als zehn Stunden pro Tag 
verbieten. „Auch in Ausnahmefällen 
und sogar dann, wenn die Mitarbei¬ 
ter selbst so lange arbeiten wollen und 
ordentlich dafür bezahlt werden“. Von 
der Regierung forderte er die Ausdeh¬ 
nung auf zwölf Stunden Arbeit pro Tag 
an maximal drei Tagen pro Woche. 

Zur Dehoganer-Kundgebung ge¬ 
kommen waren auch der Minister für 
Ländlichen Raum und Verbraucher¬ 
schutz, Alexander Bonde (Grüne) 
und Wirtschaftsminister Nils Schmid 
(SPD). Der SPD-Minister erklärte es 
gehe „um die ordnungsgemäße Erfas¬ 


sung der Arbeitszeit, die für den Min¬ 
destlohn nötig ist.“ Und bekundete, 
dass unnötige Bürokratie abgeschafft 
werden sollte. Grünen-Minister Bonde 
setzte noch eins drauf und beglückte 
die anwesenden Hoteliers und Gastro¬ 
nomen mit dem Satz „Die Bundesre¬ 
gierung ist in der Pflicht, die Entbüro¬ 
kratisierung zu fördern.“ Er sei für den 
Mindestlohn, aber nur mit dem Ver¬ 
waltungsaufwand, den es auch wirk¬ 
lich brauche. 

Zum Glück aber gibt es Gewerk¬ 
schaften. Stante pede konterte der 
Stuttgarter Geschäftsführer der Ge¬ 
werkschaft Nahrung-Genuss-Gast- 
stätten (NGG), Dieter Kindler, via 
Stuttgarter Zeitung : „Wer betrügen 
und lügen will, der regt sich über die 
Pflicht der Arbeitsaufzeichnung auf.“ 
Anderen Orts erteilte Burkhard Sie- 
bert, stellvertretender Vorsitzender 
der NGG den Forderungen des Ho¬ 
tel- und Gaststättenverbandes Deho¬ 
ga ebenfalls eine klare Absage: „Sollte 
das Arbeitszeitgesetz tatsächlich derar¬ 
tig verschlechtert werden, werden wir 
uns vehement dagegenstemmen.“ Es 
dürfe keine „Monster-Schichten“ auf 
dem Rücken der Beschäftigten geben, 
so Siebert. 

Der NGG-Vize entlarvte kurz 
und bündig um was es dem Dehoga 
geht: Der Dehoga wolle, so Siebert, 
wohl das Arbeitszeitgesetz an eine 
Realität anpassen, die heute oft ge¬ 
nug schon die dort Beschäftigten be¬ 
nachteilige und belaste: „Die umge¬ 
kehrte Richtung ist die richtige - die 
Arbeitnehmerschutzregeln müssen 
endlich auch im Gastgewerbe Platz 
greifen!“ Und Siebert erinnerte dar¬ 
an, dass nach geltendem Gesetz acht 
Stunden die Regel und zehn bereits 
die Ausnahme seien. Nun verlange 
der Dehoga sogar 12 Stunden, das 


hieße mit Pausen praktisch 13 Stun¬ 
den Anwesenheit im Betrieb.“ Dazu 
kämen noch die Wegezeiten, die gera¬ 
de in ländlichen Räumen die Abwe¬ 


senheit von zu Hause schnell auf 15, 
16 Stunden ansteigen ließe. „Wie ein 
Gastwirt das einer allein erziehenden 
Mutter zumuten will, bleibt schleier¬ 


haft!“ Die NGG werde der von der 
Dehoga geforderten Legalisierung 
von Ausbeutung und Gesundheits¬ 
gefährdung nicht die Hand reichen. 
Die Dokumentation der Arbeitszei¬ 
ten als Bürokratie-Monster zu dif¬ 
famieren wie es der Dehoga tue sei 
„scheinheilig und absurd“. 

„Wenn ein Arbeitgeber seine Be¬ 
schäftigten nach geleisteter Arbeit 
entlohnt, müssen Beginn und Ende 
der Arbeitszeit aufgezeichnet werden. 
Das ist ein völlig normaler Vorgang. 
Dass insbesondere das Gastgewerbe 
kampagnenartig am lautesten protes¬ 
tiert und sogar die Ausweitung der Ar¬ 
beitszeiten fordert, ist ein Beleg dafür, 
dass seit Jahren gegen das geltende 
Arbeitszeitgesetz verstoßen wird und 
Überstunden nicht bezahlt werden. 
Mit dem Mindestlohngesetz, der Do¬ 
kumentation der Arbeitszeiten, den 
Kontrollen und angedrohten Sanktio¬ 
nen ist es endlich möglich, den Sumpf 
von Schwarzgeld und Betrug trocken 
zu legen“, ist sich Michaela Rosenber¬ 
ger sicher. Die Vorsitzende der NGG 
forderte außerdem: „Der Koalitions¬ 
ausschuss darf jetzt nicht dem Druck 
von Arbeitgebern und ihren Lobbyis¬ 
ten nachgeben und das Mindestlohn¬ 
gesetz wieder aushöhlen“. 

Wer als Beschäftigter in der Bran¬ 
che arbeitet und seine Rechte wahr¬ 
nehmen will, ist dem Druck der Un¬ 
ternehmen ausgesetzt und muss um 
seinen Job bangen. Deshalb sei es 
notwendig, so die NGG-Vorsitzende, 
dass die Beweislast umgekehrt werde: 
„Nicht die Arbeitnehmer sollten vor 
Gericht nach weisen müssen, wie viele 
Stunden sie gearbeitet hätten. Auch ein 
Verbandsklagerecht ist nötig. Gewerk¬ 
schaften müssen stellvertretend für Ar¬ 
beitnehmer klagen können 

Manfred Dietenberger 


„Kriege kommen nicht über uns, sie werden gemacht“ 

Gewerkschaftsdemo für Frieden und Solidarität in Bochum 



In Bochum hat sich zu Anfang des Jah¬ 
res eine Initiative „Gewerkschafterln- 
nen für Frieden und Solidarität“ ge¬ 
bildet, die von Funktionären aus den 
Gewerkschaften ver.di, NGG, GEW, 
IG Metall, IG BCE, dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund (DGB) getragen 
wird. Unterstützt auch von vielen so¬ 
zialen Gruppen, linken Parteien und 
Friedensgruppen hatte die Initiative zu 
einer Kundgebung und Demonstration 
am 9. Mai in Bochum aufgerufen, an 
der sich annähernd 1 000 Menschen 
beteiligten. 

Bei der Auftaktkundgebung am 
Bochumer Hauptbahnhof brachte 
Gudrun Müller (Bezirksgeschäftsfüh¬ 
rerin ver.di) das Ziel der Aktionen 
zum Ausdruck: „Im 70. Jahr nach der 
Befreiung von Krieg und Faschismus 
sind gerade wir in den Gewerkschaften 
aufgerufen, uns aktiv gegen jegliche 
Art von Fremdenfeindlichkeit, gegen 
rechte Politik und Faschismus - und für 
Frieden einzusetzen“. 

Rainer Einenkel erinnerte daran, 
dass 1945 von unserem Kundgebungs¬ 
platz nur Trümmer zu sehen waren. Er 
erinnerte an die Opfer des Faschismus, 
die Juden, Sinti und Roma. „In den 
Konzentrationslagern starben zehn¬ 
tausende Antifaschisten, Pazifisten, 
Kommunisten, Sozialdemokraten, Ge¬ 
werkschaftler, Christen, Homosexuel¬ 
le, behinderte Menschen. Das furcht¬ 
bare Ergebnis dieser faschistischen Po¬ 
litik war ein Weltkrieg mit 55 Millionen 
Toten“, so Einenkel. Der frühere Opel- 
Betriebsratsvorsitzende ging auch auf 
die heutige Spaltung und Ausgren¬ 
zung „in unserem reichen Land“ ein. 
Er führte aus: „Wer sehen will, wie ein 
Globalplayer das macht, der soll sich 
das Trümmerfeld an der Wittener Stra¬ 
ße ansehen. Unser ehemaliges Bochu¬ 
mer Opelwerk. Dort vernichten Gene¬ 
ral Motors und ihre Tochter Opel gera¬ 
de über 3 000 Arbeitsplätze“. 


Die anschließende Demonstrati¬ 
on, bei der die vielen Fahnen der Ge¬ 
werkschaften, der Friedensbewegung 
von Parteien und Jugendorganisatio¬ 
nen für ein buntes Bild sorgten, führ¬ 
te durch die südliche Innenstadt zum 
Schauspielhaus. Bei ihrer Begrüßung 
wies Sabine Reich (Chefdramaturgin 
am Schauspielhaus) auf „die gute Tra¬ 
dition hin, sich an diesem Ort zu ver¬ 
sammeln und Kritik zu üben“. 

Auf der Kundgebung vor dem 
Schauspielhaus ging Jochen Marquardt 
(DGB Ruhr-Mark) auf die Bildung 
der Initiative ein. Es haben Kollegin¬ 
nen und Kollegen aus den Gewerk¬ 
schaften der Region zusammenge¬ 
funden, „um miteinander Anstöße für 
die Belebung und Neubelebung der 
gewerkschaftlichen Grundtugenden 
im Kampf für Frieden und Solidarität 
zu geben“. „Die Basis für unsere Ini¬ 
tiative“ so Marquard, „bilden unsere 
grundlegenden Beschlüsse und Sat¬ 
zungen im DGB und in unseren Mit¬ 
gliedsgewerkschaften, die Grundlage 
ist unsere tiefe Überzeugung, dass wir 
in unseren Betrieben und in unseren 
Organisationen immer stärker in der 
Verantwortung stehen, unsere betrieb¬ 
lich notwendigen Kämpfe mit den Aus¬ 
einandersetzungen um eine andere Po¬ 
litik in unserem Land und darüber hi¬ 
naus zu verknüpfen“. 

Auch er erinnerte an die politi¬ 
schen und sozialen Hintergründe: 
„Wir schauen in unserem Land auf 
den größten Niedriglohnsektor in Eu¬ 
ropa. Wir blicken auf ein Jahrzehnt 
des Reallohnabbaus, des Rückbaus 
des Sozialen und der Spardiktate in 
unseren Städten und Gemeinden. Die 
Wirtschaft hat bestellt und die Politik 
hat angerichtet - Der Neoliberalismus 
feiert Triumphe! Die Ökonomisierung 
unserer Gesellschaft ist zu einer Glau¬ 
benslehre mit mystischem Zuschnitt 
geworden.“ 


Zu Beginn seiner Rede wies auch 
Horst Schmitthenner (IG Metall) auf 
die Bedeutung der Gründung der Bo¬ 
chumer Initiative hin. „Ich hoffe, dass 
überall in der Republik die Bildung 
vieler solcher Bündnisse folgen wird.“ 
Schmitthenner sagte, dass Krieg und 
Militär keine Probleme löse, „Kriege 
kommen nicht über uns, sie werden 
verbreitet und gemacht“. Das langjäh¬ 
rige Vorstandsmitglied der IG Metall 
sprach sich für eine Beendigung der 
Rüstungsproduktion und ihre Um¬ 
stellung auf zivile Produktion aus. „Wir 
wollen Rüstungskonversion und die 
Einstellung der Rüstungsexporte“, so 
Schmitthenner. Und er forderte: „Das 
Sterben im Mittelmeer muss aufhören 
und zwar sofort! (...) Die unsägliche 
europäische Abschottungspolitik muss 


beendet werden: Wir brauchen legale 
und sichere Wege für Flüchtlinge nach 
Europa“. 

Die Vertreterin der ver.di-Jugend 
Claudia Zinn forderte engagiert dazu 
auf, aktiv gegen die Bundeswehrwer¬ 
bung unter jungen Menschen zu wer¬ 
den: „Kein Werben fürs Sterben - Bun¬ 
deswehr raus den Schulen“. 

Zur Solidarität mit dem griechi¬ 
schen Volk rief Giorgos Chondros 
(SYRIZA-Griechenland) auf. Er sag¬ 
te, dass Griechenland auch uns in 
Deutschland etwas angeht. „Es geht 
darum, in Griechenland auszutesten, 
was eine Bevölkerung aushalten kann“, 
um dann in Europa und Deutschland 
ähnliches machen zu können. Mit lau¬ 
ten Venceremos- Rufen und Sirtaki- 
Tänzen endete die Kundgebung. 


Horst Schmitthenner hatte zuvor 
unter dem Beifall der Zuhörer ausge¬ 
führt: „Gestern wie heute streiten wir: 
Für eine Gesellschaft, in der Solidarität 
und Humanität nicht immer wieder ge¬ 
gen die Profit- und Machtinteressen ei¬ 
ner kleinen Minderheit durchgekämpft 
werden muss! Das wäre zweifelsohne 
eine Gesellschaft jenseits der Zwänge 
des heutigen Kapitalismus. Eine uralte 
Hoffnung, aber zugleich hoch hochak¬ 
tuell.“ (Auszüge aus der Rede von Horst 
Schmitthenner in der nächsten UZ) 

Die Bochumer Initiative wird nach 
dem 9. Mai die Frage der Rüstungs¬ 
konversion in den Vordergrund der 
Diskussion und Arbeit stellen. Auch 
soll der Antikriegstag endlich als ge¬ 
werkschaftlicher Aktionstag wiederbe¬ 
lebt werden. Günter Gleising 
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Der 8. Mai und die Revanche 

Vom schwierigen Umgang der deutschen Eliten mit ihrer Jahrhundertpleite 





Schon Anfang Mai 1945 wurde der sowjetische Soldatenfriedhof Stukenbrok im Kreis Gütersloh eröffnet, nur einen Monat 
nach der Befreiung durch die US-Amerikaner. Im ehemaligen Stalag 326 ermordeten die Faschisten 65 000 sowjetische 
Kriegsgefangene. Unser Bild zeigt den Obelisken im Zentrum des Friedhofes; das Mahnmal, das die 8 000 Überlebenden 
zum Andenken an ihre toten Kameraden errichteten. Am 6. Mai 2015 sprach Bundespräsident Gauck hier. 


G auck in Stukenbrock. Ausgerech¬ 
net er zum 70. Jahrestag. Der 
8. Mai 1945 ist ebenso eine of¬ 
fene Wunde für den deutschen Imperi¬ 
alismus wie der 11. November 1918. In 
beiden Fällen hatte der „Griff nach der 
Weltherrschaft“ in einer Katastrophe ge¬ 
endet. Der letzte allerdings so gründlich, 
und mit so gravierenden Folgen für seine 
materielle Basis, dass sich - militärisch - 
eine dritte Neuauflage von selbst verbot. 

Dies hatte gravierende Folgen für 
die politisch-propagandistische Darstel¬ 
lung. Während zum 11. November eine 
breit angelegte, offensiv revisionistische 
Propagande (Dolchstoß und Schand- 
Vertrag) gefahren wurde, herrschte zum 
8. Mai weithin beklommenes Schweigen. 
Ein Schweigen der Hunderttausenden, 
vielleicht Millionen, die an dem großen 
Morden mittelbar oder mit eigener Hand 
beteiligt gewesen waren. 

Natürlich sind die alten Verbrechen 
nur in seltenen Fällen ein Hindernis für 
Neue. Vor allem dann nicht, wenn sie 
mit einer zynisch-antihumanen, extrem 
nationalistischen Weltanschauung un¬ 
terlegt sind. Viele in Wehrmacht und SS 
hatten schon 1944 davon geträumt mit 
Amerikanern und Briten endlich das zu 
erreichen, woran sie in Stalingrad, am 
Kursker Bogen und in Belarus (Opera¬ 
tion Bagration) so kläglich gescheitert 
waren. Schon bald nach 1945 gab es das 
revanchistische Trommeln der Vertriebe- 
nenverbände, die Ablehnung der Oder- 
Neiße-Grenze, die Wiederbewaffnung, 
die Forderung nach Atomwaffen und 
die Schlusstrichdebatte. Aber mit dem 
Funksignal des Sputnik am 4. Oktober 
1957 war dieses Säbelrasseln ein Ana¬ 
chronismus. Die Sowjetunion hatte die 
Bombe und sie besaß die Trägermittel. 
Der deutsche Imperialismus spielte mit 
Deutschlands Existenz und seiner eige¬ 
nen. Der Revanchismus von 1945 konnte 
daher nicht die politische Handlungsebe¬ 
ne erreichen wie der von 1918. Selbst als 
es später darum ging, dem Sozialismus 
das Perhing-II-Messer an die Gurgel zu 
setzen, löste diese „Nachrüstung“ keinen 
nationalen Freudentaumel, sondern den 
größten Proteststurm in der Geschichte 
der Bundesrepublik aus. 

Gibt es keine reale Handlungsoption 
so heißt der Ausweg gern Verdrängung, 
Bagatellisierung, Relativierung, Mystifi- 
zierung. Nicht anders beim 8. Mai. Aber 
da gab ein anderes Feld, auf dem konn¬ 
te man siegen: Das Bretton-Woods- und 
Mashallplan-gestüzte „Wirtschaftswun¬ 
der“. Der Neckermannkatalog, wurde zur 
schlagkräftigsten und letztlich entschei¬ 
denden Waffe gegen die mühsamen Ver¬ 
suche der „armen Brüder und Schwes¬ 
tern in der Soffjetzone“. 


Die erfolgreiche Rückeroberung der 
„Zone“ stellte die Berliner Republik 
dann aber vor völlig neue ideologische 
Herausforderungen. Die Bedenken der 
Nachbarn gegen ein neues Großdeutsch¬ 
land wogen schwer. Eine Zustimmung 
zum „Zwei-plus-Vier-Vertrag“ von Frau 
Thatcher und Herrn Mitterand war kei¬ 
neswegs selbstverständlich. In Polen 
sorgte die mehrdeutige Haltung Helmut 
Kohls zur Oder-Neiße für erhebliche Ir¬ 
ritationen. Wollten die deutschen Eliten 
die wirtschaftliche und währungspoliti¬ 
sche Integration Europas voranbringen, 
eines Europa, in dem Deutschland schon 
aufgrund seiner ökonomischen Potenzen 
eine herausgehobene (heute dominante) 
Rolle spielen würde - eine Aufgabe von 
erstrangigem strategischem Interesse -, 
dann mussten sie in Bezug auf die Ver¬ 
gangenheit Kreide fressen und jeglichen 
Anschein von Revisionismusambitionen 
vergessen machen. Was dann passierte, 
hätte der Reichsminister für Volksauf¬ 
klärung auch nicht besser hingebracht. 
In dem mit brachialer Medienmacht ge¬ 
zimmerten Gründungsmythos erscheint 
die Berliner Republik als eine Geläuter¬ 
te, aus dem Sumpf der Vergangenheit 
gleichsam in einer Metamorphose zu ei¬ 
nem demokratischen Vorbild Erblühte. 
In den Worten der unvergleichlichen grü¬ 
nen Pastorin Vollmer als das (wohl von 
ihr und ihresgleichen) „gründlich zivili¬ 
sierte“, das wahre Neue Deutschland. Zu 
dieser im besten Ufa-Stil illuminierten 


Reklametafel, die ein Jahrhundertver¬ 
brechen zur Premiummarke veredelte, 
gehörte, neben einer geostrategischen 
Unbedarftheit und Unambitioniertheit 
(von „Birne“ perfekt zur Schau gestellt), 
vor allem ein medial breit angelegter, 
staatlich verordneter „Anti-Hitlerismus“. 

Zentrales Element dieses „Anti-Hit- 
lerismus“ ist die Mystifizierung Adolf 
Hitlers zu einer 
quasi-religiös 
singulären Figur 
des absolut Bö¬ 
sen, zu einer mo¬ 
dernen Reinkar- 
nation des Anti¬ 
christen. Hinter 
diesem negativ gewendeten Übermen¬ 
schen verschwinden praktischerweise 
die IG Farben, die Deutsche Bank, die 
Vereinigten Stahlwerke und was es da 
sonst noch an Unterstützern und Profi¬ 
teuren gab. Faschismus das ist Antisemi¬ 
tismus. Alles was nach gesellschaftlicher 
Struktur, was nach Kapitalismus oder 
gar Imperialismus riecht, kommt in die¬ 
ser personifiziert-moralisierenden Bana- 
lisierung nicht vor. Hitler wollte die Ju¬ 
den umbringen und hat darum den Krieg 
begonnen, lautete, in der Guido-Knopp- 
Endlosschleife unzählige Male wieder¬ 
holt, die Botschaft. Im Berliner Steelen- 
feld ist sie in hunderte Tonnen Beton 
gegossen. 

Dass dieser staatlich verordnete 
„Anti-Hitlerismus“ mit Anti-Faschismus 


nicht viel gemein hat, weiß jeder, der 
versucht hat, sich dem heutigen, ganz re¬ 
alen Faschismus entgegen zu stellen. Die 
Staatsmacht weiß nicht nur beim NSU, 
wo ihr Platz ist. Der staatliche verord¬ 
nete Anti-Antisemitismus bedeutet ja 
nicht Anti-Rassismus. Klar, geht es heute 
nicht mehr gegen die Juden. Um zu wis¬ 
sen, wer heute die Untermenschen sind, 
muss man nur 
Thilo Sarrazin, 
der AfD, Hogesa 
etc. pp. zuhören. 
Rassismus ist 
elementarer Be¬ 
standteil des Im¬ 
perialismus, wie 
man beim Großen Bruder USA immer 
wieder studieren darf. 

Die Euro-Krise hat die Erforder¬ 
nisse des Propagandabildes nochmals 
verändert. Deutschland, besser die 
deutsche Exportindustrie, ist getreu 
dem Kanzlerinnenwort „gestärkt aus 
der Krise hervorgegangen“. Berlin hat 
sich zu einem gefürchteten Dominator 
der europäischen Politik, speziell der 
Finanzpolitik entwickelt. Seine auste- 
ritätspolitischen Bemühungen zur Ger- 
manisierung Europas, der Verwandlung 
des Kontinents, koste es, was es wolle, in 
eine von Deutschland geführte, global 
führende Exportmaschine, ruft unter 
den Betroffenen düstere Erinnerung 
an die Zeiten wach, in denen die ger¬ 
manischen Herrenmenschen ihnen mit 


Hinter dem negativ gewendeten 
Übermenschen Hitler 
verschwinden praktischerweise 
die IC Farben, die Deutsche Bank, 
die Vereinigten Stahlwerke usw. 


Blockupy - quo vadis? 

Auswertung 18. 3. Frankfurt - Konsens über weitere Aktionen 


Der 18. 3. 2015, der Tag der nur rudi¬ 
mentär möglichen EZB-Eröffnung in 
Frankfurt/M., wird in die Annalen radi¬ 
kal-linken Aufbegehrens gegen das herr¬ 
schende Establishment eingehen. Nicht 
nur, weil es in den frühen Morgenstun¬ 
den des 18.3. zu gewaltgetragenen Akti¬ 
onen seitens der nicht genau verortbaren 
Blockadeteilnehmer gegen das an vielen 
Ecken der Stadt postierte Polizeiaufge¬ 
bot kam, sondern auch, weil es den poli¬ 
tisch-inhaltlich breitaufgestellten Block- 
upy-Strukturen gelang, 25 000 friedlich 
demonstrierende Menschen gegen die 
Politik der Troika auf die Straße zu mo¬ 
bilisieren. Hieran ändert auch nichts 
das öffentlich-mediale Bild eines durch 
Frankfurts Straßen wütenden „Chaoten¬ 
haufens“ - die friedlichen Akteure wur¬ 
den aus der Medienberichterstattung 
ausgeblendet. 

Ein weiteres Positivum des 18.3.:Tei¬ 
le der Gewerkschaftsstrukturen, nicht 
aber der DGB selbst, begleiteten in ei¬ 
nem weithin sichtbaren Demonstrati¬ 
onszug den Aktionstag. Dass der Ge¬ 
werkschaftszug von der Polizei gestoppt 
und einem Funktionär das Halten einer 


Rede verweigerte wurde, muss inner¬ 
halb der Gewerkschaft diskutiert wer¬ 
den. Eile ist geboten: Grüne und CDU 
im hessischen Landtag wollen das De¬ 
monstrationsrecht verschärfen. Parallel 
dazu wird diese Rechtsveränderung auf 
Bundestagsebene diskutiert - und Ge¬ 
setz werden. 

Der neue im Versammlungsrecht zu 
verankernde § 112, der auch von der SPD 
mitgetragen wird, richtet sich gegen die 
Versammlungsleitung einer Demonst¬ 
ration, die persönlich für alle (auch im 
Vorfeld) Ge¬ 
schehnisse und 
Sachbeschädi¬ 
gungen haften 
soll. Dies stellt 
einen Affront 
gegen das Demonstrationsrecht dar, und 
gewinne eine besondere Bedeutung da¬ 
durch, weil diese Demonstrationsrechts¬ 
verschärfung von den Grünen mitiniti¬ 
iert wurde. Blockupy nun als Grund der 
Auseinandersetzungen am 18. März für 
die Gesetzesverschärfung zur Verant¬ 
wortung zu ziehen, ist verfehlt, gibt es 
doch in Spanien eine bereits ähnlich ge¬ 


lagerte Gesetzgebung. Der Schluss der 
aus der Gesetzesänderung gezogen wer¬ 
den kann, ist, dass die Herrschenden ge¬ 
nau wissen, wohin die von ihnen betrie¬ 
bene Politik der Massenverelendung - 
nicht nur in Griechenland! - führt: zu 
sozialen Aufständen. 

Unter den genannten Prämissen tra¬ 
fen sich am 10. 5. Blockupy-Aktivisten 
in Berlin, um den 18.3. auszuwerten und 
über das ,Wie-weiter-Blockupy?‘ zu de¬ 
battieren. Nicht alle Aktivisten teilten die 
Einschätzung, dass der 18. 3. ein erfolg¬ 
reicher Pro¬ 
test war: die 
Gewaltex¬ 
zesse wirk¬ 
ten nach. 
Gewaltaus¬ 
übung ist nicht Teil des Aktionskonsen¬ 
ses, der Blockupy die Struktur gibt, auf 
einer politisch-minimalistischen Ebene 
zu agieren. Zu weit liegen die Blocku¬ 
py bildenden Spektren politisch-inhalt¬ 
lich auseinander, als dass man auf einen 
Aktionskonsens verzichten könnte. Die¬ 
se Konstellation fordert die Einhaltung 
des Aktionskonsenses, was im Falle der 


Weiterführung Blockupys eingefordert 
wurde. Inwieweit dieser in den künfti¬ 
gen Diskussionen, Aktionen und Ver¬ 
abredungen Blockupys seinen Nieder¬ 
schlag findet, wird sich daran messen, ob 
die Spektren übergreifende Ausrichtung 
vorrangig bleibt oder das Partei- bzw. Or¬ 
ganisationskalkül die Debatte diktiert. 

Blockupy ist zu einer positiv zu be¬ 
wertenden Plattform progressiver Kräfte 
aus verschiedenen europäischen Bünd¬ 
nissen und parteipolitischen Spektren ge¬ 
worden. Das Einbringen von Sichtweisen 
in aktuelle Blockupy-Debatten, fußend 
auf den tagespolitischen Geschehnissen 
in den jeweiligen Ländern, hilft, subjek¬ 
tiv bestimmte Zusammenhänge zu über¬ 
denken. Das Aufeinanderzugehen inner¬ 
halb komplexer Bündnisstrukturen wird 
dadurch erleichtert, und ist für ein brei¬ 
tes Bündnis, wie es Blockupy dazustellt, 
unerlässlich. In diesem Kontext scheinen 
die internationalen Blockupy-Aktivisten 
zu agieren, die ebenfalls zu einem Mei¬ 
nungsaustausch in Berlin zusammen¬ 
kamen. Der Fortbestand Blockupys, so 
der Tenor, als Träger eines europäischen 
Bündnisses gegen die EU-Politik, muss 


Nur ein länderübergreifendes Agieren 
schafft die Grundlagen wirksamer 
Proteste gegen die Herrschenden 
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ihren Panzern ihren Willen aufzuzwin¬ 
gen versuchten. 

Und es wird Krieg geführt in Euro¬ 
pa. Deutschland befindet sich wieder in 
den alten Koalitionen, Stepan Bandera 
seligen Angedenkens. Wie schon 1940 
folgende und noch weit über den 8. Mai 
1945 hinaus versuchte Berlin, später die 
CIA, die ukrainischen Faschisten bei 
ihren Mord- und Terroraktionen ge¬ 
gen den roten Oktober zu unterstützen. 
Heute haben Washington und Berlin 
geholfen, eine Truppe an die Macht zu 
putschen, deren ganz wesentlicher, mi¬ 
litärisch-warlord-mäßig organisierter 
Teil sich ganz selbstverständlich in der 
Tradition der Bandera-Faschisten sieht. 
Mittlerweile ist Bandera zum National¬ 
helden verklärt, dessen Denkmäler nun 
das ganze Land „zieren“. 

Die Kriegsministerin und ihr Kano¬ 
nenpfarrer haben mehr „Verantwortung“ 
für Deutschland eingeklagt. Gemeint ist 
die „Verantwortung“ dieses geläuter¬ 
ten, „gründlich zivilisierten“ Deutsch¬ 
land. An diesem Gründungsmythos gilt 
es mit Beharrlichkeit zu polieren, ange¬ 
sichts der Verzweifelten in Südeuropa, 
der Tausenden Toten in der Ukraine, der 
Versaufenden im Mittelmeer. Deutsche 
Waffen, deutsches Geld ... - und deut¬ 
sche Soldaten in aller Welt. 

Da kommt Stukenbrock gerade recht. 
Weit über die Hälfte der sowjetischen 
Soldaten in deutscher Kriegsgefangen¬ 
schaft kamen ums Leben. Slawen waren 
Untermenschen, Kommissare und Bol¬ 
schewiken ohnehin zu liquidieren. Haa¬ 
ger Landkriegsordnung - lächerlich. In 
Auschwitz wurde IG Farben‘s Zyklon 
B an 600 russischen Kriegsgefangenen 
erprobt. Der durchschlagende „Erfolg“ 
machte es zum Mordinstrument Num¬ 
mer Eins. Lange bevor Goebbels im 
Sportpalast dazu aufforderte die Glace¬ 
handschuhe auszuziehen. 

Der „Iwan“ ist wieder der Feind. 
Russland steht auf der Sanktionsliste. Die 
Kanzlerin fährt nicht zur Siegesfeier am 
9. Mai. Aber es darf nicht nach Revanche 
aussehen, nicht nach imperialer Politik. 
Daher ist ein Zeichen wichtig. Nicht das 
es etwas bedeuten würde. Ein PR-Plakat. 
Jahrzehntelang besorgten die Kommu¬ 
nisten und einige Linke die „Blumen für 
Stukenbrock“. Und dann ausgerechnet 
Gauck. Ja natürlich Gauck. Der gelernte 
Pfarrer beherrscht wie kein anderer den 
Spagat zwischen der rührseligen Betraue¬ 
rung der alten Opfer und der umso drän¬ 
genden Forderung nach den neuen. Es 
hatte schon seine Gründe warum Friede 
Springer mit ihrem Konzern für Volksauf¬ 
klärung Christian Wulff aus dem Amt und 
den ehemaligen Bundesstasi-Jäger hin¬ 
einschreiben ließ. Klaus Wagener 


weitergeführt werden. Das macht Sinn, 
denn nur ein länderübergreifendes Agie¬ 
ren schafft die Grundlagen wirksamer 
Proteste gegen die Herrschenden. 

Der Fortbestand Blockupys ist zu¬ 
nächst abgesichert - die Aktivistinnen 
befürworteten dies einhellig. Der Block- 
upy-Führungsriege (Ko-Kreis) wurden 
etliche Aufgaben mit auf dem Weg gege¬ 
ben. Letztendlich ist die Schlagkraft und 
politische Ausrichtung Blockupys von 
denen abhängig, die eine Mitarbeit in 
den Blockupy-Strukturen nicht scheuen. 

Fazit Blockupy ist und bleibt ein re¬ 
lativ zu betrachtendes Aktionsfeld, weil 
es nur auf der Basis eines Minimalkon¬ 
senses agieren kann. Beachtet der Ak¬ 
teur dies nicht, dann gerät er nur all¬ 
zu schnell in das Fahrwasser voreiligen 
mitunter blindwütigen Handelns: „Lasst 
nicht die roten Hähne flattern, ehe der 
Habicht schreit“, intoniert Degenhard 
eindringlich in der ,Joss Fritz-Ballade 4 , 
weil die Geschichte zeigt, dass es gesell¬ 
schaftliche Veränderungen nur dann gibt, 
wenn es gelingt, die breite Masse hinter 
einer eindeutigen politischen Forderung 
zu mobilisieren, buechnerstaetter@outlock.com 
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Reizklima in der GroKo 

BND/NSA stecken unter einer Decke 


D erzeit sind in Berlin Themen in 
die öffentliche Diskussion ge¬ 
rückt, über die sich die Koalitio- 
näre die Haare raufen. Da geht es zum 
einen um ein Schießgewehr, das nicht 
treffsicher ist und mit dem die Bundes¬ 
wehr ausgerüstet ist. Es kommen merk¬ 
würdige Geschäftspraktiken zwischen 
dem Verteidigungsministerium und der 
Herstellerfirma ans Tageslicht, die of¬ 
fen legen, dass in der Rüstungsbranche 
mit harten Bandagen gekämpft wird. 
Bestechungen und Erpressungen gibt 
es, willfährige Beamte im Ministerium 
auch. Da das Ministerium seit langem 
fest in der Hand der CDU ist, eignet 


heimpapier, dass die NSA mindestens 
bis August 2013 deutsche und europäi¬ 
sche Ziele ausgespäht habe. Das ZDF- 
Politikmagazin „Frontal21“ konnte die¬ 
ses Papier einsehen. Demnach stellte 
der BND noch am 26. August 2013 fest, 
dass die NSA aktuelle Mail-Adressen 
von europäischen Politikern, Ministeri¬ 
en europäischer Mitgliedsstaaten, EU- 
Institutionen, aber auch Vertretungen 
deutscher Firmen ausspähe. „Die ste¬ 
cken unter einer Decke mit den Deut¬ 
schen“, hatte Edward Snowden seiner¬ 
zeit enthüllt. 

Besonders erregt haben sich die 
Unionsabgeordneten nicht etwa über 



(Nicht nur) die BND-Affäre bringt... 


es sich für den Koalitionspartner SPD 
gut, der Unionspartei mal eins auszu¬ 
wischen. Wegen schludrigen Umgangs. 
Weil die verschiedenen CDU-Minister 
ihren Laden nicht im Griff haben. Das 
passt in die Strategie der SPD nach 
Profilsuche und gibt ihr Hoffnung, end¬ 
lich aus dem 25-Prozent-Keller zu kom¬ 
men. An diesem Glauben können viele 
verzweifeln. 

Den Skandal dieser Tage und Wo¬ 
chen aber liefern wieder mal die Ge¬ 
heimdienste. Da geht es um die Frage, 
welche Dienste leistete der BND der 
NSA. Welche Daten wurden geliefert? 
Dem deutschen Auslandsgeheimdienst 
wird vorgehalten, der NSA bei der Aus- 
spionierung europäischer Politiker und 
Firmen geholfen zu haben. Konkret 
wird gegenwärtig der Frage nachge¬ 
gangen, ob sogar Wirtschaftsspionage 
des US-Geheimdienstes NSA mit Hil¬ 
fe des Bundesnachrichtendienstes be¬ 
trieben wurde. Die Bundesregierung 
bestätigte unterdessen in einem Ge- 


diese Machenschaften und das Ge¬ 
heimpapier - das läuft schließlich auf 
Landesverrat hinaus -, sondern über 
den Wirtschaftsminister, der die Kanz¬ 
lerin zweimal gefragt hat, ob der BND 
im Auftrag der NSA Wirtschaftsspiona¬ 
ge betrieben habe. Und zweimal hat die 
Kanzlerin mit Nein geantwortet. Gab¬ 
riel, so verlautete intern, habe erklärt, 
dass er keinen Anlass sehe, an Mer¬ 
kels Aussagen zu zweifeln. Im übrigen 
müssten Geheimdienste nun mal „ge¬ 
heim“ arbeiten und auch die Zusam¬ 
menarbeit mit der NSA sei wertvoll, 
sagte Merkel. 

Doch aufgrund der vertraulich ge¬ 
stellten und durch ihn an die Öffent¬ 
lichkeit gebrachten Frage Gabriels 
schwoll - in Sorge um den Ruf ihrer 
Kanzlerin - den Unionsfreunden der 
Kamm. Der Vorsitzende des parlamen¬ 
tarischen Untersuchungsausschusses, 
der CDU-Politiker Patrick Sensburg, 
forderte mehr Sachlichkeit von der 
SPD. Die Sozialdemokraten scheinen 


derzeit die übliche professionelle Zu¬ 
rückhaltung unter Koalitionspartnern 
aufgegeben zu haben. Die CDU-Ob- 
frau in dem Gremium, Nina Warken, 
kritisierte Rufe nach persönlichen Kon¬ 
sequenzen als Effekthascherei. Der in¬ 
nenpolitische Sprecher der Unions¬ 
fraktion, Stephan Mayer (CSU) sprach 
von unlauteren Angriffen Gabriels auf 
Merkel und die BND-Spitze und for- 


„Geheimdienste müssen nun 
mal,geheim' arbeiten“ 


derte ihn zur Zurückhaltung auf. Die 
enge Zusammenarbeit zwischen BND 
und NSA sei doch unter SPD-Kanzler 
Schröder und seinem Kanzleramtschef, 
dem jetzigen Außenminister Steinmei¬ 
er besiegelt worden. 

Besonders schweres Geschütz fuhr 
der stellvertretende CDU-Vorsitzende, 
Volker Bouffier, auf. Er hat der SPD 


welchen langfristigen Schaden man da¬ 
mit anrichten könnte“. Zugleich erin¬ 
nerte Bouffier daran, dass die Union 
die SPD in der Kinderporno-Affäre um 
den früheren Bundestagsabgeordneten 
Edathy „ordentlich behandelt“ habe. 
„Die Union hat damals Kollegialität 
walten lassen, die SPD lässt das jetzt 
in großen Teilen vermissen. Niemand 
sollte glauben, dass das ohne Reaktion 
bleibt“, drohte er. 

Nun sollte sich der hessische Mi¬ 
nisterpräsident und CDU-Bundesvize 
Bouffier nicht all zu viel Sorge um den 
weiteren Bestand der GroKo und um 
die Treue des Koalitionspartners ma¬ 
chen. Dem fällt in den nächsten Wo¬ 
chen bei Fortgang der Untersuchungen 
im Ausschuss auf die Füße, was Schrö¬ 
der und Steinmeier mit ihrer Versiche¬ 
rung der „uneingeschränkten Solida¬ 
rität“ mit den USA und den Geheim¬ 
dienstvereinbarungen auf den Weg 
gebracht haben. Alle Behauptungen, so 
jüngst Gabriel in der Bundestagsfrakti¬ 



... die Große Koalition an den Rand einer Krise. 


vorgeworfen, „auf Krawall zu spielen“. 
Es sei schwer vorstellbar, wie die „gro¬ 
ße Koalition im Dauerclinch noch zwei¬ 
einhalb Jahre überleben soll“. Er warn¬ 
te die Sozialdemokraten vor einem 
Koalitionsbruch: „Wenn die SPD die 
Koalition mit der Union aufkündigt, 
kommt sie bei der nächsten Bundes¬ 
tagswahl auf keinen Fall über 25 Pro¬ 
zent.“ In der BND-Affäre habe Gab¬ 
riel „der Verlockung, irgendwie mal 
die Kanzlerin dranzukriegen, nicht wi¬ 
derstanden“, monierte Bouffier. Mögli¬ 
cherweise habe Gabriel „nicht bedacht, 


on, dass etwa sein Vertrauen zu Merkel 
angeknackst ist, seien Quatsch. Haupt¬ 
sache regieren bleibt deren Devise. So 
widerspricht SPD-Generalsekretärin 
Fahimi energisch der CDU-Kritik, die 
Sozialdemokraten gefährden die Koa¬ 
lition. „Die SPD ist der Stabilitätsanker 
in dieser Koalition.“ Und selbst SPD- 
Vorsitzender Gabriel bläst seine Ba¬ 
cken auf: „Wir stehen vor einer ausge¬ 
sprochen guten Zeit für die SPD und 
das Land.“ 

Bremen lässt grüßen ... 

RolfPriemer 


(Fast) nur Sieger 

Die Landtagswahlen in Bremen 


„Stell Dir vor, es ist Wahl, und keiner 
geht hin.“ Das zumindest scheint der 
Trend bei Landtagswahlen zu sein: 
So machten am vergangenen Sonn¬ 
tag in Bremen nur 48,9 Prozent aller 
Wahlberechtigten von ihrem Wahl¬ 
recht Gebrauch. Das erscheint indes 
nur der Partei „Die Linke“ proble¬ 
matisch. Alle anderen sahen sich als 
Sieger. Wobei zumindest für die SPD, 
die das schlechteste Wahlergebnis seit 
1946 einfuhr, die Bewertung „Wahl¬ 
sieg“ mehr als fraglich ist. Doch auch 


Unglaubliche Wahlschlappe 
für die rot-grüne Koalition 


die Grünen verloren satt an Stimmen, 
und der Einzug von FDP und AfD ins 
Bremer Rathaus ist ebenfalls alles an¬ 
dere als ein Sieg. 

Amtlich war das Wahlergebnis der 
Bürgerschaftswähl in Bremen bei Re¬ 
daktionsschluss noch nicht. Amtlich 
aber ist, dass die rot-grüne Koalition 
eine unglaubliche Wahlschlappe hin¬ 
nehmen musste, zusammen verloren 
sie mehr als 13 Prozent der Wähler¬ 
stimmen, der SPD-Spitzenkandidat 


und amtierende Erste Bürgermeister 
Jens Böhrnsen für eine Kandidatur als 
Regierungschef nicht mehr zur Verfü¬ 
gung steht, und somit die Fortsetzung 
der rot-grünen Koalition nun fraglich 
ist. 

Laut der vorläufigen Wahlergebnis¬ 
se vom vergangenen Montag erhielt 
die SPD 32,8 Prozent (-5,8 Prozent), 
die Grünen 15,2 (-7,3 Prozent), CDU 
22,6 (+2,2 Prozent), „Die Linke“ 9,3 
Prozent (+ 3,7 Prozent), FDP 6,8 Pro¬ 
zent (+ 4,4 Prozent), AfD 5,4 Prozent 
(+ 5,4 Prozent), BiW 3,3 Prozent (-0,4 
Prozent). 

Voraussichtlich wird die SPD 30 
Sitze erhalten, die Grünen 14, die CDU 
20, „Die Linke“ 8, FDP 6, AfD 4 und 
BiW 1. Rein rechnerisch würde das für 
die Fortsetzung der rot-grünen Koali¬ 
tion reichen. Doch Böhrnsen will Ver¬ 
antwortung für das Wahldesaster über¬ 
nehmen, und nicht wieder kandidieren. 
Möglicherweise bedeutet das eine Ori¬ 
entierung der Bremischen SPD auf 
eine große Koalition. SPD-Landeschef 
Dieter Reinken ließ jedenfalls entspre¬ 
chende Ambitionen durchklingen. 

Irgendwie sahen sich trotz all die¬ 
ser Desaster am Wahlabend alle als 



Sozial-Wahlkampf bei der Linken. 


Sieger. Die SPD habe einen klaren 
Regierungsauftrag erhalten, ließ die 
Berliner Parteizentrale verlauten. 
„Klar“ scheint ein dehnbarer Begriff, 
immerhin haben knapp ein Drittel 
von nicht einmal der Hälfte der Wahl¬ 
berechtigten ihr Kreuz bei der SPD 
gemacht. 


Zu den tatsächlichen Wahlsiegern 
vom vergangenen Sonntag zählt ganz 
eindeutig „Die Linke“. Dabei machten 
Spitzenkandidatin Kristina Vogt und 
ihr Team Wahlkampf mit Themen, die 
an sich keine Freunde schaffen: gegen 
Armut und Diskriminierung, soziale 
Ausgrenzung, Rassismus und Elite¬ 
bildung. Vogt scheute sich in den ver¬ 
gangenen vier Jahren nicht, sich immer 
wieder mit der Exzellenz-Uni anzule¬ 
gen, bzw. das Elite-Bildungskonzept, 
das dahinter steht, anzuprangern. Die¬ 
se konsequente Haltung der Bremer 
Linken zahlte sich ganz offensichtlich 
aus. 

Obwohl sie eigentlich viel Grund 
zur Freude gehabt hätte, war Vogt die 
einzige, die die geringe Wahlbeteili¬ 
gung problematisierte. Wie Linken- 
Parteichef Bernd Riexinger sieht sie 
darin ein soziales Problem, denn vor al¬ 
lem in den sozial benachteiligten Stadt¬ 
teilen würden immer weniger Men¬ 
schen von ihrem Wahlrecht Gebrauch 
machen. Vogt konstatierte eine „uner¬ 
trägliche Zunahme von Armut und so¬ 
zialer Ungerechtigkeit“, die sie für die 
Wahlmüdigkeit verantwortlich machte. 

Birgit Gärtner 


Rechte Mobilmachung 

In verschiedenen bundesdeutschen 
Städten ist es ausgerechnet am 8. Mai, 
dem 70. Jahrestages der Befreiung 
Deutschlands vom Faschismus, zu Auf¬ 
märschen von Neofaschisten, Rassisten 
und anderen extrem rechten Gruppen 
gekommen. Im Berliner Regierungs¬ 
viertel folgten einzig rund 350 Rechte 
dem Aufruf zu einer Kundgebung, zu 
der unter anderem der Rechtspopulist 
Jürgen Elsässer aufgerufen hatte. Unter 
den Teilnehmern befanden sich stadt¬ 
bekannte Neonazis, Hooligans, sowie 
Verschwörungstheoretiker. Gegen den 
neuerlichen Aufmarsch protestierten 
rund 400 Personen. Es kam zu kleine¬ 
ren Scharmützeln zwischen Demonst¬ 
ranten und der eingesetzten Polizei. Ein 
unter anderem von den extrem rechten 
Reichsbürgern angekündigter „Sturm 
auf den Reichstag“ fiel angesichts von 
nur rund 25 anwesenden Rechten aus. 
In Trier hielt die neofaschistische NPD 
mit insgesamt sieben Teilnehmern eine 
Kundgebung ab und erinnerten dabei 
auch an die „gefallenen Kameraden 
der Waffen-SS“. Gegen den Aufzug der 
neofaschistischen Partei demonstrier¬ 
ten rund 150 Antifaschisten. 

Unbemerkt und somit auch unge¬ 
stört von Nazigegnern fand hingegen 
ein Aufmarsch von mehreren Dutzend 
Anhängern der ebenfalls neofaschisti¬ 
schen Partei „Die Rechte“ „an einem 
zentralen Ort in Nordrhein-Westfa¬ 
len“, wie es auf einer Internetseite der 
Partei heißt, statt. An dem bisher un¬ 
bekannten Ort marschierten die Neo¬ 
nazis - ausgestattet mit Fackeln - auf 
und legten einen Kranz nieder, auf 
dessen Schleife „Ewig lebt der Toten 
Tatenruhm. 8. Mai 1945. Wir vergessen 
nicht“ stand. 

Auch im Internet machten Faschis¬ 
ten und andere Rechte gegen den Tag 
der Befreiung mobil. „Der 8. Mai 1945 
befreite den deutschen Staat von sei¬ 
ner Souveränität bis heute“, behauptet 
etwa die neonazistische NPD. Auf ih¬ 
rer Internetseite kündigt die Partei eine 
Kampagne unter dem Motto „Frieden, 
Freiheit, Souveränität“ an, im Rahmen 
derer in den nächsten Wochen Kund¬ 
gebungen, Informationsstände, sowie 
Flugblattverteilungen durchgeführt 
werden sollen. (bern) 

Grundrechtekomitee 

zu„Blockupy“ 

Das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie hat jüngst einen genauen 
Bericht von den Protesten des Block- 
upy-Bündnisses am 18. März 2015 in 
Frankfurt am Main vorgelegt. Das 
Grundrechtekomitee hatte die Protes¬ 
te mit 17 Demonstrationsbeobachterln- 
nen begleitet, die bei vielen Aktionen 
zugegen waren. Auf der Grundlage ihrer 
Berichte ist nun eine kleine Broschüre 
mit einigen Fotos erschienen. Die Be¬ 
richterstattung in den Medien wie auch 
die politischen Auseinandersetzungen 
in Frankfurt in den Wochen danach wa¬ 
ren dominiert von Aussagen über „bei¬ 
spiellose Gewalt“ in Frankfurt. Dieser 
Bericht ermöglicht eine differenziertere 
Sicht auf die Vorgänge an diesem Tag. 

In einem Resümee werden die Er¬ 
eignisse zusammenfassend bewertet. 
Berichtet wird von einer hochgerüsteten 
Stadt, die Gewalt prognostizierte und 
eine Bank verbarrikadierte. Auf die un¬ 
terschiedlichen Gruppen, die morgens 
demonstrierten, auch auf die Eskalatio¬ 
nen am frühen Morgen, wird eingegan¬ 
gen. Alle Versuche, das Grundrecht auf 
Versammlungsfreiheit aufgrund der Er¬ 
eignisse anzugreifen und auszuhebeln, 
sind jedoch unverhältnismäßig. Solchen 
Rufen aus den Reihen der Polizei und 
der Politik muss entgegengetreten wer¬ 
den. Sie werden den tatsächlichen Vor¬ 
gängen an diesem Morgen nicht gerecht. 

Der genaue Bericht über den Ab¬ 
lauf des Tages macht auch offensicht¬ 
lich, dass eine Minderheit der Demons¬ 
trierenden die Berichterstattung do¬ 
minierte und mit ihren Aktionen die 
vorbereiteten Proteste des Bündnisses 
zeitweise okkupierte. Deutlich hervor 
tritt aber auch die Strategie der Polizei, 
die sich aus weiten Teilen der Stadt ganz 
zurückgezogen hatte, andererseits aber 
frühmorgens Demonstranten daran hin¬ 
derte, an die angemeldeten Demonst¬ 
rationsorte zu ziehen. (http://www. 
grundrechtekomitee.de/node/687) 
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Der entscheidende 
Beitrag 

70 . Jahrestag des Sieges über 
den Nazi-Faschismus - 
aus dem gemeinsamen Appell 
von kommunistischen und 
Arbeiterparteien 

„Die Befreiung Berlins durch die so¬ 
wjetischen Armeen im Mai 1945 sym¬ 
bolisiert den Sieg der Völker im Zwei¬ 
ten Weltkrieg und die Zerschlagung 
des Nazi-Faschismus - der gewalttä¬ 
tigsten Form der Klassenherrschaft, 
die der Kapitalismus geschaffen hat, 
und die direkte Ursache für den Krieg 
und den Tod von Dutzenden Millionen 
Menschen. 

Die entscheidende Rolle für den 
Sieg am 9. Mai 1945 kommt der Sow¬ 
jetunion zu, ihrem Volk und der Roten 
Armee, unter der Führung der Kom¬ 
munistischen Partei. An der östlichen 
Front fanden die größeren Kämpfe 
statt, die den Ausgang des Krieges be¬ 
stimmten. Des 70. Jahrestags des Sie¬ 
ges zu gedenken, heißt das Heldentum, 
den Mut und die Entschlossenheit von 
Millionen sowjetischer Männern und 
Frauen zu würdigen, die unter enor¬ 
men Opfern und mit mehr als 27 Mil¬ 
lionen Toten Widerstand leisteten und 
kämpften, und damit den entscheiden¬ 
den Beitrag zur Zerschlagung der fa¬ 
schistischen Barbarei leisteten. Den 
70. Jahrestag zu feiern, heißt auch, das 
Heldentum, den Mut und die Kampf¬ 
entschlossenheit von Millionen Wider¬ 
standskämpfern und Antifaschisten 
aus der ganzen Welt zu würdigen, die 
ihr Leben für den Kampf um den Sieg 
eingesetzt haben. 

Der Nazi-Faschismus war ein bru¬ 
tales Instrument des Großkapitals zur 
Erhaltung seiner Macht, als es mit der 
tiefen Krise des Kapitalismus, die auf 
den Ersten Weltkrieg folgte, vor allem 
nach der großen Krise von 1929 kon¬ 
frontiert war, und ebenso mit den Fol¬ 
gen der Oktoberrevolution. Der An¬ 
tikommunismus war stets ein charak¬ 
teristisches Merkmal des Faschismus. 
Immer waren die Arbeiterklasse und 
die fortschrittlichen Bewegungen sei¬ 
ne ersten Opfer. Immer und überall 
standen die Kommunisten in der ers¬ 
ten Reihe des Widerstands gegen den 
Faschismus und des bewaffneten Wi¬ 
derstandskampfes. 

Heute sind das Wiederaufleben der 
faschistischen Bedrohung und die Ge¬ 
fahr eines neuen Krieges mit gewalti¬ 
gen Ausmaßen wachsende Realität. Er¬ 
neut versucht das Großkapital in Folge 
einer noch tieferen Krise des kapitalis¬ 
tischen Systems - die aus den ihm inne¬ 
wohnenden unlösbaren Widersprüchen 
entstand - einen Ausweg aus der Kri¬ 
se zu finden durch Gewalt, durch die 
brutale Verschärfung der Ausbeutung 
sowie durch Angriffe auf die Souverä¬ 
nität der Völker und die Unabhängig¬ 
keit von Staaten auf allen Kontinenten. 
Die großen imperialistischen Mächte 
wollen ihre weltweite Vorherrschaft 
mit militärischen Mitteln, durch die 
Ausweitung ihrer Aggressionskriege 
durchsetzen. Die Ukraine erlebt die 
Folgen faschistischer Aktivitäten, mit 
Unterstützung durch die USA und 
die Europäische Union, sowie durch 
ihren militärischen Arm, die NATO. 
Im Namen des „Kampfes gegen den 
Kommunismus“ werden Geschichtsre¬ 
visionismus und historische Fälschun¬ 
gen - einschließlich der schamlosen 
Gleichsetzung von Faschismus und 
Kommunismus - betrieben, was zur 
Rehabilitierung des Faschismus führt. 

Es ist daher von entscheidender Be¬ 
deutung, an die Lehren der Geschich¬ 
te zu erinnern, an die Verbrechen des 
Nazi-Faschismus, an seine Klassenna¬ 
tur und an seine Komplizen, die ihm 
zum Aufstieg verhalfen. Die Tragödie 
des Zweiten Weltkrieges darf nicht 
vergessen werden, so dass eine weitere 
Katastrophe verhindert werden kann.“ 

Der gemeinsame Appell wurde von 
mehr als 55 kommunistischen und Ar¬ 
beiterparteien aller fünf Kontinente 
unterzeichnet (siehe: http://www.pcp. 
pt/en/joint-appeal-70th-anniversary- 
victory-over-nazi-fascism) 


Wissen ist Ablehnung 

Gegen TTIP ist eine gesamteuropäische Bewegung entstanden. 



Die TTIP-Verhandlungen - hier über Fragen der Landwirtschaft - stocken. 
Inzwischen denken selbst einige der EU-Oberen über kleine Korrekturen nach, 
um das Abkommen trotz wachsender Proteste durchzubringen. 


U rsprünglich sollte das Freihan¬ 
delsabkommen TTIP noch im 
Jahr 2015 verabschiedet wer¬ 
den. Experten halten das inzwischen 
für unrealistisch. Die Verhandlungen 
stocken - „ein Erfolg der TTIP-Kriti- 
ker“ - so schätzt ein am 5. Mai veröf¬ 
fentlichter Artikel auf dem EU-nahen 
Internetportal EurActiv ein. 

Der Protest gegen TTIP sei mehr 
als ein Ausdruck der „Eigenart einer 
emotional getriebenen deutschen und 
österreichischen Zivilgesellschaft“ ab¬ 
getan werden. Die Stimmen der TTIP- 
Kritiker fänden vielmehr „allmählich 
in ganz Europa Gehör“. Besonders 
deutlich geworden sei dies am Beispiel 
der selbstorganisierten Europäischen 
Bürgerinitiative gegen TTIP mit 1,77 
Millionen seit Oktober 2014 gesam¬ 
melten Unterschriften und 456 unter¬ 
stützenden Organisationen in 28 EU- 
Staaten. 

Entscheidender als das reine 
Zahlenergebnis sei jedoch, dass da¬ 


mit eine neue soziale Protestbewe¬ 
gung gesamteuropäischen Ausmaßes 
entstand. Auch in Ländern, in denen 
zunächst nur verhalten mobilisiert 


wurde, gebe es nun rasch wachsende 
Kampagnenbündnisse mit einer „ra¬ 
sant zunehmenden Anzahl der Stim¬ 
men“. So in Slowenien knapp 9 000, 


Kroatien 4 300, Italien 25 600 und 
Tschechien 13 700 Stimmen. In Bel¬ 
gien habe der öffentliche Druck dazu 
geführt, dass die Regionalregierung 
von Wallonien erklärte, sie werde 
TTIP nicht ratifizieren - im födera¬ 
len Belgien kann sie damit die Regie¬ 
rung an einer Unterzeichnung hin¬ 
dern. In Frankreich gebe es Dutzende 
von „TTIP-freien Zonen“, Städte und 
Regionen, in denen eine Mehrheit in 
kommunalen oder regionalen Gre¬ 
mien offiziell die Ablehnung des Ab¬ 
kommens beschlossen hat. Schließ¬ 
lich sei die erstarkende Bewegung 
auch am globalen Aktionstag gegen 
Freihandel am 18. April sichtbar ge¬ 
worden. Zusammenfassende Bilanz 
der Autorin: „Eine demokratische 
europäische Öffentlichkeit wendet 
sich immer mehr gegen TTIP, denn je 
mehr die Menschen über TTIP wis¬ 
sen, umso mehr Menschen lehnen das 
Abkommen ab.“ 

Georg Polikeit 


Taktische Bündnisse 

Jemen: Wer sind die Rebellen? 



Foto: Ibrahem Qasim/wikimedia.org/CC BY-SA4.0 


Nach saudischen Luftangriffen auf Sanaa. Ein UN-Funktionär spricht von 
„wahllosen Angriffen auf besiedelte Gebiete“, laut Human Rights Watch setzt 
Saudi-Arabien auch Streubomben ein. 


Seit etwa sechs Wochen bombardieren 
saudi-arabische Flugzeuge Ziele im Je¬ 
men, um den alten Präsidenten Hadi, der 
der von Saudi-Arabien geführten Mili¬ 
tärallianz besser passt als die jemeniti¬ 
schen Houthi-Rebellen, wieder an die 
Macht zu bringen. Vertreter der UNO 
hatten zwischenzeitlich festgestellt, dass 
diese Invasion völkerrechtswidrig ist. 
Am Sonntag einigte sich die Allianz mit 
den Rebellen auf eine Waffenruhe. 

Die Houthi-Rebellen sind nach der 
Darstellung der Mainstream-Medien 
eine von Iran gesteuerte und von religi¬ 
ösen Motiven getriebene Gruppe. Ihren 
Ursprung hatten die Ansar Allah, bes¬ 
ser bekannt als Houthis, im Jahr 1992, als 
sich unter der Leitung der Familie Hou- 
thi eine religiöse Bewegung in der Pro¬ 
vinz Saada formierte, welche sich auf die 
Tradition der Zayiditen, einem Zweig 
des schiitischen Islams, beruft. Die Pro¬ 
vinz Sadaa war seit dem Sturz der Mon¬ 
archie im Jahr 1962 von staatlicher Seite 
ökonomisch vernachlässigt worden und 
ist von der Infrastruktur her unterentwi¬ 
ckelt - eine Reaktion darauf, dass dort 
die Hochburg der früheren zayiditischen 
Königsfamilie gewesen war. Die neuen 
Machthaber hatten die dortigen Stäm¬ 
me und Eliten aus der Politik gedrängt. 
Die Houthis formierten sich, um ihrer 
ökonomischen und politischen Margina- 
lisierung entgegenzuwirken. 

Nach Beginn der US-Aggression ge¬ 
gen Irak radikalisierten sich die Houthis 
und beriefen sich politisch fortan auf die 
Iranische Revolution. Trotz dieses ideo¬ 
logisch klaren Bekenntnisses bleibt der 
direkte Einfluss des Iran auf die Bewe¬ 
gung bis heute eher gering. Nachdem 
die Houthis ihren Einflussbereich sicht¬ 
lich vergrößern konnten und sich ihnen 
mehrere Stämme im Norden anschlos¬ 
sen, kam es auch zu den ersten militäri¬ 
schen Konflikten mit der jemenitischen 
Regierung, die einen Verlust der Kon¬ 
trolle über Sadaa befürchtete. 

Als im Jahr 2011 Proteste gegen die 
Regierung unter Präsident Ali Abdullah 
Saleh stattfanden, sahen sich die USA 
und Saudi-Arabien dazu genötigt, ihre 
Marionette auszutauschen, um einen 


kompletten Machtverlust in der Regi¬ 
on zu verhindern. So wurde Saleh durch 
seinen Parteikollegen Abd Rabbuh 
Mansur Hadi ersetzt, welcher als ein¬ 
ziger Präsidentschaftskandidat mit 99,8 
Prozent der Stimmen „gewählt“ wurde. 
Hadi säuberte daraufhin die Struktu¬ 
ren des Staates von Saleh-Anhängern. 
So wurde zum Beispiel Ahmed, ältester 
Sohn Salehs, der militärische Oberbe¬ 
fehl über die Republikanische Garde 
entzogen. 

Der Wechsel des Präsidenten än¬ 
derte nichts an den bestehenden deso¬ 
laten sozialen wie auch politischen Ver¬ 
hältnissen und der Abhängigkeit durch 
Saudi-Arabien und die USA. Viel mehr 
verstärkte dies die landesweiten Pro¬ 
teste, und außerdem begannen nun Sa¬ 
leh und seine Anhänger sich gegen die 
Regierung zu wenden. Nach und nach 
eroberten die Houthis große Teile des 
Landes, Hadi musste nach Saudi-Arabi¬ 
en fliehen. Unterstützt wurden die Re¬ 
bellen dabei von Saleh, welcher große 
Teile der regulären Streitkräfte und die 
Republikanische Garde auf seiner Seite 
hatte und nach der Rückkehr zur Macht 
strebt. Mittlerweile befinden sich der 
Großteil des Westens als auch auch die 
großen Städte in der Hand der Houthis 
und ihrer Verbündeten. Im dünn besie¬ 
delten Osten hingegen kontrollieren so¬ 
wohl regionale Clans, die mit der Exil¬ 
regierung von Hadi verbündet sind, als 
auch Al-Qaeda große Gebiete. 

Hinter der religiösen Fassade stehen 
auch im Jemen Machtkämpfe zwischen 
den herrschenden Kreisen, lokalen 
Stämmen und regionalen wie auch im¬ 
perialistischen Mächten. Als die Houthis 
beispielsweise die ehemalige Hauptstadt 
Sanaa einnahmen, gingen sie kurzzeitig 
taktische Bündnisse sowohl mit den sä¬ 
kularen Sozialisten und Baathisten als 
auch mit den sunnitischen Muslimbrü¬ 
dern vor Ort ein. Nur: Im Jemen ist das 
religiöse Sektierertum eine weitgehend 
neue Erscheinung. Noch vor wenigen 
Jahren gab es gemeinsame Moscheen 
der unterschiedlichen Konfessionen und 
teilweise auch religiös gemischte Famili¬ 
en. UZ 


Besser benehmen oder 
gemeinsam kämpfen? 

Großbritannien: Tories gewinnen, Labour-Führung 
gescheitert • Von Robert Griffiths 


Wie konnten die Tories die britische 
Parlamentswahl gewinnen, wo doch 
ihre Politik einer Minderheit der Rei¬ 
chen und Mächtigen dient und nicht 
der Masse des Volkes? 

Cameron & Co. errangen tatsächlich 
nur 37 Prozent der Stimmen, das sind 25 
Prozent der Wahlberechtigten und nur 
etwas mehr als ein Fünftel der zur Re¬ 
gistrierung berechtigten Erwachsenen. 
Bezeichnenderweise sind die Gruppen, 
die sich am wenigsten registrieren las¬ 
sen - Mieter von Wohnungen in priva¬ 
tem Eigentum, im Ausland geborene 
Einwohner, Jugendliche und Studen¬ 
ten -, auch jene, die, wenn sie sich doch 
haben registrieren lassen, zum gerings¬ 
ten Teil konservativ wählen. Das Versa¬ 
gen, diese Menschen zur Wahl zu mobi¬ 
lisieren, half den Tories, eine parlamen¬ 
tarische Mehrheit zu gewinnen. 

Ein weiterer Grund liegt im Wahl¬ 
system, das den Tories etwas mehr als 
die Hälfte der Sitze in Westminster 
bei etwas mehr als einem Drittel der 
Stimmen bescherte. Doch auch ein ge¬ 
rechteres Wahlsystem, ein Verhältnis¬ 
wahlrecht, hätte für die schlimmsten 
Reaktionäre - Tories, UKIP und Uls- 
ter-Unionisten - rund 50 Prozent der 
Sitze gegen rund 40 Prozent für Labour, 
die Grünen, die SNP in Schottland und 
Plaid Cymru in Wales ergeben. 

Die wichtigsten Faktoren für den 
Tory-Sieg sind aber politische und 
ideologische. Premier Cameron und 
Finanzminister Osborne verbreiteten 
den Mythos, eine verschwenderische 
Labour-Regierung habe die Wirtschaft 
in die Krise gestürzt. Sparmaßnahmen 
seien unumgänglich und die Erholung 
Großbritanniens deren erfolgreiches 
Ergebnis. Labours Antwort auf diese 
ideologische Offensive war zu schwach, 
zu wirr und zu widersprüchlich. Die La¬ 
bour-Führung hat es versäumt, bei je¬ 
der Gelegenheit darauf hinweisen, dass 
Banker und Spekulanten und nicht die 
Ausgaben für Sozialhilfe und öffentli¬ 
che Dienste das ganze internationale 
Finanzsystem ins Chaos gestürzt ha¬ 
ben. Labour-Chef Ed Miliband und 
sein Finanzexperte Ed Balls hätten für 
einen Verbleib der geretteten Banken 
in öffentlichem Eigentum argumentie¬ 
ren müssen, um sie zur Förderung von 
Wohnraum, produktiven Industrien 
und umweltfreundlichen Technologi¬ 
en zu nutzen. Stattdessen stimmten sie 
Privatisierungen zu. 

Eine Kampagne für öffentliches 
Eigentum an Gas, Strom, Wasser und 
Bahnen hätte unter den Labour-An¬ 
hängern breite Unterstützung gefun¬ 
den. Stattdessen entschied sich Mili¬ 
band für einen Energiepreisstopp, was 


Großunternehmen und Rechtspresse 
in einen Rausch versetzte. Die Labour- 
Führung ist völlig damit gescheitert, 
die Betrügereien, die „Steuervermei¬ 
dung“ und die Steueroasen der Hochfi¬ 
nanz zum großen Wahlkampfthema zu 
machen, nachdem sie zuvor niedrigere 
Steuern für ausländische Superreiche 
unterstützt hatte. Ebenso wenig sagte 
sie über einen Kurswechsel der briti¬ 
schen Wirtschaft weg von Finanzdienst¬ 
leistungen. Statt sich der Lockerung 
der Geldpolitik zu widersetzen, ent¬ 
schuldigten sich Miliband und Balls für 
die frühere Labour-Finanzpolitik und 
versprachen sich in Zukunft besser zu 
benehmen. 

Cameron und Osborne feierten 
trotz der Bemühungen der Grünen, 
der SNP und von Plaid Cymru in der 
„Schlacht der Ideen“ um Austeritäts- 
maßnahmen einen leichten Sieg. 

Echtes Engagement für den Auf¬ 
bau eines föderalen Britannien in 
Kombination mit Maßnahmen gegen 
die Sparpolitik, um den Reichtum von 
den Superreichen weg in die Regionen 
zu verteilen, hätte die Unterstützung 
für Labour in Schottland gestärkt. Un¬ 
terstützung für ein Referendum über 
die EU und eine kritischere Haltung 
gegenüber antidemokratischen EU- 
Institutionen und neoliberale Politik 
hätte zumindest einige Wähler aus der 
Arbeiterklasse von der Wahl der UKIP 
abgehalten. 

Labours begeisterte Unterstützung 
für mehr Atomwaffen in Britannien 
kostete nicht nur in Schottland Stim¬ 
men - dadurch gingen entscheidende 
Stimmen an die Grünen. 

Die Arbeiterklasse und die Völker 
Britanniens werden sich einer neuen 
Eskalation der Tory-Angriffe auf öf¬ 
fentliche Dienstleistungen, auf den 
Wohlfahrtsstaat, die kommunale De¬ 
mokratie und die Gewerkschaftsrech¬ 
te gegenübersehen. Die Tories werden 
den englischen Nationalismus schüren 
und damit das schottische Unabhängig¬ 
keitsstreben. 

Und mit der Unterstützung viel zu 
vieler Labour-Abgeordneten wird die 
Cameron-Regierung zu den NATO- 
Kriegstrommeln tanzen und eine neue 
Generation von Atomwaffen in Auf¬ 
trag geben. 

Wir werden unsere Gewerkschaf¬ 
ten, die Friedensbewegung, die Initi¬ 
ative gegen Austeritätspolitik und die 
Kommunistische Partei mehr denn je 
brauchen. 

Robert Griffiths ist Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei Britanni¬ 
ens (CPB). 
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Nicht nur gut und nicht nur schlecht 

Unsere Haltung zur Europäischen Linkspartei braucht einen kühlen Kopf • Von Günter Pohl 


D er 21. Parteitag der DKP wird über 
die Fortführung des seit 2006 gel¬ 
tenden Beobachterstatus bei der 
Europäischen Linkspartei entscheiden. 
Der Beobachterstatus hat gegenüber ei¬ 
ner nicht formalen Beobachtung, also 
von außen über ELP-Veröffentlichun¬ 
gen, den Vorteil, dass man wie die Mit¬ 
glieder der ELP zu Vorstandssitzungen 
eingeladen wird und die meist interes¬ 
santen Debatten der recht unterschied¬ 
lichen Parteien direkt verfolgt. 

Die Kosten für Reisen und Unter¬ 
kunft werden von der ELP übernom¬ 
men, die die dafür benötigten Gelder 
aus den Töpfen der Europäischen Uni¬ 
on bekommt. Auch fallen keine Mit¬ 
gliedsbeiträge an, wie sie die Mitglieder 
der ELP tragen 
müssen. Für fi¬ 
nanzschwache 
Parteien wie 
die DKP ist das 
durchaus von Vorteil, und es ist keine be¬ 
sonders verwegene Annahme, dass die 
„beobachtende Mitgliedschaft“, wie der 
Status offiziell heißt, genau deshalb an- 
geboten wird, weil er die Beobachter auf 
diese Art bindet - denn es wird zudem 
auch keine zeitliche Begrenzung vorge¬ 
geben, nach der man sich für oder gegen 
eine Mitgliedschaft entscheiden müsste. 
Das führt dazu, dass dieser Beobachter¬ 
status durchaus unterschiedlich gehand- 
habt wird: Einige Beobachterparteien 
verhalten sich durch Diskussion und 
Aktivität wie Mitglieder, andere verste¬ 
hen „Beobachtung“ im Wortsinn, bleiben 
passiv und sehen sich folglich nicht wirk¬ 
lich als Mitglieder. Neben den Finanzen 
ist der andere Unterschied zu den Mit¬ 
gliedern, dass bei Entscheidungen kein 
Stimmrecht besteht - da aber ohnehin 
das Konsensprinzip gilt, ist dieser Un¬ 


terschied nur theoretischer Natur, zumal 
man zuvor an der Willensbildung durch 
Diskussion mitwirken kann, wenn man 
denn möchte. 

Wichtig ist auch das Selbstverständ¬ 
nis der ELP als Partei. Sie ist keine Bünd¬ 
nisorganisation, wo man an einem The¬ 
ma mitmacht, an einem anderen nicht. 
Die ELP ist ehrlich und bezeichnet sich 
als „European Left Party“, als „Parti de la 
Gauche Europeenne“ oder als „Partido 
de la Izquierda Europea“ - in Deutsch¬ 
land bevorzugen die ELP-Befürworter 
allerdings den den Parteiencharakter 
verschleiernden Terminus der „Europä¬ 
ischen Linken“ (EL), der zudem eine ge¬ 
wisse Anschlussfähigkeit an so genannte 
„soziale Bewegungen“ markieren soll. 

In der DKP 
ist die Debat¬ 
te über die Be¬ 
obachtung der 
ELP fast von 
Beginn an heftig geführt worden. Heute 
wird daran sehr oft das Wohl und Wehe 
der DKP festgemacht, sowohl von Geg¬ 
nern wie von Befürwortern. Beide Hal¬ 
tungen sind in dieser ultimativen Festle¬ 
gung nicht zielführend, sondern tragen zu 
einer Verschärfung eines Konfliktes bei, 
der zu einer weiteren Lähmung der Ak¬ 
tivitäten unserer Partei beitragen kann. 
Denn mit einer Beendigung der Beob¬ 
achtung würde weder eine entscheiden¬ 
de Profilierung der internationalen Poli¬ 
tik der DKP eintreten (zumal unsere vor¬ 
dringende Aufgabe gewiss erst einmal in 
der Mobilisierung der arbeitenden Men¬ 
schen hierzulande liegt), noch würde sich 
die DKP in irgendeiner noch so kleinen 
Art „international isolieren“, wie da und 
dort gesagt wird. Wer mit der Isolierung 
argumentiert, stellt den früheren Partei¬ 
führungen - vermutlich ungewollt - ein 


denkbar schlechtes Zeugnis aus: Damit 
hätte sich deren gesamte Europapolitik 
also rein auf die Beobachtung einer Par¬ 
tei beschränkt. Und er verkennt gleich¬ 
zeitig, dass seit 2013 die Beziehungen 
der DKP Stück für Stück erweitert wor¬ 
den sind; und das in alle Richtungen, 
wie nicht nur die gerade beendete Inter¬ 
viewserie in der UZ zeigt, sondern auch 
gemeinsame Erklärungen mit so unter¬ 
schiedlichen Parteien wie diejenigen, die 


das in der UZ vom 8. Mai veröffentlichte 
Dokument zum 70. Jahrestag der Befrei¬ 
ung unterzeichnet haben. Ganz im Ge¬ 
genteil wird der DKP in Europa derzeit 
attestiert eine gute Rolle hinsichtlich der 
Zusammenführung von Positionen spie¬ 
len zu können. Und das tut sie auch. 

Verbessern wird sich die internatio¬ 
nale Arbeit der DKP durch eine formale 
Ablösung von der ELP allerdings auch 
nicht; das Verhältnis zu anderen europä¬ 
ischen KPen wird nach dem 21. Partei¬ 
tag weder besser noch schlechter - egal 
wie die Entscheidung ausfallen mag. Die 
DKP wird gemäß ihres Programms ihren 
Weg zum Sozialismus vorschlagen und 
dabei prüfen, welche Partner dafür hilf¬ 
reich sind. Die Gegnerinnen und Gegner 
der Beobachtung sind genau in dieser 
Frage skeptisch gegenüber der ELP, auch 
weil deren Ziel unklar bleibt. Auf der 3. 
Parteivorstandstagung im Juli 2005 argu¬ 
mentierte Georg Polikeit in einem Refe¬ 
rat zur Politik der Europäischen Union 
wie folgt: „Ich meine, dass der Begriff 
Transformation 4 , wie er in manchen lin¬ 
ken Konzepten, auch im Programm der 
ELP verwendet wird, nicht geeignet ist, 
die Notwendigkeit einer grundlegenden 
Überwindung der kapitalistischen Ver¬ 


hältnisse klar zum Ausdruck zu bringen. 
Sein Hauptmangel besteht darin, dass er 
verschwommen und mehrdeutig ist, aber 
vor allem eine Ausdeutung in Richtung 
illusionärer reformistischer Vorstellung 
vom,Hineinwachsen in den Sozialismus 4 
zulässt. Das gilt umso mehr, wenn er zu¬ 
sätzlich mit zweideutigen Formulierun¬ 
gen von einer Gesellschaft, ,die über die 
kapitalistische, patriarchalische Logik hi¬ 
nausgeht 4 , verbunden ist, aber gleichzei¬ 


tig das Wort Sozialismus 4 im gesamten 
Text nicht vorkommt, wie das beim ELP- 
Programm der Fall ist.“ 

Daran hat sich auch nach vier Par¬ 
teitagen der ELP nichts geändert. Die 
ELP ist dominiert von den Vorstellun¬ 
gen der Machbarkeit von Veränderungen 
im Rahmen der EU-Institutionen; damit 
konsequent findet sich auch nirgends die 
Forderung nach einer Abschaffung der 
Europäischen Union. Die Europäische 
Linkspartei hat - wie von der EU-Kom- 
mission seit Jahren für alle EU-weiten 


„Der Begriff 
,Transformation“, wie er 
im Programm der ELP 
verwendet wird, lässt eine 
illusionäre reformistische 
Ausdeutung zu." 

Listenverbindungen angestrebt - insge¬ 
samt noch mehr das Profil einer Wahl¬ 
partei bekommen. Das hat sich mit der 
inszenierten Spitzenkandidatur von Ale¬ 
xis Tsipras zur EU-Wahl 2014 verdeut¬ 
licht, zumal durch die Aufnahme diverser 
kleiner, meist nichtmarxistischer Partei¬ 
en Anteil und Einfluss Kommunistischer 


Parteien in der ELP gesunken ist. Aus 
diesem Grund werben die ELP-KPen 
auch um einen Verbleib der DKP in der 
ELP, damit diese Tendenz nicht noch ver¬ 
schärft wird - wenn man so will, analog 
zur selbst gewählten Bestimmung der 
Jungsozialisten in der SPD der 70er Jah¬ 
re oder der Kommunistischen Plattform 
in PDS und der „Linken“ heute. 

Auch die kommunistische Bewegung 
Europas debattiert über diese Fragen, 
und bestehende Unterschiede zwischen 
den KPen haben sich daran vertieft. Nie¬ 
mand bestreitet, dass die ELP-Gründung 
der ideale Spaltpilz geworden ist, mit der 
sich die EU-Politik ohne einen vereinten 
Widerstand der gesamten Linken heu¬ 
te de facto leichter durchsetzen lässt. 
Die Frage, was auf reformistischem Weg 
durchsetzbar ist und wie weit man dafür 
den Wählerinnen und Wählern vorma¬ 
chen darf, was innerhalb der EU mach¬ 
bar ist, steht gegen die Frage, wie weit 
man mit zu grundsätzlichen Haltungen 
eine wenigstens partiell mögliche fort¬ 
schrittliche Entwicklung verhindert - 
und ebenso in Griechenland selbst wie 
in der Debatte außerhalb dieses Landes 
kann derzeit besichtigt werden, wie ef¬ 
fektiv diese Spaltung funktioniert; natür¬ 
lich auch in der DKP. Umstritten ist nur, 
ob dieser Effekt der ELP-Gründung von 
deren Machern vor mehr als zehn Jah¬ 
ren gewollt oder nicht gewollt war. Da¬ 
rüber zu spekulieren, würde allerdings 
bedeuten ein weiteres Mal in diese Falle 
zu gehen. 

Die zu grundsätzlich geführte Debat¬ 
te um die ELP hat schon zu viel zuviel 
Schaden geführt. Sie muss erheblich ent¬ 
spannter geführt werden. Die DKP muss 
abwägen, in welchem Verhältnis Nutzen 
und Schaden der formellen Beobachtung 
stehen. Genau das Gleiche gilt für eine 
eventuelle Beendigung der beobachten¬ 
den Mitgliedschaft. Weder das eine noch 
das andere ist nur gut oder nur schlecht. 
Der Parteivorstand wird dem Parteitag 
eine Beendigung der formellen Beob¬ 
achtung vorschlagen; es sind auch Anträ¬ 
ge zur Weiterführung des Beobachtersta- 
tus sowie für eine regelrechte Mitglied¬ 
schaft in der ELP angekündigt worden. 

Die Delegierten des Parteitags wer¬ 
den eine schwierige Frage zu beantwor¬ 
ten haben, die sich letztlich nur dann gut 
lösen lässt, wenn man neben der Abfrage 
von objektiven Kriterien im Hinterkopf 
behält, inwieweit die DKP sich nicht viel 
mehr auf ihre Aufgabe in Deutschland 
konzentrieren sollte statt die Beobach¬ 
tung einer europäischen Partei zum Maß¬ 
stab aller Dinge zu machen. Diese Beob¬ 
achtung kann - wie eingangs beschrie¬ 
ben - sowohl formell als auch informell 
vonstatten gehen. Es wird den Lauf der 
Dinge nicht dramatisch verändern. 

Günter Pohl ist internationaler Sekretär der DKP. 


19 Parteien, eine Debatte 

Neuerscheinung: UZ-Dokumentation 


19 Parteien,19 Interviews,19 Einschät¬ 
zungen zur Europäischen Linkspartei 
(ELP) - in einer Interviewserie hat UZ 
seit Ende 2014 viele der europäischen 
Schwesterparteien der DKP befragt. In 
jedem dieser Interviews ging es - ne¬ 
ben aktueller Entwicklung und Kämp¬ 
fen im jeweiligen Land und den Ak¬ 
tivitäten der Kommunistinnen - um 
die Frage, wie die Parteien die ELP ein¬ 
schätzen. 

Von den 19 Parteien, mit deren Ver¬ 
treterinnen und Vertretern UZ Inter¬ 
views führte, sind 11 kein Mitglied der 
ELP: Die Parteien aus Belgien, Britan¬ 
nien, Dänemark (KPiD),Griechenland, 
Irland, Luxemburg,Malta,den Nieder¬ 
landen, Polen, Portugal, Ungarn. 


Fünf von ihnen sind Vollmitgliederder 
ELP: Die Parteien aus Finnland, Frank¬ 
reich, Spanien (PCE), Österreich (KPÖ), 
der Schweiz (PdAS). 

Drei von ihnen sind beobachtende 
Mitglieder der ELP: Die Parteien aus 
Italien (PCdl), der Tschechischen Re¬ 
publik (KSCM), Zypern (AKEL). 

In der letzten UZ erschien das letzte 
der Interviews, die Diskussion geht 
weiter. 

Die Interviewserie der UZ mit 19 euro¬ 
päischen Schwesterparteien der DKP 
erscheint auch als UZ-Dokumentati- 
on. 

Erscheinen: Festival der Jugend (22. bis 
25. Mai), 64 Seiten, 3,- Euro. 


„Die ELP ist eine Partei, keine 
Bündnisorganisation.“ 



Pierre Laurent, Vorsitzender der ELP (Mitte), und Maite Mola, stellvertretende 
Vorsitzende der ELP (links neben Laurent), Mitte April bei der Anti-TTIP-Demo in 
Brüssel. 


Wettbewerb der Scharfmacher 

Israel: Zerbrechliche Regierung, stabile Positionen für Ultrarechte 


„Eine Regierung des Krieges, die gegen 
Frieden und Stabilität in unserer Regi¬ 
on“ gerichtet sei - so charakterisierte 
Saeb Erekat, Mitglied des Exekutivko¬ 
mitees der PLO und palästinensischer 
Chefunterhändler bei den seit März letz¬ 
ten Jahres blockierten Friedensgesprä¬ 
chen, die neue israelische Rechtsregie¬ 
rung Netanjahu-Bennet, deren Bildung 
am 6. Mai bekanntgegeben wurde. Die 
Kommunistische Partei äußerte sich 
ähnlich (s. Kasten). 

Mit dieser Regierung zeige sich, so 
Erekat, „das Gesicht einer neuen Form 
eines rassistischen und diskriminieren¬ 
den Israel“. Netanjahu sei dafür verant¬ 
wortlich, dass die Zwei-Staaten-Lösung 
begraben und ein Apartheid-Regime 
auf Dauer installiert wird. Neftali Ben- 
net als (Bildungs)minister, der sich mit 
der Ermordung von Palästinensern brüs¬ 
tet, und die neue Justizministerin Avelet 
Shaked, die offen zum Völkermord und 
zur ethnischen Säuberung aufgerufen 
hat, machten klar, „dass Frieden nicht 
auf ihrer Agenda steht“. 


Erst im letzten Augenblick, zwei 
Stunden vor Ablauf der verfassungsmä¬ 
ßigen Frist, war es Netanjahu gelungen, 
eine neue Koalition unter seiner Füh¬ 
rung zustande zu bringen. Bennet, Chef 
der rechtsextremistischen Siedler-Partei 
„Jüdisches Heim“, hatte sich seinen Ein¬ 
tritt in die Regierungskoalition teuer be¬ 
zahlen lassen. Obwohl diese Partei nur 
acht Mandate im Parlament hat, konnte 
sie drei von 18 Ministerien ergattern, ne¬ 
ben dem Bildungs- und Justizministeri¬ 
um auch das Landwirtschaftsministeri¬ 
um, das über die Fördergelder für den 
Ausbau der Siedlungen verfügt und auch 
für die arabischen Beduinen in Israel zu¬ 
ständig ist. 

Allerdings erreichte Netanjahu auch 
nach dem „Deal“ mit Bennet nur eine 
hauchdünne Mehrheit von 61 der insge¬ 
samt 120 Parlamentssitze. Seine übrigen 
Koalitionspartner sind die zwei ultraor¬ 
thodoxen Parteien Schas und Vereinig¬ 
te Thora sowie die sich „rechtsliberal“ 
gebende Kulanu-Partei, die erst im No¬ 
vember 2014 von Ex-Likud-Minister 


Kachlon gebildet worden ist. Schwie¬ 
rigkeiten hatte es vor allem gegeben, 
weil der bisherige Außenminister Avig- 
dor Lieberman eine weitere Beteiligung 
seiner Partei „Israel Beitenut“ an einer 
Regierung unter Netanjahu ablehnte, 
weil dieser ihm noch nicht scharfmache¬ 
risch genug war und angeblich zu viel 


Rücksicht auf die Haltung von USA- 
und EU-Oberen nimmt. Mit nur einer 
Stimme Mehrheit ist die neue Koaliti¬ 
on äußerst zerbrechlich - was allerdings 
bedeutet, dass die rechtsextremistischen 
Einpeitscher diese jederzeit mit der 
Drohung der Nichtzustimmung zu ei¬ 
ner Vertrauensfrage erpressen können, 


um ihren Kurs ohne Abstriche durch¬ 
zusetzen. 

Wie sehr die führenden Kreise Israels 
eine weitere Zuspitzung der Spannun¬ 
gen verursachen, zeigt sich auch daran, 
dass der israelische Staatspräsident Reu- 
ven Rivlin genau einen Tag vor seinem 
Staatsbesuch in Deutschland anlässlich 
des 50. Jahrestags der Aufnahme diplo¬ 
matischer Beziehungen Israel-BRD in 
einem am 9. Mai veröffentlichten In¬ 
terview in der „Süddeutschen Zeitung“ 
eine Zwei-Staaten-Lösung offen ablehn¬ 
te. Wenn der Westen diese Israel „auf¬ 
zwingen“ wolle, sei dies „eine Gefahr für 
die Existenz Israels“. Statt dessen solle 
eine Art „Föderation“ von Juden und 
Palästinensern innerhalb eines einheit¬ 
lichen Staates gebildet werden, in dem 
die Palästinenser zwar gewisse Autono¬ 
mierechte hätten, aber nicht über eigene 
Streitkräfte verfügten dürften. Praktisch 
wäre dies nichts anderes als die Verewi¬ 
gung des derzeitigen Zustands, nur dass 
das Besatzungsregime eine andere Be¬ 
zeichnung bekäme. Dirk Grobe 


Dokumentiert: 

Armut und Rassismus 

Die Kommunistische Partei Israels zur Regierungsbildung: 


„Netanjahus neue Regierung ist ein 
Desaster für die Bürger Israels: eine Re¬ 
gierung der Vertiefung der Besatzung 
und der Kolonisierung, die jede Hoff¬ 
nung auf einen Fortschritt zum Frieden 
begräbt, eine Regierung der sozialen Po¬ 
larisierung, der Privatisierung und der 
Vergrößerung der Armut zugunsten der 
kapitalistischen Klasse, eine Regierung 
der realen Bedrohung der Demokratie, 
eine Regierung rassistischer Gesetze 
und Politik, der Faschisierung, der mas¬ 


senhaften Zerstörung von Häusern und 
des totalen Kriegs gegen die arabisch¬ 
palästinensische Minderheit in Israel 
und ihre grundlegenden bürgerlichen 
und nationalen Rechte. Die Kommunis¬ 
tische Partei Israels und die Demokrati¬ 
sche Front für Frieden und Gleichberech¬ 
tigung (Hadasch) rufen zum anhalten¬ 
den Kampf gegen israelische Besetzung 
und Rassismus, für gerechten Frieden 
und Gleichberechtigung, Demokratie 
und soziale Gerechtigkeit auf.“ 
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Tag des Sieges - Tag 


H underttausende erinnerten am 7, 
8. und 9. Mai weltweit an den Sieg 
über den Hitlerfaschismus sowie 
seine Verbündeten, an die Befreiung 
vom faschistischen Joch und das Ende 
des Mordens in Europa. In Frankreich 
wurde der Tag mit einer Militärparade 
begangen, Präsident Hollande und an¬ 
dere Politiker legten am Grab des Un¬ 
bekannten Soldaten in Paris Blumen 
nieder. In Großbritannien gedachten - 
neben vielen Bürgerinnen und Bür¬ 
gern - auch Premier Cameron und die 
Königin des Endes des Krieges in Eu¬ 
ropa. 

In Washington verfolgten mehr als 
10 000 Menschen den Flug von 56 res¬ 
taurierten „Warbirds“ (B-29-Bomber), 
die das Lincoln Memorial passierten 
und auch über die Nationale Gedenk¬ 
stätte des 2. Weltkriegs flogen. 


16 000 Soldaten paradierten am 
9. Mai in Moskau - ein Zug von 
300 000 Menschen zog später durch die 
russische Hauptstadt. Viele erinnerten 
hier wie in vielen anderen Städten des 
Landes an ermordete, an gefallene wie 
vermisste Angehörige und Freunde. Spä¬ 
ter gab es Konzerte und in Moskau ein 
großes Feuerwerk. 

Übrigens: Den russischen Eliteein¬ 
heiten folgten in Moskau auf der Parade 
am 9. Mai neben Einheiten aus Nachfol¬ 
gestaaten der GUS, aus früheren Sowjet¬ 
republiken, auch Truppenteile aus Chi¬ 
na, Indien, der Mongolei und Serbien... 

Viele Veranstaltungen gab es auch in 
deutschen Städten und Gemeinden ( sie¬ 
he auch die Kolumne auf Seite 9). In Ber¬ 
lin kamen zu den sowjetischen Gedenk¬ 
stätten vor allem im Treptower Park und 
im Tiergarten am 9. Mai viele Tausen¬ 


de - unter ihnen nicht wenige russische 
Bürgerinnen und Bürger, Gäste aus Be¬ 
lorussland und anderen früheren Sow¬ 
jetrepubliken wie ihre in Deutschland le¬ 
benden Landsleute. Im Treptower Park 
wurden am Sonnabend auf Initiative an¬ 
tifaschistischer Organisationen auch in 
diesem Jahr gefeiert. Bereits am Freitag¬ 
abend hatten Hunderte bei einer Aktion 
der VVN-BdA in Treptow der Befreiung 
vom Faschismus und des großen Sieges 
gedacht. 

In Demmin und in Berlin mussten 
sich Antifaschistinnen und Antifaschis¬ 
ten in diesen Tagen aber auch Aufmär¬ 
schen von Nazis entgegenstellen. Und 
wahrscheinlich nicht nur in Berlin auch 
gegen das Auftreten von Pegida-Anhän¬ 
gern, rechten „Montagsmahnwachlern“, 
„Reichsbürgern“ u.ä. bei den Feierlich¬ 
keiten wehren. n.h. 



der Befreiung 




Washington 
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Schaufensterreden reichen nicht 

Neofaschisten attackieren auch 2015 Gewerkschaftskundgebungen 


Castkolumne von Ulrich Sander, Bundessprecher der VVN-BdA 

Von der Befreiung befreit - 
oder: Wiedereroberung 
eines Tages 


Interview mit Judith Behrens, Spre¬ 
cherin der Antifa-AG der Interventio¬ 
nistischen Linken Düsseldorf[see red!] 
www. anti-kapitalismus. org: 

UZ: Am 1 . Mai kam es in verschiede¬ 
nen bundesdeutschen Städten - etwa in 
Weimar und Saalfeld - zu brutalen An¬ 
griffen von Neonazis auf Gewerkschaf¬ 
ter bzw. Antifaschisten. Konnten Sie die 
Übergriffe und den Umgang der Polizei 
damit in der Interventionistischen Lin¬ 
ken (IL) schon auswerten? 

Judith Behrens: Nein. Wir alle haben 
die Attacken natürlich zur Kenntnis 
genommen. Ausgewertet sind sie je¬ 
doch noch nicht. Ich gehe aber davon 
aus, dass dieses Thema bei unseren 
nächsten bundesweiten Treffen durch¬ 
aus thematisiert werden wird. Dass 
Neofaschisten am Internationalen Ar¬ 
beiterinnenkampftag gegen Gewerk- 
schafterinnen und Gewerkschafter vor¬ 
gegangen sind, offenbart, was sie von 
einer organisierten Arbeiterinnenbe¬ 
wegung tatsächlich halten. Ihre soziale 
Demagogie ist an diesem 1. Mai erneut 
für viele Menschen zutage getreten. Zu 
befürchten ist allerdings, dass die Nazis 
Zustimmung von den Menschen erhal¬ 
ten, die sich von der offiziellen Politik 
und den DGB-Gewerkschaften nicht 
vertreten fühlen. 

UZ: Wie erklären Sie sich, dass die Poli¬ 
zei die Angriffe der Nazis nicht verhin¬ 
dert hat? 

Judith Behrens: In Weimar sind die Be¬ 
amten ja anscheinend relativ schnell 
zur Stelle gewesen und haben wohl 
das Gros der beteiligten Faschisten 
festgesetzt. Für Saalfeld kann man das 
sicherlich nicht so sehen. Da waren die 
Polizisten ganz offensichtlich nicht wil¬ 
lens, Antifaschistinnen, die gegen den 
Aufmarsch der Nazikleinstpartei „Der 
III. Weg“ protestierten, zu schützen. Es 
bleibt festzuhalten, dass auch nach den 
Enthüllungen über den Terror des neo¬ 
faschistischen Netzwerks „Nationalso¬ 
zialistischer Untergrund“ (NSU) sich 
weder bei den Polizeiführungen noch 
bei vielen Beamten auf der Straße ein 
Umdenken eingestellt hat. Faschisti¬ 
sche Propaganda und Gewalt wird ver¬ 
harmlost, ja sogar wohlwollend gedul¬ 
det. Die Auswirkungen davon konnte 
man nun in Saalfeld sehen: Mehrere 
schwerverletzte Nazigegnerinnen mit 
Prellungen, inneren Blutungen und he¬ 
rausgeschlagenen Zähnen sind das Er¬ 
gebnis des Wegsehens der eingesetzten 
Beamten. 

UZ: Und welche Konsequenzen erge¬ 
ben sich für Sie das diesen Ereignissen? 

Judith Behrens: Wir müssen verstärkt 
für unseren eigenen Schutz sorgen 
und dürfen uns dabei nicht auf staat¬ 
liche Stellen und die Polizei verlassen. 
Diese sind die denkbar ungeeignetsten 


Partner im Kampf gegen Neonazis und 
Rassisten - das haben wir nun über Jah¬ 
re hinweg zur Kenntnis nehmen müs¬ 
sen. Dafür, dass uns von den politisch 
Verantwortlichen, den Inlandsgeheim¬ 
diensten und Polizeibehörden regel¬ 
mäßig einzureden versucht wird, dass 
die Nazis unter kontinuierlicher Be¬ 
obachtung stünden, ist es bemerkens¬ 
wert, was für die Rechten an brutalen 
Angriffen immer wieder möglich ist. 
Das war auch 2009 in Dortmund so, als 
rund 300 Nazis damals die Dortmunder 
l.-Mai-Demonstration des DGB atta¬ 
ckierten. 

UZ: Und was erwarten Sie von den Ge¬ 
werkschaften selbst? 

Judith Behrens: Dass sie die Interes¬ 
sen der abhängig Beschäftigten gegen 
die Interessen des Kapitals durch¬ 
setzt. Grade deshalb wünsche ich mir 
mehr Engagement der Organisatio¬ 
nen, aber auch der einzelnen Kolle¬ 
ginnen, gegen Rassismus und gegen 
Nazis. Bedauerlicherweise ist oftmals 
ein Desinteresse der Gewerkschaften 
zu beobachten, wenn es zu Aufmär¬ 


schen und anderen Aktionen von Na¬ 
zis kommt. Das rächt sich auf Dauer. 
Ich erhoffe mir perspektivisch von 
den Gewerkschaften, dass sie sich an 
Aktionen des zivilen Ungehorsams 
beteiligen und nicht auf eine Art von 
Alibiveranstaltungen setzen, die im 
Zweifel zu keinem Ergebnis führen. 
Mit Bratwürstchen und Schaufenster¬ 
reden wird man die Faschisten nicht 
stoppen können. 

UZ: In Ihrer Stadt kam es in den ver¬ 
gangenen Wochen regelmäßig zu Auf¬ 
märschen der rechten Szene. Mal waren 
es Pegida-Anhänger, mal originäre Fa¬ 
schisten und jüngst am 8 . Mai marschier¬ 
te die extrem rechte Splitterpartei „Pro 
NRW“ in Düsseldorf auf. Ist es bei der 
Fülle der rechten Aktivitäten überhaupt 
noch möglich, kontinuierlich Gegenak¬ 
tionen zu starten? 


Judith Behrens: Diese Frage ist natür¬ 
lich berechtigt, verbietet sich jedoch 
auch gewissermaßen. Wo immer Nazis 
aufmarschieren, muss es zu massiven 
Protesten ihrer Gegnerinnen kommen. 
Von daher stellt sich diese Frage für uns 
so nicht. Trotzdem verrate ich kein Ge¬ 
heimnis. Diese Art der wöchentlichen 
Aufmärsche, zu denen es nunmehr seit 
Monaten - übrigens nicht nur in Düs¬ 
seldorf - kommt, verlangt uns einiges 
ab. Wir bringen dennoch jeden Mon¬ 
tag mehrere Hundert Aktivistinnen zu 
Protest und Widerstandsaktionen auf 
die Straße. Die organisatorische Arbeit 
wird überwiegend von kleineren linken 
Gruppen geleistet, doch immerhin wird 
unser Bündnis „Düsseldorf stellt sich 
quer“ mittlerweile vom DGB und an¬ 
deren Akteuren der Zivilgesellschaft 
politisch unterstützt. 

Wir werden jedoch auch nicht um¬ 
hin kommen, die soziale Frage verstärk¬ 
ter zu thematisieren, als dies in den ver¬ 
gangenen Jahren von Antifagruppen 
betrieben wurde. Wir müssen den Fa¬ 
schisten die soziale Basis entziehen und 
dürfen ihnen keine Themen wie etwa 
die von Krieg und Frieden überlassen. 


UZ: Vertreterinnen und Vertreter Ihrer 
Gruppen werden auch beim „Festival 
der Jugend“ der SDAJ zugegen sein, wel¬ 
ches über Pfingsten in Köln stattfindet. 
Mit welchem Ziel? 

Judith Behrens: Wir waren schon beim 
vergangenen UZ-Pressefest mit dem 
„Roten Zelt antifaschistischer und an¬ 
tikapitalistischer Gruppen und Organi¬ 
sationen“ zugegen. Auch beim Festival 
der SDAJ werden einige von uns da¬ 
bei sein. Wir wollen gemeinsam mit den 
Genossinnen und Genossen aus SDAJ 
und DKP über Möglichkeiten der Zu¬ 
sammenarbeit sprechen, die es ja teil¬ 
weise in den vergangenen Jahren schon 
gab. Zudem werden wir uns an Diskus¬ 
sionen über Strategien linker Organisa¬ 
tionen beteiligen - und natürlich auch 
einfach ein wenig feiern. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


„Ihr aber“, so wandte sich Bert Brecht 
an die Überlebenden in den gestor¬ 
benen Städten, „gedenkt unserer mit 
Nachsicht“. So einfühlsam teilte sich 
einer aus der Generation derer mit, 



die den Faschismus nicht verhindern 
konnten. Die Überlebenden in den 
gestorbenen Städten hatten zumeist 
andere Sorgen als solche Nachsicht 
zu üben. Sie haben sich kaum im Ge¬ 
denken geübt, und schon gar nicht ge- 
jubelt. In den gestorbenen Städten war 
kein Platz für Freudentänze, alles lag 
voll Trümmer. 

Und heute? An diesem 8. Mai, dem 
70. seitdem, gab es zaghafte Ansätze 
zur Freude und zum Feiern, und zu¬ 
gleich wurde derer gedacht, die vor 
uns da waren. Und dies fast flächen¬ 
deckend, und weit mehr als zuvor. 

Die da feierten und gedachten 
waren kleine Leute. Und die Obe¬ 
ren? Sie beriefen sich gern auf Ex- 
Bundespräsident von Weizsäcker, der 
sich 1985 zum 8. Mai erstmals zu dem 
Wort „Wir wurden befreit“ durchge¬ 
rungen hatte. 

So oft es zitiert wurde, so sehr 
wurde es zerredet. Am Schluss wurde 
dann wieder nur vom Tag des Kriegs¬ 
endes gesprochen, nicht vom Tag der 
Befreiung. Man hatte sich von der Be¬ 
freiung befreit. 

Wie sehr hatten wir gehofft, der 
Bundestag würde sich zur Forde¬ 
rung nach einem gesetzlichen Feier¬ 
tag 8. Mai bekennen. Wie sehr hatten 
wir gewünscht, der 8. Mai würde die¬ 
ses Jahr so begangen werden wie am 
8. Mai 1985. Stattdessen bekamen wir 
einen Hermann von Treitschke-Ver- 
schnitt namens Professor Heinrich 
August Winkler als Bundestagsred¬ 
ner serviert. 

Hatten die Minister Scharping 
und Fischer 1999 zur Begründung des 
deutschen Angriffskrieges auf Ser¬ 
bien und Restjugoslawien noch das 
böse Wort geprägt, zugunsten des 
„Nie wieder Auschwitz“ dürfe auf das 
„Nie wieder Krieg“ verzichtet wer¬ 
den, so wollte Winkler nun diese Ge¬ 
meinheit noch toppen: Wo es Gründe 
zum Krieg der Deutschen gibt, dürfe 
Deutschland nicht mit Verweis auf 
die Nazi-Vergangenheit beiseite ste¬ 
hen und „wegsehen“. Über den Kriegs¬ 
beginn 1939 verstieg er sich in seiner 
„Gedenkrede“ zu der Formulierung: 
Die ost-mitteleuropäischen Nachbarn 


seien „Opfer der deutsch-russischen 
Doppelaggression“ geworden. - Somit 
warnte der scharfmacherische Groß- 
Historiker vor Verhandlungslösungen 
mit der russischen Führung. 

Doch zum Glück wurde der 
8. Mai nicht nur vom Geschehen im 
Reichstag bestimmt. Die vielen Ge¬ 
denkveranstaltungen, aber auch Be¬ 
freiungsfeiern, Zeitzeugengesprä¬ 
che, Soli-Aktionen für Flüchtlinge, 
Antinazi-Demos und Ausstellungen 
der Friedensbewegung waren dies¬ 
mal einzigartig in Zahl und Vielfalt. 
Veranstaltet die VVN-BdA in Berlin 
schon seit Jahren das Fest „Wer nicht 
feiert, der hat verloren“, so gab es in 
diesem Jahr solche Feiern - initiiert 
von der VVN-BdA - auch in der al¬ 
ten Bundesrepublik, so z.B. in Dort¬ 
mund in der Münsterstraße und in 
Frankfurt auf dem Römerberg. Eine 
Besonderheit ragt hervor: In Bochum 
regten sich örtliche Gewerkschaften 
und viele einfache Gewerkschafter 
und demonstrierten unter dem Mot¬ 
to „Für ein friedliches, soziales und 
demokratisches Europa“. 

Es gibt viele Gründe, an die zu Un¬ 
recht fast vergessenen Traditionen der 
Gewerkschaftsarbeit der ersten Stun¬ 
de zu erinnern. So an den 15. April 
1945, da auf befreitem Territorium die 
erste Betriebsrätekonferenz nach dem 
Kriege in Gelsenkirchen-Buer zusam¬ 
menkam. Es wurde die Gründung ei¬ 
ner Einheitsgewerkschaft beschlossen. 
Oder an das Vertrauensmännertreffen 
auf dem Hoesch-Hüttenwerk in Dort¬ 
mund am 27. April 1945. Es wurden 
„u.a. Fragen der Arbeitszeit, der Ein¬ 
stellung zu den bisherigen Vertretern 
der Nazis sowie Bestrafung derjeni¬ 
gen PG, die sich Misshandlungen an 
Kriegsgefangenen usw. haben zuschul¬ 
den kommen lassen“ behandelt. 

In Bochum gab es zu diesem 8. Mai 
die Wiederannäherung der Gewerk¬ 
schafts- und der Friedensbewegung. 
Wenn sich Gewerkschaften in den 
letzten Jahren zur Friedensfrage ver¬ 
hielten, so taten sie es allein für sich. 
Nun also die Thematisierung der Ge¬ 
meinsamkeiten: Für Abrüstung und 
Konversion - auch die IG Metall soll 
da wieder mitmachen! - und für Lö¬ 
sung internationaler Konflikte durch 
Verhandlungen. Die gefährliche Lage 
in der Ukraine wurde thematisiert. Die 
Jugend soll nicht länger durch Milita¬ 
risierung bedrängt werden. Viel Zu¬ 
stimmung gab es für den griechischen 
Redner Giorgos Chondros (Syriza). Er 
und Horst Schmitthenner (IG Metall) 
wie auch der Bochumer DGB-Vorsit¬ 
zende Jochen Marquard sahen in dem 
Kampf der griechischen Linkskräfte, 
auch der neuen Regierung, gegen das 
Spardiktat Deutschlands und der EU 
einen wichtigen Beitrag für die Werk¬ 
tätigen ganz Europas. Was den Men¬ 
schen in Griechenland angetan wer¬ 
de, das drohe auch danach allen in den 
Ländern der EU. 

Internationale Solidarität - auch 
das war die Losung dieses 8. Mai. 
Und für den Tag der Befreiung als 
anerkannter Feiertag wird weiter ge¬ 
stritten. 




Neofaschisten am 1. Mai in Weimar 
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Der 8. Mai 1945 als geschichtliche Zäsur 

Aus dem Referat auf der zentralen Veranstaltung der DKP am 2. Mai 2015 • Von Anton Latzo 


D ie Erfolge der Roten Armee zer¬ 
schlugen im Mai 1945 die Ketten 
materieller, politischer und geisti¬ 
ger Not, die die Völker Europas und das 
deutsche Volk in faschistischer Nacht 
gehalten hatten. 

Die Zerschlagung des Faschismus 
durch die Antihitlerkoalition, in deren 
Rahmen die Sowjetunion den entschei¬ 
denden militärischen und politischen 
Anteil hatte und die größten mensch¬ 
lichen und materiellen Opfer brachte, 
schuf Bedingungen, die eine Tür für 
nachfolgende demokratische und fried¬ 
liche Entwicklungen in Europa und in 
Deutschland öffneten. 

Neben anderen Teilkapitulationen 
nahm im Morgengrauen des 2. Mai 1945 
der Befehlshaber der 8. sowjetischen 
Garde-Armee, Generaloberst Tschui- 
kow, die Kapitulation des Befehlshabers 
des Verteidigungsbereiches Berlin der 
faschistischen Truppen entgegen. 

Es hat einen großen symbolischen 
Wert, dass die faschistischen Truppen 
ihre Niederlage im Stab der 8. Garde- 
Armee besiegeln mussten. Es war jene 
Armee, die im Herbst 1942 in den letz¬ 
ten Häuserblocks von Stalingrad den 
Angriffen der zahlenmäßig weit über¬ 
legenen deutschen Truppen standgehal¬ 
ten hatte. 

Sie hat so die Wende des zweiten 
Weltkrieges mit vorbereitet und dann 
den opferreichen und beschwerlichen 
Vormarsch von den Ufern der Wolga 
bis zu den Ufern der Spree gemeinsam 
mit den anderen Einheiten der Sowjet¬ 
armee angetreten. Auf diesem Weg be¬ 
siegte die Rote Armee die Faschisten, 
befreite sie Völker und gewann sie Ver¬ 
bündete und Freunde. (...). 


In den späten Abendstunden des 8. Mai 
1945 setzten die Vertreter des Oberkom¬ 
mandos der faschistischen Wehrmacht 
in Berlin-Karlshorst im Stab der sieg¬ 
reichen Sowjetarmee ihre Unterschrift 
unter die Urkunde über die bedingungs¬ 
lose Kapitulation. Damit besiegelten 
sie ihre Niederlage vor den vier Haupt¬ 
mächten der Anti-Hitler-Koalition. 

Die gesellschaftliche und politische 
Entwicklung in den Ländern des Ka¬ 
pitals sowie der ideologische Kampf 
machen es notwendig, erneut in Erin¬ 
nerung zu rufen, dass die Sowjetunion 
den entscheidenden Anteil erbrachte. 
Die Entscheidung üel 1942/43 in der 
Stalingrader Schlacht und nicht in West¬ 
europa. (...) 

Dieser Sieg und die Befreiung der 
europäischen Völker vom Faschismus 
wird die wichtigste historische Zäsur 
des Jahrhunderts bleiben. 

Heute ist man aber schon wieder 
dabei, die historische Bedeutung dieses 
Sieges über den deutschen Faschismus, 
aber auch die Ursachen des Zweiten 
Weltkrieges und die mit diesem Ver¬ 
nichtungskrieg von den Faschisten ver¬ 
folgten Ziele zu verschleiern. Für die 
Diener des Kapitals ist Geschichtsrevi¬ 
sionismus angesagt. Ich glaube, es lohnt, 
sich die Frage zu beantworten, warum 
dies getan wird, warum sowohl die of¬ 
fizielle Politik und ihre Auftraggeber 
als auch gedruckte sowie elektronische 
Medien immer wieder durch tendenzi¬ 
öse Auswahl und Kommentierung ver¬ 
suchen, ein falsches und einseitiges Ge¬ 
schichtsbild zu propagieren. Sie wollen 
den wahren Charakter der politischen 
Entscheidungen und Maßnahmen der 
im Auftrag des Kapitals heute Regieren¬ 
den verschleiern. 

Das Vorgehen dient zugleich als 
Steilvorlage für das Auftreten neofa¬ 
schistischer und anderer reaktionärer 
Kräfte. Die Politik der sozialen und po¬ 
litischen Revanche des Imperialismus 
treibt sonderbare und umso gefährli¬ 
chere Blüten. Diese Situation ist aber 
Bestandteil der generellen reaktionären 
Entwicklung der Gesellschaft in der Ge¬ 
genwart. 

Vor 1989 hätte man nicht für mög¬ 
lich gehalten, dass der russische Präsi¬ 
dent nicht zu einer solchen Veranstal¬ 
tung eingeladen wird, wie die Veran¬ 
staltung anlässlich der Befreiung des 


Konzentrationslagers von Auschwitz 
durch die Rote Armee. Die Bundesre¬ 
gierung und politische Parteien lehnen 
es ab, eigene Aktivitäten zum 70. Jah¬ 
restag der Befreiung Deutschlands 
und Europas vom Faschismus zu or¬ 
ganisieren und durchzuführen. Unver¬ 
antwortliche Politiker Polens erklären, 
dass nicht russische (also sowjetische), 
sondern ukrainische Kräfte Polen be¬ 
freit hätten. Jazenjuk erklärt, eine Be¬ 
freiung der Ukraine durch 
die Rote Armee habe nie > 

R ßBÄ 

stattgefunden und be- 
zeichnete den opferrei¬ 
chen Kampf der Sowjet¬ 
arme als „sowjetische In¬ 
vasion in die Ukraine und 
nach Deutschland“. Die 
Bundeskanzlerin lehnt es 
ab, an den offiziellen Fei¬ 
erlichkeiten in Moskau 
teilzunehmen. 

Das sind nicht nur Pro¬ 
vokationen an die Adresse 
Russlands, sondern auch 
eine Verhöhnung der Op¬ 
fer des antifaschistischen 
Kampfes. 


Der 8. Mai 1945 war von 
schicksalhafter Bedeu¬ 
tung für Deutschland, für 
Europa und die Welt. Es 
wurde verhindert, dass der 
deutsche Imperialismus 
seine wahnwitzigen Pläne 
der „Neuordnung Euro¬ 
pas“ und der Eroberung 
der Weltherrschaft durch 
einen Rückfall in die Skla¬ 
verei verwirklichen konn¬ 
te, Pläne, die verbunden waren mit dem 
Genozid vieler Völker. 

Der Tag der Erlösung der Völker 
Europas wurde auch zum Tag der Be¬ 
freiung des deutschen Volkes von der 
Herrschaft des Faschismus. Mit ihm en¬ 
dete das dunkelste Kapitel in unserer 
Geschichte. 

Er war nicht nur Ende eines schreck¬ 
lichen Krieges. Er rettete zugleich die 
Menschheit vor dem Absturz in die Bar¬ 
barei. Er war Voraussetzung, dass die in 
Jahrtausenden entstandene menschliche 
Zivilisation weiter bestehen konnte. Die 
Menschheit behielt die Chance auf eine 
künftige progressive Entwicklung. 

Die Tatsache, dass sich unter den 
alliierten Siegermächten ein starker 
sozialistischer Staat befand, war dafür 
sowie für das deutsche Volk und die 
befreiten Völker Europas von großer 
Bedeutung. 

Die Nachkriegs Verhältnisse konn¬ 
ten nicht mehr nur vom Willen der Re¬ 
gierungen der imperialistischen Staa¬ 
ten diktiert werden. Unter Ablehnung 
eines imperialistischen Diktats (wie 
nach dem ersten Weltkrieg) über eine 
„Zerstückelung“ (wie sie noch auf der 
amerikanisch-englischen Konferenz in 
Quebec im September 1944 beschlossen 
worden war) wurde dem deutschen Volk 
im Potsdamer Abkommen die nationale 
Einheit garantiert und die Hilfe - auch 
der Westmächte - bei der „endgültigen 
Umgestaltung des politischen Lebens 
auf demokratischer Grundlage“ zuge¬ 
sichert. Dabei wurden die Ausrottung 
des Faschismus und Militarismus, ver¬ 
bunden mit der Vernichtung der Macht¬ 
konzentration des Monopolkapitals als 
die unbedingt notwendigen Vorausset¬ 
zungen erkannt und gefordert. 

Das deutsche Volk konnte darauf 
bauen, dass die Sowjetunion die Ver¬ 
nichtung Deutschlands als selbststän¬ 
digen Staat nicht zulassen würde. Sie 
erstrebte einen demokratischen Staat, 
dessen Politik auf die Herstellung eines 
dauerhaften Friedens, auf die Schaffung 
von Voraussetzungen ausgerichtet war, 
damit von deutschem Boden nie wieder 
ein Krieg ausgehen kann. 

(...) Mit der Befreiung vom Faschis¬ 
mus wurden Bedingungen geschaffen, 
ein demokratisches Staatswesen auf¬ 
zubauen, das Fortschritt in der Gesell¬ 
schaft und Politik ermöglicht und Be¬ 
dingungen schafft, die es verhindern, 


dass von deutschem Boden je wieder 
ein Krieg ausgehen kann. 

Es war eine Befreiung vom Deutsch¬ 
land der Faschisten und Militaristen. 
Aber auch von dem der Monopole? 
Offensichtlich nicht. 

Die soziale Befreiung musste erst 
erkämpft werden - und das in dem po¬ 
litischen, wirtschaftlichen und geistigen 
Chaos, das nach dem Kriege herrsch¬ 
te. Aber trotz der drückenden Last aus 



Vergangenheit und Krieg, die es zu be¬ 
wältigen galt, eröffnete sich vor dem 
deutschen Volk ein Weg zurück in die 
Gemeinschaft gleichberechtigter Völ¬ 
ker und eine antifaschistische und de¬ 
mokratische Perspektive. 


Es ist das große Verdienst der KPD, 
gestützt auf die Erfahrungen der kom¬ 
munistischen Internationale und des 
Kampfes der anderen kommunistischen 
Parteien in der Vorkriegszeit und wäh¬ 
rend des Krieges, mit dem Aufruf vom 
11. Juni 1945 einen Weg aus der Katas¬ 
trophe gewiesen zu haben (...). Dieser 
Aufruf an das deutsche Volk war das Ak¬ 
tionsprogramm der Partei und zugleich 
der Vorschlag für eine gemeinsame 
Plattform aller antifaschistisch-demo¬ 
kratischen Parteien für eine antifaschis¬ 
tisch-demokratische Ordnung. Die his¬ 
torische Chance war gegeben, den längst 
ausgereiften Widerspruch zwischen den 
antinationalen Interessen des deutschen 
Imperialismus und Militarismus und den 
nationalen Interessen der friedlieben¬ 
den Teile des Volkes im Sinne des ge¬ 
sellschaftlichen Fortschritts zu lösen. 

Der Kampf um die Befreiung vom 
Faschismus führte in ganz Europa zu ei¬ 
ner breiten demokratischen und antiim¬ 
perialistischen Bewegung, die sich tief 
greifende Reformen jenes politischen 
und wirtschaftlichen Systems als Ziel 
setzte, das die Ausbreitung des Faschis¬ 
mus und den Weltkrieg nicht verhindern 
konnte. Diese Bestrebungen fanden ih¬ 
ren Ausdruck im Kampf um die Errich¬ 
tung volksdemokratischer Verhältnisse 
in den Ländern und zu friedlicher Zu¬ 
sammenarbeit zwischen den Staaten. 
(...) 


Der Sieg der Anti-Hitler-Koalition lei¬ 
tete eine neue Etappe auch in den in¬ 
ternationalen Beziehungen ein. Die auf 
seiner Grundlage eingeleiteten wirt¬ 
schaftlichen, politischen und ideologi¬ 
schen Veränderungen führten zu einer 
tief greifenden Neugestaltung auch der 
internationalen Kräfteverhältnisse und 
der Beziehungen zwischen den Staaten. 
Es wurden die bis 1945 regierenden re¬ 
aktionärsten und aggressivsten Kräfte 
des Imperialismus beseitigt. 

Die Sowjetunion war trotz großer 
Verluste und schwerer Kriegsschäden 


politisch gestärkt aus dem Kriege her¬ 
vorgegangen. Ihr internationaler Ein¬ 
fluss war beträchtlich gewachsen. 

Das Ausbrechen von mehr als ei¬ 
nem Dutzend Staaten in Europa und 
Asien aus dem kapitalistischen Sys¬ 
tem, das Anwachsen der revolutionä¬ 
ren Bewegung in den kapitalistischen 
Ländern, der beginnende Zerfall des 
Kolonialsystems und die Schwächung 
einer Reihe imperialistischer Mächte 
führte zu beträchtlichen 
Verschiebungen in der 
internationalen Kräfte¬ 
konstellation. 

Im Ergebnis des Sie¬ 
ges der Antihitlerkoali¬ 
tion über die faschisti¬ 
schen Anwärter auf die 
Weltherrschaft, die keine 
international verbindli¬ 
chen Rechts- und Moral¬ 
normen mehr kannten, 
entstanden Grundzüge 
für ein neues Völkerrecht. 

Zu Leitprinzipien 
wurden die Gleichbe¬ 
rechtigung aller Staaten 
und ihre Pflicht, zu einem 
stabilen Frieden beizutra¬ 
gen. Es sollte ein Völker¬ 
recht entstehen, das „Ver¬ 
brechen gegen den Frie¬ 
den“ ebenso ahndet, wie 
Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, wie es 
im Statut des internatio¬ 
nalen Militärgerichtsho¬ 
fes vom 8. August 1945 
hieß. Es sollte ein Völ¬ 
kerrecht entstehen, das 
friedliche internationale 
Zusammenarbeit unter Gleichen und 
auf der Grundlage des gegenseitigen 
Vorteils fördert. 

Zur Aufrechterhaltung des interna¬ 
tionalen Friedens und der Sicherheit 
sowie zur Entwicklung der friedlichen 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
wurde 1945 die UNO gegründet. Sie be¬ 
kannte sich dazu, dass sowohl die An¬ 
wendung als auch die Androhung mili¬ 
tärischer Gewalt im Widerspruch zu den 
Normen der internationalen Beziehun¬ 
gen und des Rechts stehen. Das war ein 
wichtiger Schritt, um den Krieg als Mit¬ 
tel der Politik, wie er bis dahin über Jahr¬ 
hunderte gegolten hatte, auszuschließen. 
Dies widerspiegelt sich später auch in 
den Dokumenten der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu¬ 
ropa (1975). Leider erwies sich das neue 
Völkerrecht zunehmend brüchig. Beson¬ 
ders nach der Auflösung der Warschauer 
Vertragsorganisation konnten neue Ag¬ 
gressionskriege nicht verhindert werden. 

Zu den Veränderungen nach dem 
zweiten Weltkrieg gehörten auch die 
widersprüchlichen Vorgänge inner¬ 
halb der Welt des Kapitalismus. Vor 
dem 2. Weltkrieg nahmen sechs impe¬ 
rialistische Mächte die beherrschende 
Stellung in der Welt ein. Diese Groß¬ 
mächte verkörperten die Hauptkraft 
des Imperialismus. Es waren die USA, 
Großbritannien, Frankreich, Deutsch¬ 
land, Japan und Italien. Drei von die¬ 
sen Mächten wurden im zweiten Welt¬ 
krieg besiegt und zwei andere in militä¬ 
rischer, ökonomischer und politischer 
Hinsicht geschwächt. Allein die USA 
wurden gestärkt - aber verbunden mit 
einer Zunahme der reaktionären Ent¬ 
wicklung im Inneren und zunehmen¬ 
der aggressiver Außenpolitik. 

Wie die folgenden Jahre zeigten, 
sollte dies großen Einfluss auf die ge¬ 
samte Nachkriegsperiode haben. Sie 
wurde bestimmt durch die dem Kapita¬ 
lismus innewohnende ungleichmäßige 
Entwicklung. Der wirtschaftliche und 
dann auch der politische und militäri¬ 
sche Schwerpunkt des Imperialismus 
haben sich aus Europa nach den USA 
verlagert. 

Der USA-Imperialismus stärkte 
sich auf Kosten der anderen imperia¬ 
listischen Staaten und seine Stärkung 
bildete die Grundlage für neue Wider¬ 
sprüche innerhalb der kapitalistischen 
Welt! 


Gleichzeitig versuchte die Mono¬ 
polbourgeoisie der USA, die Rolle des 
„Retters“ des Kapitalismus in anderen 
Ländern zu übernehmen, um sein öko¬ 
nomisches, politisches und militärisches 
Eindringen in diese Staaten zu decken. 

Gestützt auf sein ökonomisches Po¬ 
tenzial und auf sein Kernwaffenpoten¬ 
zial wurden durch die USA die politi¬ 
schen und militärischen Blöcke (NATO, 
SEATO, CENTO) geschaffen und zum 
gleichzeitigen Kampf gegen die UdSSR 
und die anderen sich herausbildenden 
sozialistischen Staaten, gegen die revo¬ 
lutionäre Bewegung in den kapitalisti¬ 
schen Ländern und gegen die nationale 
Befreiungsbewegung mobilisiert. 

Wir sollten aber auch die Tatsache 
registrieren, dass die Außenexpansion 
der USA nicht die Potenzen hervor¬ 
bringen konnte, um die Nachkriegs¬ 
wirtschaft und die Gesellschaft der 
USA von den Hauptleiden des Kapi¬ 
talismus zu befreien, seinen „Wandel“ 
bzw. seine Transformation herbeizu¬ 
führen. Die dem Kapitalismus inne¬ 
wohnenden Widersprüche haben sich 
weiter verschärft und haben den Ex¬ 
pansionsdrang und die Aggressivität 
weiter erhöht. Dieser Prozess wurde 
sogar zum kennzeichnenden Charak¬ 
terzug der Entwicklung in den USA 
und in den anderen kapitalistischen 
Staaten - bis in die unmittelbare Ge¬ 
genwart hinein. 

Den Ausweg aus dieser Situation 
suchte der amerikanische Imperialis¬ 
mus, wie es übrigens auch der deut¬ 
sche Imperialismus in den 1930er Jah¬ 
ren getan hatte, in der Militarisierung 
der Wirtschaft, indem die Produktion 
mit Hilfe von Rüstungsaufträgen im¬ 
mer wieder angekurbelt wurde und das 
Wettrüsten für die aggressiven und re¬ 
aktionären Ziele der amerikanischen 
Außenpolitik immer mehr verstärkt 
wurde. Das sind die Wurzeln des Mi¬ 
litärisch-Industriellen Komplexes, 
den heutzutage so mancher Kapitalis¬ 
mus Gläubige in der Versenkung ver¬ 
schwinden lassen möchte. 

Die USA begannen bald nach 
Kriegsende die „Politik der Stärke“ zu 
betreiben, die das Bestreben der ag¬ 
gressivsten Kräfte der kapitalistischen 
Gesellschaft zum Ausdruck bringt. 
Präsident Truman machte kurz nach 
der Übernahme der Präsidentschaft 
das Ziel dieser Politik deutlich als er 
erklärte, dass „der Sieg dem amerika¬ 
nischen Volk die ständige Verantwor¬ 
tung für die Führung in der Welt über¬ 
tragen hat“ (Public Papers of the Pre¬ 
sident of the United States, Washington 
1961, S. 549) 

Ihre Ziele dabei waren und sind: 

★ die kapitalistische Gesellschaft zu er¬ 
halten, um Profit zu produzieren, und 
den gesellschaftlichen Fortschritt, die 
sozialistische Entwicklung zu verhin¬ 
dern; 

★ die nationale und internationale re¬ 
volutionäre Arbeiterbewegung, die de¬ 
mokratische und nationale Befreiungs¬ 
bewegung zu unterdrücken, 

★ die Weltherrschaft zu sichern. 

Mit der Entfachung des so genannten 
Kalten Krieges gegen den Sozialismus 
und gegen die fortschrittlichen Kräf¬ 
te im jeweils eigenen Land verließen 
die ehemaligen Verbündeten der So¬ 
wjetunion offen die letzten Positionen 
der Antihitlerkoalition. Damit leiteten 
sie eine Entwicklung ein, die letztlich 
dazu führte, dass die Völker infolge 
der Konfrontationspolitik der USA 
und der NATO heute erneut vor einer 
tödlichen Bedrohung stehen. 


1945 bleibt eine historische Zäsur. Die 
Lehren sind geblieben. Sie müssen in 
der Gegenwart sogar noch mehr be¬ 
herzigt werden als jemals zuvor. Der 
Anspruch reaktionärer und aggressi¬ 
ver Kräfte auf ihre Hegemonie in einer 
Welt, die mehr denn je durch die Wider¬ 
sprüche des Kapitalismus gezeichnet ist, 
muss in der Praxis zurückgewiesen wer¬ 
den, um die heutigen Herausforderun¬ 
gen in den Griff zu bekommen und Frie¬ 
den zu sichern. 
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Konsequente Einmischung ohne Warum Morde, über die man nicht spricht 

Konstantin Weckers neue CD ist hochpolitisch und poetisch zugleich Ausstellung „Opfer rechter Gewalt“ in Leipzig 



E r ist jemand, der sich unentwegt 
einmischt. Dem die Welt nicht 
gleichgültig ist. Der sich stets für 
Frieden, die Rechte sozial Deklassier¬ 
ter und gegen Nazis und Rassisten 
stark macht. Und dies in einer Zeit, in 
der Einmischung alles andere als all¬ 
täglich ist. Die Rede ist vom Liederma¬ 
cher, Musiker, Komponisten, Autoren 
und Schauspieler Konstantin Wecker. 
Erst vor wenigen Tagen, anlässlich des 
70. Jahrestages der Befreiung Deutsch¬ 
lands vom Faschismus, hat sich Wecker 
wieder einmal zu Wort gemeldet. 

Wer am 8. Mai dieses Jahres nur 
rückwärts gerichtet die Unmensch¬ 
lichkeiten des Dritten Reiches be¬ 
klage, schwätze sich über alle Konse¬ 
quenzen für heute hinweg, monierte 
er. „Auf der Tagesordnung stehen - als 
Faschismus-Prävention! - Entmach¬ 
tung der Soziopathen in Wirtschaft 
und Politik, endlich wieder Sozialpoli¬ 
tik, die ihren Namen verdient, Schluss 
mit der brutalen Austeritätspolitik, die 
ganze Staaten in den Abgrund treibt, 
Reparationszahlungen, die wenigstens 
als Geste den Opfern von einst deren 
Würde zurückgibt, und wieder und 
wieder, Tag für Tag, auch in allen Er¬ 
ziehungsbereichen warmherzig prakti¬ 
zierte Humanität, die verhindert, dass 
erneut aus geschundenen Menschen 
Menschenschinder werden, wie sie das 
Dritte Reich kannte, wie sie die Wei¬ 
marer Republik kannte und auch schon 
das Kaiserreich zuvor“, fordert Wecker 
vielmehr. 

„Wer das nicht begreift an einem 
8. Mai, der hat gar nichts begriffen. Wer 
das an einem 8. Mai nicht ausspricht, 
der sollte gleich ganz den Mund hal¬ 
ten.“ Wahres zu sagen habe der nicht, 
konstatiert der Liedermacher, dessen 
Statement mit den Forderungen „Nie 
wieder Krieg! Nie wieder Faschismus!“ 
endet, weiter. 

Erst im vergangenen März hat We¬ 
cker gemeinsam mit der Theologin 
Margot Käßmann das Buch „Entrüs¬ 
tet euch! Warum Pazifismus für uns das 
Gebot der Stunde bleibt. Texte zum 
Frieden“ veröffentlicht. Im Juni er¬ 
scheint außerdem seine neue CD mit 
dem Titel „Ohne Warum“ bei Sturm & 
Klang. 

In Zeiten, in denen eine übergro¬ 
ße Mehrheit der Menschen soziale 
Beziehungen bestenfalls noch mit ih¬ 
rem Smartphone führt und ein „Mit¬ 
einander“ kaum mehr stattfindet, sind 
Weckers Lieder ein zutiefst humanis¬ 
tischer und zugleich hochpolitischer 
Genuss. Gleichgültigkeit und Ellenbo¬ 
gengesellschaft sind Weckers Sache je¬ 
denfalls nicht. Wortgewaltig, manchmal 
fast hilflos und verzweifelt wirkend und 
zugleich doch stets kämpferisch, pran¬ 
gert Wecker auf seiner neuen CD Kapi¬ 


talismus, Neoliberalismus, Krieg, Mas¬ 
senüberwachung und den rassistischen 
Umgang mit Flüchtlingen an. Und dies 
wütender denn je. Wecker bleibt auch 
auf „Ohne Warum“ keineswegs bei der 
Beschreibung der leidbringenden Ver¬ 
hältnisse stehen, sondern fordert nicht 
weniger als eine Revolution. 

In einem eigenen Lied geißelt der 
Liedermacher auch die „Mordnacht 
von Kundus“ und besingt damit das 
Massaker, welches sich 2009 im Kun¬ 
dus ereignete und für das der deutsche 
Oberst Georg Klein verantwortlich 
zeichnete, der für den Tod der bom¬ 
bardierten Zivilisten nicht einmal zur 
Rechenschaft gezogen wurde. Außer¬ 
dem findet sich auf der CD eine neu 
getextete Fassung des alten Volksliedes 
„Die Gedanken sind frei“. 

Auch in die aktuellen Diskussionen 
bezüglich der politischen Ausrichtung 
der einst schlagkräftigen Friedensbe¬ 
wegung mischt sich Wecker ein. „Die 
Friedensbewegung muss eine klar an¬ 
tifaschistische und antikapitalistische 
Bewegung sein. Es gibt keine kapi¬ 
talistische Friedensbewegung. Auch 
wenn manche Personenkreise aktuell 
versuchen, uns das einzureden. Eine 


wirkliche Friedensbewegung muss an¬ 
tikapitalistisch sein, weil Kapitalismus 
und Krieg zwei Seiten der gleichen Me¬ 
daille sind“, stellte er in einem jüngst 
veröffentlichten Interview mit der Mu¬ 
sikzeitschrift „Melodie & Rhythmus“ 
(M&R) klar. 

Trotz aller politischer Statements 
finden sich auf „Ohne Warum“ auch 
die gewohnt liebevollen und zärtlichen 
Lieder. Wecker spielt diese nicht gegen 
die Politischen aus. Vielmehr bringt er 
Politik und Emotionen zusammen. 
Seine Songs sind wie schon oft in der 
Vergangenheit hochpolitisch und poe¬ 
tisch zugleich. Sie sind ein Anruf an die 
Menschheit, endlich zur Besinnung zu 
kommen. Es bleibt zu hoffen, dass We¬ 
cker in Zeiten grenzenloser Vereinze¬ 
lung und des Durchmarsches von Ge¬ 
winnstreben und Neoliberalismus noch 
mehr Gehör bei den Menschen findet 
und diese mit seinem Wirken - zumin¬ 
dest ein Stück weit - zum Innehalten 
und infolgedessen auch zum Umden¬ 
ken bewegen kann. Markus Bernhardt 

Konstantin Wecker:„Ohne Warum“ .Ab 
19. Juni im Handel. Weitere Informatio¬ 
nen: www.wecker.de 


Mindestens acht, vermutlich sogar zehn 
Menschen wurden in Leipzig seit 1990 
Opfer rassistisch motivierter Übergrif¬ 
fe. Die Ausstellung „Die verschwiege¬ 
nen Toten - Opfer rechter Gewalt in 
Leipzig seit 1990“ will für die Anerken¬ 
nung der Toten als Opfer rechter Ge¬ 
walt eintreten. 

Klaus R. vermietete Wohnungen in 
Leipzig. Als sechs Neonazis eine davon 
besetzten, wollte er mit ihnen verhan¬ 
deln. Diese „Verhandlungen“ endeten 
am 28. Mai 1994 für ihn tödlich. 

Bernd G. wurde am 8. Mai 1996 Zu¬ 
fallsopfer: Seine Mörder hatten einfach 
Lust am Töten, wie sie in der Gerichts¬ 
verhandlung aussagten. Kein Zufall 
dürfte sein, dass sie diese Lust ausge¬ 
rechnet am 8. Mai auslebten ... 

Am 23. Oktober 1996 musste der 
syrische Asylbewerber Achmed B. sein 
Leben lassen, weil er zwei weiblichen 
Angestellten eines Gemüseladens zur 
Hilfe eilte, die von zwei Neonazis be¬ 
drängt und als „Türkenschlampen“ be¬ 
schimpft wurden. 

Der Zimmermann Nuno L. wur¬ 
de im Juli 1998 von acht Neonazis so 
schwer misshandelt, dass er am 29. De¬ 
zember 1998 in seiner Heimat Portugal 
seinen Verletzungen erlag. 

Der 19-jährige Iraker Kamal K. 
wurde am 24. Oktober 2010 vor dem 
Leipziger Hauptbahnhof von zwei 
Neonazis niedergestochen. Grund: sein 
„ausländisches“ Aussehen. 

Das sind fünf der acht bzw. zehn To¬ 
desopfer rassistischer Gewalt - allein 
in Leipzig! 

Die Amadeo-Antonio-Stiftung 
zählt 184 Opfer rassistischer Gewalt 
seit 1990. Mit Ausnahme Bremens fin¬ 
det jedes Bundesland Erwähnung in 
dieser Liste, die NRW mit 25 von der 
Stiftung registrierten Todesopfern an¬ 
führt. Darunter vier türkische Frauen 
und ein vierjähriges Kind, Opfer eines 
Brandanschlags auf ein Wohnhaus in 
Solingen am 29. Mai 1993. Auf Platz 2 
folgt Brandenburg (23). Zu nennen ist 
der aus Polen stammende Andrej F., 
der als erstes Todesopfer rassistischer 
Gewalt nach 1990 gilt. Außerdem der 
Angolaner Amadeu Antonio K., der 
mit zwei weiteren Personen am 25. No¬ 
vember 1990 von einem Mob von 50 bis 
60 Personen durch Eberswalde gehetzt 
und so schwer verletzt wurde, dass er 
am 6. Dezember 1990 starb. Nach ihm 
ist die Stiftung benannt. 

Sachsen und Schleswig-Holstein 
(jeweils 18) liegen auf Platz 3. Dazu 
zählen auch die genannten Ermorde¬ 
ten aus Leipzig, eine erwachsene Frau 
und zwei weibliche Teenager, die am 
23. November 1992 in Mölln bei einem 
Brandanschlag auf zwei von türkischen 
Familien bewohnte Häuser umkamen, 
und zehn Asylbewerber, die bei dem 


Brandanschlag auf eine Flüchtlingsun¬ 
terkunft in Lübeck am 18. Januar 1996 
ihr Leben lassen mussten. 

Die Liste ließe sich fortsetzen. 
Hamburg z.B. hat seit 1990 zwei Tote 
aufgrund rassistischer Übergriffe zu 
beklagen. Darunter der Gemüsehänd¬ 
ler Süleyman Tasköprü, das vermutlich 
dritte Opfer des „Nationalsozialisti¬ 
schen Untergrunds“. 

Allerdings wurden in Hamburg 
schon vor 1990 vier Menschen Opfer 
rassistischer Anschläge. Am 22. August 
1980 starben die beiden Vietnamesen 
Ngoc Chan N. und Anh Län D. bei ei¬ 
nem Brandanschlag auf ein Flücht¬ 
lingsheim. Verantwortlich gemacht für 
den Anschlag wurden zwei Mitglieder 
der „Deutschen Aktionsgruppen“, de¬ 
nen Anfang 1982 in Stuttgart-Stamm¬ 
heim der Prozess gemacht wurde 

Mindestens 21 Menschen kamen 
vor 1990 bei rassistisch motivierten An¬ 
schlägen zu Tode. Nicht nur im Westen, 
sondern auch in der DDR. So kam es 
1976 in Erfurt zu regelrechten Pogro¬ 
men gegen algerische Vertragsarbeiter, 
die die algerische Regierung veranlass- 
ten, alle Vertragsarbeiter aus der DDR 
abzuziehen. In der Nacht vom 11. auf 
den 12. September 1979 wurden zwei 
kubanische Vertragsarbeiter in Merse¬ 
burg umgebracht. In der Nacht vom 19. 
auf den 20. September 1987 wurde der 
mosambikanische Lehrling Carlos C. 
durch einen rassistischen Mob in Staß¬ 
furt getötet. Am 7. Januar 1990 wurde 
der pakistanische Doktorand Mahmud 
A. von einem DDR-Bürger ermordet, 
und im Juni 1990 erlag ein Arbeiter in 
Erfurt seinen Verletzungen nach einem 
rassistisch motivierten Angriff. 

Die Dunkelziffer in der ehemaligen 
DDR dürfte höher sein als im Westen. 
Keine Abteilung des Ministeriums für 
Staatssicherheit beschäftigte sich mit 
rassistischer Gewalt, Nicht einmal nach 
dem Übergriff auf ein Punk-Konzert in 
der Berliner Zionskirche am 17. Okto¬ 
ber 1987, wo ca. 30 Neonazis mit Fla¬ 
schenhalsscherben auf die Punker ein¬ 
stachen. Dabei kam niemand zu Tode, 
doch einer der Konzertbesucher, Silvio 
Meier, wurde am 21. November 1992 in 
Berlin von Neonazis ermordet. 

Das Begleitprogramm sieht u.a. 
Diskussionsveranstaltungen zu The¬ 
men wie „Ursachen von Rassismus“ 
vor. 

Birgit Gärtner 

Ausstellung „Die verschwiegenen To¬ 
ten. Todesopfer rechter Gewalt in Leip¬ 
zig seit 1990“ bis 24. 5. im Pöge-Haus, 
Leipzig, Hedwigstraße 20 

Öffnungszeiten: 

Montag und Dienstag: 13-19 Uhr 
Samstag und Sonntag 12-20 Uhr 


Breit und scharf 

Die neue Ausgabe der „Melodie & Rhythmus“ ist auf dem Markt 


Die Ankündigung des Verlags 8. Mai im 
vergangenen Jahr, den Neustart der Zeit¬ 
schrift „Melodie & Rhythmus“ (M&R) 
zu wagen, traf bei mir einen Nerv. Ein 
schickes linkes Musikmagazin, von dem 
Hinweise - wenn nicht gar Orientie¬ 
rung - zu erwarten waren, was auf dem 
linken Musikmarkt an Hörenswertem 
produziert wird, welche Konzerte An¬ 
reise und Eintrittgeld lohnen ... 

Im zweiten Jahr des M&R-„Relaunch“ 
und pünktlich vor dem 70. Jahrestag der 
Befreiung liegt nun das Heft Mai/Juni 
mit dem Titelthema „Antifaschismus und 
Musik“ vor. Stärker als in den vorange¬ 
gangenen Ausgaben wird abgebildet, was 
auch das Spektrum von jW-Autorinnen 
und -Leserinnen auszeichnet: Eine gute 
Kombination aus Breite und Schärfe. 

Los Fastidios, Kai Degenhardt, Kon¬ 
stantin Wecker, die „Bolschewistische 
Kurkapelle Schwarz-Rot“ u. a. kommen 
zu Wort und zeigen, was wir als „unse¬ 
re“ Künstlerinnen bezeichnen sollten, 
die zwischen UZ-Pressefest und Luxem¬ 
burg-Konferenz das Kulturprogramm auf¬ 
werten. 

Aber M&R stellt auch linke Künst¬ 
lerinnen vor, die nicht mehr oder noch 


nicht im Gedächtnis der radikalen Lin¬ 
ken verankert sind. So verhalf mir das 
Interview mit dem Sänger der Band 
„Mono für Alle!“ zu einer eigenartigen 
Wiederauferstehung von begrabenen Er¬ 
innerungen an ein lange zurückliegendes 
SDAJ-Konzert in Hannover. Eine Platte 
im inzwischen verzogenen Holzschuber - 
seit zehn Jahren ungehört - ist stummer 
Zeuge des Konzertbesuchs. Beim Wie¬ 
derhören drängt sich die Frage auf, war¬ 
um die noch unter dem Namen „The Hat¬ 
jokers“ erschienene Platte von der per¬ 
sönlichen Playlist genommen wurde. Es 
sind diese zufälligen, sehr individuellen 
Zugänge und Denkanstöße - und nicht 
die großen Themen wie „Vietnam“ oder 
„Spanischer Bürgerkrieg“-, die mich zum 
Kauf und zur Badewannenlektüre dieser 
Musikzeitschrift bewegen. 

Überflüssig scheinen mir die kurzen 
Plattenvorstellungen, die leider wesent¬ 
licher Bestandteil aller mir bekannten 
Musikzeitschriften sind. Auch die M&R 
schafft es nicht mir zu vermitteln, was 
eine 10-Punkte-Skala über Musikalben, 
Filme oder Bücher aussagen soll - zumal 
9 von 10 Bewertungen zwischen 7 und 9 
Punkte vergeben. 


Die Texte dazu sind mir insgesamt zu 
kryptisch, oder es fehlt einfach der Zu¬ 
gangscode, um die versteckten Botschaf¬ 
ten entschlüsseln zu können. Hier ein an¬ 
deres Format zur Vorstellung neuer Ver¬ 
öffentlichungen zu entwickeln, ist meines 
Erachtens Kampfaufgabe für die M&R- 
Redaktion. Das ganz grundsätzliche Pro¬ 
blem ist mal mit dem Satz beschrieben 
worden, über Musik zu schreiben sei wie 
zu Architektur zu tanzen. Zumindest fällt 
der Zugang zu Musikbeschreibungen 
schwer, zumal M&R nicht eine besonde¬ 
re Musikrichtung abdeckt, sondern grie¬ 
chische Black-Metal-Scheiben und „Ein 
Arbeiterlied in zwanzig Variationen“-Al¬ 
ben vorgestellt werden wollen. 

Fazit: M&R schließt als linke Musik¬ 
zeitschrift eine Lücke, die es so noch gar 
nicht gibt. Eine starke Linke wird diese 
Zeitschrift brauchen, die sich Arbeiter¬ 
und Antifa-Kultur aneignet und weiter¬ 
trägt, gleichzeitig Forum für Kulturde¬ 
batten und Ort für die Vorstellung neu¬ 
er linker Projekte ist. Wer es sich leisten 
kann soll sie also zahlen, die vom 8. Mai 
geforderte „Revolutionäre Kultursteu¬ 
er“ (M&R-Abo) zur Entwicklung dieser 
Zeitschrift. Lars Mörking 


Anzeige 


Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 


Aufklärung verbreiten: Diese Bändchen kann man auch zur Ju¬ 
gendweihe verschenken: Fest gebunden und mit angenehmem 
Papier - dem Inhalt angemessen - eignen sie sich nicht nur zum 
Seiberlesen! 



Bislang kaum zu¬ 
gängliche Doku¬ 
mente aus dem 
Archiv der Gedenkstätte Ziegenhals: 
Lisa Ullrich und Albert Buchmann über 
die KPD, die Ziegenhalser Tagung, 
den kommunistischen Widerstand und 
ein Interview mit Ernst Thälmann in 
der Haft. Alle drei waren Teilnehmer 
der illegalen ZK-Tagung der KPD am 
7. Februar 1933. 
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Im Juli 1934, un¬ 
mittelbar nach 
der »Nacht der 
langen Messer«, reist Julius Fucik nach 
München, der Wiege des deutschen 
Faschismus. Seine Reise-Reportage 
wurde 2011 wiederentdeckt und ist 
heute, dank der Einfühlunsgabe Fuciks 
und der Lebendigkeit seiner Schilde¬ 
rungen, ein einzigartiges Zeugnis des 
Alltagslebens im frühen Faschismus. 

Julius Fucik 
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Zur Friedenspolitik der DKP 

Aktuelle und grundsätzliche Fragen - aktuelle und historische Erfahrungen • Von Patrik Köbele 


1. Mit den militärischen Auseinander¬ 
setzungen in der Ukraine steht Europa 
am Rande eines den ganzen Kontinent 
erfassenden Krieges. Die Ursachen lie¬ 
gen eindeutig in einer Politik die NATO 
nach Osten auszuweiten und Russland 
einzukreisen. Die Aggression ging und 
geht von den Hauptkräften des west¬ 
lichen Imperialismus, den USA und 
der EU unter wesentlicher Führung 
Deutschlands aus. Der Beginn der Zu¬ 
spitzung lag in dem Versuch der Asso¬ 
ziierung der Ukraine in die EU. Als dies 
scheiterte, wurde mit massiver Unter¬ 
stützung der US-Regierung, der EU und 
der deutschen Regierung (einer großen 
Koalition aus CDU und SPD) die ge¬ 
wählte Regierung der Ukraine wegge¬ 
putscht. Dafür instrumentalisierte man 
vorhandene Widersprüche und Unzu¬ 
friedenheit in der Bevölkerung der Uk¬ 
raine. Und man war bereit, ein bis heute 
existierendes, Bündnis mit nationalisti¬ 
schen und faschistischen Kräften einzu¬ 
gehen. 

Natürlich ist die Reaktion Russ¬ 
lands eigenen Interessen geschuldet und 
Russland ist ein aufstrebender kapita¬ 
listischer Staat. Diese Interessen führen 
dazu, dass sich Russland der Osterweite¬ 
rung der NATO entgegenstellt, die die 
größte Gefahr für den Frieden darstellt. 
Damit überschneiden sich die Interes¬ 
sen Russlands in dieser Frage derzeit 
mit den Interessen der Friedenskräfte. 

Immer wieder wird deutlich, dass es 
zwischen dem US-Imperialismus und 
der EU, und auch zwischen dem US- 
Imperialismus und dem deutschen Im¬ 
perialismus sowie innerhalb der EU ne¬ 
ben gemeinsamen Interessen auch Un¬ 
terschiede gibt. 

Phasenweise war die Politik des 
deutschen Imperialismus aggressiver 
als heute, derzeit ist die Politik des US- 
Imperialismus am aggressivsten. Unter¬ 
schiede sind auszunutzen. Es darf aber 
nicht übersehen werden, dass die grund¬ 
sätzlichen Interessen der Einkreisung 
Russlands gemeinsam sind. 

Auch innerhalb des deutschen Mo¬ 
nopolkapitals gibt es Fraktionen mit 
unterschiedlichen Interessen. Der mili¬ 
tärisch-industrielle Komplex hat ein la¬ 
tentes Interesse an einer Verschärfung 
der Situation, andere Teile haben Pro¬ 
bleme mit den Sanktionen gegen Russ¬ 
land, weil diese „ihre Geschäfte“ stören. 
Allerdings haben bislang die Fraktionen 
des Monopolkapitals ihre Interessen 
dem Primat der Politik der Bundesre¬ 
gierung als „ideellem Gesamtkapitalis¬ 
ten“ des deutschen Imperialismus im 
Wesentlichen untergeordnet. 

Auch wenn die Hauptkriegsgefahr 
derzeit vom US-Imperialismus und der 
NATO ausgeht, gilt für uns, als kom¬ 
munistische Partei in einem führen¬ 
den imperialistischen Land, dass der 
Hauptfeind im eigenen Land steht. In 
der Ableitung bedeutet das, dass wir 
eine breite, große, aktive Friedensbewe¬ 
gung brauchen, die in der Lage ist, das 
durchaus vorhandene Massenbewusst¬ 
sein, zum Beispiel die Ablehnung von 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr, in 
Druck umzuwandeln. Dabei müssen Wi¬ 
dersprüche im Monopolkapital und zwi¬ 
schen Fraktionen des Monopolkapitals 
sowie in der Bundesregierung genauso 
ausgenutzt werden, wie Widersprüche 
innerhalb der EU bzw. zwischen der EU, 
dem deutschen und dem US-Imperia- 
lismus. 

Die Rolle der Kommunisten besteht 
darin, auf breitest mögliche Bündnisse 
auf Basis der notwendigen inhaltlichen 
Übereinstimmung zu orientieren und 
die eigenen Inhalte, die über diesen 
notwendigen Konsens hinausgehen zu 
propagieren. 

Aus meiner Sicht müsste der Konsens in 
folgenden Fragen bestehen: 

★ Keine NATO-Osterweiterung 

★ Keine Auslandseinsätze der Bundes¬ 
wehr 

★ Nie wieder Faschismus - Nie wieder 
Krieg 

Inhalte, die wir als DKP in die Diskus¬ 
sionen hineintragen müssen, sind die 
Rolle des Imperialismus, die Bedeu¬ 
tung innerimperialistischer Widersprü¬ 


che, die Rolle des Monopolkapitals und 
des militärisch-industriellen Komplexes. 
Wir zeigen die Gefährlichkeit und Ag¬ 
gressivität des deutschen Imperialismus 
auf und machen deutlich, dass sich sein 
Wesen auch dann nicht ändert, wenn er 
sich in einzelnen Phasen (z.B. bei den 
letzten Minsker Verhandlungen) we¬ 
niger aggressiv verhält als z.B. der US- 
Imperialismus. Nicht zuletzt machen wir 
die Zusammenhänge von Kapitalismus, 
Krise und Krieg deutlich. 

2. Im Entwurf des Leitantrags an den 

21. Parteitag kommen wir zu dem Er¬ 
gebnis, dass wir uns auf eine steigende 


Aggressivität des deutschen Imperia¬ 
lismus nach innen und außen einstellen 
müssen. 

In der Frage Krieg und Frieden zeigt 
sich das an dem Anspruch, eine größe¬ 
re Rolle in der NATO zu spielen, der 
führenden Rolle bei der Weiterentwick¬ 
lung militärischer EU-Strukturen, der 
zunehmenden Beteiligung an anderen 
multi- und bilateralen Militäreinsätzen 
sowie der Intensivierung der Auslands¬ 
einsätze der Bundeswehr. 

Ausdruck der erhöhten Aggres¬ 
sivität sind aber auch die Entwick¬ 
lung neuer Rüstungstechnologien z.B. 
Kampfdrohnen und die Erhöhung der 
Rüstungsproduktion und des Rüstungs¬ 
exports. Rüstungsexport hat neben der 
Funktion als Profitquelle die Funktion 
Waffen unter den unterschiedlichen Be¬ 
dingungen auch in realen militärischen 
Situationen zu testen. 

Das Ganze wird begleitet vom 
Umbau der Bundeswehr und von der 
Durchdringung aller gesellschaftlichen 
Bereiche mit Maßnahmen, Propagan¬ 
da und Ideologie, die diesen Kurs stützt 
(militärisch, ökonomisch, ideologisch). 
Dies kennzeichnen wir im Entwurf 
des Leitantrags mit der Formulierung 
vom Militarismus und der Militarisie¬ 
rung. Mit unserer Orientierung auf die 
Intensivierung des antimilitaristischen 
Kampfes wollen wir eine aus unserer 
Sicht notwendige inhaltliche Verbreite¬ 
rung des Friedenskampfes unterstützen, 
die bewusst auf diese Durchdringung al¬ 
ler gesellschaftlichen Bereiche und auf 
die militärischen, ökonomischen und 
ideologischen Komponenten des Mili¬ 
tarismus reagiert. 

Wenn wir von der Notwendigkeit ei¬ 
ner antimilitaristischen Bewegung spre¬ 
chen, dann ist das keineswegs eine Ab¬ 
grenzung von der Friedensbewegung. 
Sie ist und bleibt wichtigster und zentra¬ 
ler Adressat und Organisator. Uns geht 
es vor allem darum, den Blick stärker 
auf die militaristische Durchdringung 
der Gesellschaft zu lenken und auf die 
Notwendigkeit vielfältiger Gegenaktivi¬ 
täten zu orientieren. Hauptkraft des Wi¬ 
derstands muss die Friedensbewegung 
in ihrer bewährten Vielfalt und Breite 
sein. Strategisches Ziel der DKP ist die 
Zusammenführung der Friedensbewe¬ 
gung mit der Arbeiterbewegung. 


3. In der Friedensbewegung ist eine De¬ 
batte über die zentralen Gefahrenpunk¬ 
te für den Frieden nötig. Dazu zählt aus 
unserer Sicht: 

★ Die Einkreisungspolitik des Imperi¬ 
alismus gegenüber Russland 

★ Die Einkreisungspolitik des Imperia¬ 
lismus gegenüber der VR China 

★ Die Freihandelsabkommen der füh¬ 
renden Imperialisten, vor allem TTIP 
und CETA, denn neben den gewaltigen 
Angriffen auf die Arbeiterklasse in den 
beteiligten Staaten, stellen sie auch An¬ 
griffe und eine Abschottung gegenüber 
den Schwellenländern und der soge¬ 
nannten dritten Welt dar. Sie sollen die 


bestehenden internationalen Ausbeu¬ 
tungsverhältnisse zementieren, die eine 
wesentliche Ursache für Krisenherde 
und Massenflucht darstellen. 

4. Wenn wir sagen, dass die Losung 
„Der Hauptfeind steht im eigenen 
Land“ für uns derzeit unverzichtbar ist, 
heißt das nicht, dass wir sie als Mini¬ 
malkonsens der Friedensbewegung se¬ 
hen oder sehen wollen. Das würde die 
Bewegung einengen. Umgekehrt darf 
aber auch nicht die Absage an diese 
Losung zum Konsens werden. Denn die 
Unterschätzung der aggressiven Rolle 
des deutschen Imperialismus war Ur¬ 
sache mehrerer schrecklicher Niederla¬ 
gen der deutschen Arbeiterbewegung. 

5. Unverzichtbarer Teil des Konsens 
der Friedensbewegung muss die Lo¬ 
sung „Nie wieder Krieg - nie wieder 
Faschismus“ sein. Nicht zuletzt, weil Fa¬ 
schisten mit sogenannten Antikriegs¬ 
aktivitäten versuchen das gegenwärtig 
vorherrschende Massenbewusstsein zur 
Friedensfrage, und selbst Antiimperia¬ 
lismus und Antikapitalismus für sich zu 
missbrauchen. Ihr Versuch läuft immer 
über Nationalismus und Rassismus, und 
dient dazu von der Verantwortung des 
deutschen Imperialismus abzulenken. 
Hier existieren Grauzonen. Keineswegs 
jeder, der der scheinbar größeren Fried¬ 
fertigkeit des deutschen Imperialismus 
auf den Leim geht, ist nach rechts of¬ 
fen. Wir kennen auch die Ambivalenz 
im Bewusstsein vieler Arbeiter und An¬ 
gestellter, die Ansätze von Antikapita¬ 
lismus oft genauso beinhalten, wie la¬ 
tenten Rassismus. Da ist Überzeugungs¬ 
arbeit angesagt. Aber auch das Wissen, 
dass diese niemals mit Schweigen, Hin¬ 
nehmen oder Tolerieren beginnt. 

6. Kommunisten sind Teil der Friedens¬ 
bewegung und kämpfen in und mit ihr 
um deren Stärkung. Dazu gehört, dass 
wir strategische Überlegungen anstel¬ 
len und uns in die Debatten der Frie¬ 
densbewegung einbringen. Hier ist ein 
Rückblick auf die Bewegung gegen die 
Stationierung von atomaren Mittelstre¬ 
ckenraketen durchaus lehrreich. 

★ Eine richtige strategische Orien¬ 
tierung, die maßgeblich auch von den 
Kommunistinnen und Kommunisten in 


die Friedensbewegung getragen wurde, 
war die Orientierung auf Zusammen¬ 
führung von Friedens- und Arbeiter¬ 
bewegung. Dies führte auch zu inhalt¬ 
lichen Entwicklungen in der Gewerk¬ 
schaftsbewegung, die damit in tieferen 
Widerspruch zur SPD-geführten Bun¬ 
desregierung kam. Als Ergebnis dieses 
Drucks von unten, aber auch, um ihn 
zu absorbieren, wurde innerhalb der 
DGB-Gewerkschaften eine separate 
Unterschriftensammlung entwickelt. 
Sie stand im Spannungsverhältnis zum 
Krefelder Appell, sollte inhaltlich die 
klare Stoßrichtung gegen die Statio¬ 
nierung der amerikanischen Raketen 


aufweichen, machte es aber gleichzeitig 
einfacher die Friedensbewegung in die 
Betriebe zu tragen. Deswegen orientier¬ 
ten wir sehr schnell darauf den DGB- 
Aufruf zu unterschreiben und zu nut¬ 
zen, aber nicht nachzulassen im Kampf 
um Unterschriften unter den Krefelder 
Appell. Ich erinnere mich gut an eine 
heftige Auseinandersetzung, die ich als 
Teilnehmer eines Kurses an der IG Me¬ 
tall-Schule in Sprockhövel hatte, als sich 
unsere Lerneinheit per mehrheitlicher 
Unterschrift der Teilnehmer unter den 
Krefelder Appell zur atomwaffenfreien 
Zone erklärt hatte. 

★ Ein zweites Beispiel. In der Arbei¬ 
terbewegung spielten damals durchaus 
auch linksopportunistische Kräfte eine 
Rolle. Die gute und richtige Orientie¬ 
rung auf die Bildung betrieblicher Frie¬ 
densinitiativen wurde von ihnen genau¬ 
so aufgegriffen, wie von uns und teil¬ 
weise von Sozialdemokraten. Auch sie 
versuchten, ausgehend von einer mas¬ 
siven Ablehnung der Sowjetunion und 
des realen Sozialismus, vom Krefelder 
Appell und der Ausrichtung gegen die 
Stationierung der amerikanischen Mit¬ 
telstreckenraketen abzulenken. Sie prä¬ 
sentierten dafür eine Volksbefragung 
gegen Atomwaffen. Dies wurde von 
uns bekämpft und wir orientierten dar¬ 
auf diese Kräfte, wo möglich, zu isolie¬ 
ren bzw. mindestens zu neutralisieren. 
Das hiess auch mit diesen Kräften die 
offensive Debatte zu führen, vor allem 
dort, wo sie über größeren Einfluss ver¬ 
fügten. 

7. Kommunistinnen und Kommunisten, 
die DKP, müssen eine Bündnispolitik 
betreiben, die flexibel und prinzipien¬ 
fest ist. Wir treten ein und kämpfen und 
streiten mit anderen um den richtigen 
gemeinsamen Grundkonsens. Auf des¬ 
sen Basis orientieren wir auf die größt¬ 
mögliche Breite und weisen dabei alle 
Versuche nationalistischer und faschis¬ 
tischer Kräfte, die sich mit der Friedens¬ 
frage tarnen wollen zurück. Beispiele 
dafür gibt es viele: Angefangen bei den 
„Antikriegsaktionen“ von Faschisten 
zum Beispiel in Dortmund über Jür¬ 
gen Elsässers Versuche Einfluss auf die 
Mahnwachen und die Friedensbewe¬ 
gung zu bekommen. Die klare Absage 
an Nationalisten, Rassisten und Faschis¬ 


ten bedeutet keine Einengung. Natür¬ 
lich werben wir für eine Offenheit ge¬ 
genüber Kräften, die anfangs nicht alle 
Bestandteile des Grundkonsens der 
Friedensbewegung teilen. Diese wollen 
wir überzeugen. Die Verwässerung des 
Konsenses und die Zurückhaltung der 
eigenen Inhalte sind dafür allerdings 
kein geeignetes Mittel. Bekämpfen müs¬ 
sen wir Kräfte, die die Verwässerung des 
Grundkonsenses nutzen wollen, um die 
Friedensbewegung zu spalten. 

8. Zentrale Aufgabe heute ist der Kampf 
um die Stärkung der Friedensbewegung, 
um ihre Aktionsfähigkeit und ihre flä¬ 
chendeckende Verankerung. Angesichts 
der realen und massiven Kriegsgefahr 
brauchen wir eine Entwicklung hin zu 
massenhaften Friedensinitiativen in Be¬ 
trieben, in Stadtteilen, an Schulen und 
Universitäten. Das scheint Illusion. Es 
war aber Realität in einer anderen Pha¬ 
se der Entwicklung dieses Landes, in 
der das Massenbewusstsein, ähnlich wie 
heute, in der Friedensfrage in großem 
Widerspruch zur Politik der Herrschen¬ 
den stand. Andere Faktoren haben sich 
grundlegend gewandelt. Ein wesentli¬ 
cher Unterschied: Der reale Sozialis¬ 
mus, der weltweit für den Frieden stand, 
existiert nicht mehr. 

9. Im Vordergrund unserer Diskussion 

sollte also stehen, wie kommen wir zu 
einer Massenbewegung und wie muss 
inhaltlich dafür der Grundkonsens aus- 
sehen. Dabei sollten wir manche Irrita¬ 
tion begraben. Konkret: Natürlich lief 
manches mit dem „Friedenswinter“ 
suboptimal. Trotzdem war es zunächst 
ein Versuch, zu stärkerer Massenveran¬ 
kerung und Massenaktion zu kommen. 
Das ist unterschiedlich gelungen und 
mancher dafür eingegangene Kompro¬ 
miss war falsch. Falsch war es auch, in 
einer richtigen Euphorie Dinge zu in¬ 
tegrieren, über deren Gestaltung und 
Integration es notwendig gewesen wäre 
zu diskutieren, wie zum Beispiel die 
bereits regional vorbereiteten Oster¬ 
märsche oder über die Aktionen zum 

8. Mai. Hier wurden Fehler gemacht, 
aber alle, denen es ehrlich um die Stär¬ 
kung des Friedenskampfes geht, soll¬ 
ten dies nun überwinden. Unsere Auf¬ 
gabe ist riesig, wir brauchen eine in den 
Massen verankerte, breite Friedensbe¬ 
wegung, die gegen Krieg und Militaris¬ 
mus kämpft. 

10. Ich sehe aber auch Gründe für 

Klarstellungen und Abgrenzungen: Ich 
halte Forderungen oder Äußerungen, 
dass eine „neue Friedensbewegung“ 
notwendig oder gar vorhanden sei, 
für eine Fehlorientierung, die spaltet 
und deshalb zurückgedrängt werden 
muss. Dabei ist natürlich zu berück¬ 
sichtigen, dass das Ansinnen in vielen 
Orten tragfähig wurde, weil die exis¬ 
tierenden Strukturen der Friedensbe¬ 
wegung nicht in der Lage oder nicht 
schnell genug waren, um der damals 
schnell wachsenden Massenstimmung 
gegen die Zunahme der Kriegsgefahr 
eine adäquate Handlungsorientierung 
zu bieten. Das heißt aber auch, dass wir 
auch auf die Menschen zugehen müs¬ 
sen, die sich an den Aktivitäten derer 
beteiligen, die sich selbst als „neue 
Friedensbewegung“ bezeichnen. Ich 
will sie überzeugen. Bleiben die tra¬ 
genden Kräfte allerdings bei der Not¬ 
wendigkeit einer separaten Struktur ei¬ 
ner „neuen Friedensbewegung“, dann 
stehen wir vor einem großen internen 
Konflikt in der Friedensbewegung, der 
dazu führen kann, dass sich unsere 
Wege trennen werden. 

11. Das gilt auch für die Losungen „Ich 
kenne kein Rechts und kein Links“, 
„Rechts und Links gibt es nicht mehr“. 
Wer in Permanenz versucht, die angeb¬ 
liche Auflösung des „Rechts-/Links- 
Schemas“ zu verbreiten oder gar davon 
redet, dass „wir“ nun alle zusammen 
agieren müssten, „egal ob rechts oder 
links“, der macht nach rechts auf, und 
spätestens dann werden sich unsere 
Wege trennen. 
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Pfingsten zu Hause? - 

Das ist wie Sommer ohne Sonne 


Ezgi Güyildar, DIDF-Jugend: 

„Ich fahre zum Festival der Jugend, 
weil ich gemeinsam mit anderen Ju¬ 
gendlichen diskutieren, lernen und fei¬ 



ern möchte. Es wird Zeit, unsere Ge¬ 
meinsamkeiten in den Vordergrund 
zu stellen, und das Festival der Jugend 
bietet eine Basis dafür. Gemeinsam mit 
anderen Jugendlichen haben wir die 
Möglichkeit vier Tage lang das Leben 
gemeinsam zu gestalten - das werde ich 
mir nicht entgehen lassen.“ 

Sven Perters (23): 

„Ich gehe zum Festival der Jugend, weil 
ich mich dort mit anderen Jugendlichen 
über ihre Erfahrungen aus Betrieb und 
Gewerkschaft aus ganz Deutschland 
unterhalten kann. Politische Runden 
geben gute Anstöße zu Diskussionen 
und am Abend kann dann kräftig gefei¬ 
ert werden. Das Festival der Jugend ist 
für mich die Möglichkeit mit hunderten 
Jugendlichen in Kontakt zu kommen, 
die auch die Schnauze von Kriegen, 
Sozialabbau und schlechten Arbeitsbe¬ 
dingungen voll haben und sich eine Ge¬ 
sellschaft ohne Ausbeutung wünschen. 

Tina Sanders, von 2000 
bis 2004 Bundesvor¬ 
sitzende der SDAJ: 

„Ich fahre zum Festival der Jugend, 
weil die SDAJ ein wichtiger Teil meiner 
eigenen Geschichte ist und gleichzeitig 
ein Teil der Zukunft der kommunisti¬ 
schen Bewegung in Deutschland. Die 



DKP kann von der SDAJ viel lernen: 
Zum Beispiel, wie man Menschen dazu 
bewegen kann für ihre Rechte und für 
den Sozialismus zu kämpfen. Dazu 
braucht es nicht nur theoretischen Dis¬ 
kussionen, sondern vor allem das per¬ 
sönliche Gespräch. Das Festival der Ju¬ 
gend ist ein guter Platz dafür.“ 

Nora Wather, Berlin: 

„Zum Festival der Jugend fahre ich 
aus zwei Gründen: zum einen, um Eri¬ 
ka Baum zuzuhören, denn allein das 
ist schon ein Fest für sich. Und zum 
anderen, um unter Beweis zu stellen, 
dass in der DKP Solidarität nicht nur 
besungen wird, sondern auch zur Tat 
gelangt. Im Wesentlichen wird unsere 
Unterstützung aus Berlin darin beste¬ 
hen, den infrastrukturellen Rahmen 
für dieses Fest mit zu stemmen - für 
gute Inhalte sorgt die SDAJ selbst, wie 
dem Festival-Programm leicht zu ent¬ 
nehmen ist.“ 

Robin (23), Frankfurt: 

„Festivals sind der Grund, warum man 
im Winter um den Sommer trauert. Al¬ 
leine für das Konzert am Samstag lohnt 
sich die Reise nach Köln! Für Skate¬ 
punk habe ich mit 16 gelebt und ich bin 
gespannt wie krass Narcolaptic rocken 
wird. Um S.Castro noch mal live zu se¬ 
hen würde ich auch bis nach Cuba fah¬ 
ren und der Name Daniel Kahn sollte 
ja jedem etwas sagen, der nicht hinterm 
Mond geboren wurde. Wer das verpasst 
ist selbst schuld.“ 

Romina Tobar und Daniel 
Osorio, Musikandes: 

„Die Jugend zu unterstützen ist ein 
Muss. Sie ist unsere Zukunft. Wenn wir 
nur in der Vergangenheit und in den 
Erinnerungen daran hängen bleiben, 
machen wir etwas falsch. Wir müssen 
nach vorne schauen und mit den Erfah- 


Erinnerst Du Dich? Früher? Da war 
ganz klar: Pfingsten ist Festival der Ju¬ 
gend oder Pfingstcamp. Da mobilisie¬ 
ren wir, da fahren wir hin. Da gab’s kein 
Frei. Das war manchmal hart, aber meis¬ 
tens klasse. Und Heute? Heute hören 
wir immer wieder auf Gruppenabenden, 
Kreisvorstandssitzungen und -Konfe¬ 
renzen der DKP: „Wir sind zu alt. Die 
Partei muss sich verjüngen, aber wie sol¬ 
len wir an Jugendliche rankommen?“ 

Machen wir es doch wie früher. 
Pfingsten ist Festival der Jugend in 
Köln. Da mobilisieren wir hin und spre¬ 
chen Jugendliche aus dem Umfeld, der 
Antifa und die Kinder der Genossinnen 
und Genossen hin. Da fahren wir hin. 

Denn die Chance ist da. Pfings¬ 
ten treffen sich hunderte Jugendliche 
in Köln, beim Festival der Jugend der 
SDAJ. Sie wollen über alles reden, die 
Revolution, den Kampf in Betrieb und 
Schule, die Bundeswehr, die Bünd¬ 
nispolitik und die Kommunisten. Sie 
wollen Sport treiben vom Hamburger 


rungen der Geschichte den Kampf die¬ 
ser Zeit unterstützen. Das versuchen wir 
mit unserer Musik. Wir kommen mit un¬ 
seren Instrumenten und Gesängen nach 
Köln und freuen uns sehr auf das Festi¬ 
val der Jugend.“ 

Musikandes spielen am Samstag um 
17.30 Uhr im Cafe K. 

Axel Köhler-Schnura, 

Düsseldorf: 

„Ich unterstütze das Festival der SDAJ, 
weil der Jugend Alternativen geboten 
werden müssen. Alternativen zu Kon¬ 



sum und Cyber-Space. Alternativen in 
der realen Welt, die es den Jugendlichen 
ermöglichen, die eigenen Interessen zu 
erkennen und für sie zu kämpfen.“ 

Andreas Coerke, Bündnis 
„Fulda stellt sich quer“: 

„Als Bündnis unterstützen wir das Fes¬ 
tival der Jugend, weil wir es für wich¬ 
tig halten, dass Jugendliche selbst aktiv 
werden und sich für Ihre Rechte einset- 
zen. ,Wird die Jugend aktiv, nimmt Sie 



Fünfkampf bis zum Fußballturnier. Sie 
wollen feiern, von der Disko bis zum ge¬ 
meinsamen Singen von Arbeiterliedern. 

Und sie wollen uns. Ja, sie wollen 
Kommunistinnen und Kommunisten - 
zum Diskutieren, zum Streiten, zum 
Feiern. Dazu bringen sie viele Partner 


Ihr Schicksal selbst in die Hand, ist der 
gesellschaftliche Fortschritt gewiss 4 , hat 
Kurt Bachmann einmal gesagt. Und das 
macht die SDAJ mit dem Festival der 
Jugend.“ 

Peter und Tina, Sprockhövel: 

„SDAJ und DKP begegnen den He¬ 
rausforderungen dieser Zeit gemein¬ 
sam. Sie sprechen mit einer Zunge ge¬ 
gen Rassismus, Krieg und Faschismus. 
Geschichtsklitterung wird entlarvt, die 
Verelendungspolitik der Berliner Repu¬ 
blik angegangen. Kommt nach Köln und 
kämpft mit! Zeit zu feiern, ist auch.“ 

Tobias Kriele, Mainz: 

„Ich fahre nach Köln, weil ich ein op¬ 
timistisches Festival erwarte. Die Welt 
ist kompliziert, gegensätzlich und sperrt 
sich aktuell etwas dagegen, vom Kopf 
auf die Füße gestellt zu werden - aber 
sie ist trotz alledem im Prinzip veränder¬ 
bar. Ich freue mich darauf, diese beson¬ 
derejugendliche Zuversicht zu erleben 
und dabei Kraft zu tanken.“ 

Am Sonntag, 22.00 Uhr, wird im Cafe 
K die Dokumentation „Die Kraft der 
Schwachen“ von Tobias Kriele gezeigt. 

Axel Koppey, Mitglied des 
DKP-Parteivorstandes und 
Leiter der Jugendkommission: 

„Pfingsten und SDAJ gehören für mich 
schon seit Jahrzehnten zusammen. Zu¬ 
hören, diskutieren und auch unsere 
Positionen als Kommunistinnen ein- 
bringen - wo könnten wir das besser 
als beim Festival der Jugend mit vielen 


mit - von der Bezirkschülervertretung, 
über Gliederungen der Gewerkschafts¬ 
jugend bis zu solid- und Naturfreunde¬ 
jugendgruppen. 

Andere Kräfte beneiden uns um so 
eine Chance, der „Verfassungsschutz“ 
wird das Festival - im Unterschied zu 
Nazizusammenrottungen - genau be¬ 
obachten. 

Nehmen wir den Auftrag an. Hier 
müssen wir wie der Fisch im Wasser 
sein - und das macht Spaß und gibt 
Kraft. 

Wer linke Jugend erleben will, wer 
über die SDAJ nicht nur theoretisieren 
will, wer sich dem Problem stellt, dass 
wir die Partei verjüngen müssen, wer 
die öde Stille an Pfingsten zu Hause 
fürchtet, der kommt nach Köln - zum 
Festival der Jugend der SDAJ. 

Wir sind gewünscht: Für ein paar 
Stunden, für einen Tag, für die gan¬ 
ze Zeit - für eine Debatte, für eine 
Schicht - für mehr. 

Patrik Köbele 



hundert jungen Menschen. SDAJ-Sup- 
port ist und bleibt für uns in der DKP 
so selbstverständlich wie Pfingsten zur 
SDAJ gehört.“ 

Michael Hempel, Bielefeld: 

„Ich fahre zum Festival, weil die SDAJ 
uns auch bei Aktionen der DKP unter¬ 
stützt. Ich freue mich auf eine Veranstal¬ 
tung mit linken Inhalten und nicht nur 
Kommerz.“ 

Diana, Essen: 

„Ich will bei Festival mit anderen dis¬ 
kutieren und feiern. Neben den inhalt¬ 
lichen Runden am Tag freue ich mich 
auf viel Musik und Aktionen und auch 
auf das abendliche Bier oder den Cock¬ 
tail. Dabei ins Gespräch zu kommen, 
alte und neue Freunde treffen, ist nicht 
schwer. Mein persönliches Highlight: der 
Arbeiterliederabend am Sonntag! Arm 
in Arm mit den Genossen und Genossin¬ 


nen die Songs der Arbeiterklasse singen. 
Was kann es Schöneres geben?“ 


Erich Schaffner, Schau¬ 
spieler und Sänger: 



„Nach dem nächsten Krieg werden wie¬ 
der alle (Überlebenden) für den Sozia¬ 
lismus sein. Wer den nächsten Krieg ver¬ 
hindern will, sollte vorher was für den 
Sozialismus tun. Was? Das können wir 
in Köln besprechen, beim Festival. Die 
Andern sind schon da.“ 

Sonntag,17 Uhr im Cafe K: Spanien 1936- 
39 - Erich Schaffner singt Spanienlieder. 


Angelika und Peter, Willich: 



„Als Kommunisten unterstützen wir den 
Jugendverband, bei dem wir selber als 
Jugendliche vor 40 Jahren unser gesam¬ 
tes politisches Handwerkszeug erlernt 
haben. Und darüber hinaus ist es einfach 
eine Freude zu sehen, wie Jugendliche 
nachwachsen und dabei um Positionen 
ringen, ohne den Spaß dabei zu vernach¬ 
lässigen. Das gibt Kraft. Auch uns alten 
Säcken.“ 

DCB-Jugend Frankfurt: 

„Wir unterstützen das Festival der Ju¬ 
gend, weil wir die Arbeiterjugendver¬ 
bände zusammenführen wollen.“ 

Die DGB-Jugend Frankfurt organi¬ 
siert einen Bus zum Festival - Gewerk¬ 
schaftsmitglieder können für 5 ,- Euro 
mitfahren. 

Arnold Schölzel, Chefredakteur 
der Tageszeitung „Junge Welt“: 

„Meine Erfahrung ist, dass ich aus der 
SDAJ heraus immer wieder Fragen be¬ 
komme, die an den Nerv gehen, d. h. die 
wichtig sind und deswegen manchmal 
schwierig zu beantworten, in diesem Sinn 
unangenehm: Zur Vergangenheit, auch 
der eigenen und zur DDR, zum Ukrai¬ 
ne-Konflikt oder zur jungen Welt 4 . Mei¬ 
ne Zuhörerinnen und Zuhörer hatten 
zudem stets viel Geduld und hörten sich 
ziemlich lange Antworten von mir an, 
um dann noch engagiert, aber kritisch, 
wie es unter Genossen üblich sein sollte, 
mit mir zu diskutieren. Ich bin sehr froh, 
von jungen Marxistinnen und Marxisten 
eingeladen zu werden, weil ich sehr neu¬ 
gierig auf das bin, was sie anders als ich 
sehen, was für sie im Vordergrund steht 
und für mich vielleicht nicht. Anders ge¬ 
sagt: Ich lerne bei solchen Begegnungen 
ungemein, bin noch nie ohne neue Ide¬ 
en, neue Sichtweisen und neue Problem¬ 
stellungen abgereist. Das wird, davon bin 
ich überzeugt, beim Festival der Jugend 
nicht anders sein. Wir leben in Kriegszei¬ 
ten, mitten in einer wirtschaftlichen und 
sozialen Krise, die erneut Faschismus be¬ 
fördert. Wir dürfen keine Gelegenheit 
auslassen, uns zu verständigen, wie wir 
das Abrutschen oder gar den Absturz, 
das Schlimmste verhindern können. Das 
sind, wie ich sehe, die Schwerpunkte der 
SDAJ und meine, deswegen bin ich in 
Köln. 44 

Arnold Schölzel diskutiert am Samstag im Hauptzelt 
über die Frage „Meinst du, die Russen wollen Krieg?“ 
und um 16.30 im Positionszelt über „Gegenöffentlich¬ 
keit zur Springerpresse“. 


Informationen zum Festival: 
www.festivalderjugend.de 


Pfingsten schon was vor? 

22. bis 25. Mai: Festival der Jugend - und viele Gründe, dabeizusein. 

UZ hat Mitglieder von SDAJ und DKP, Künstler, Referenten und Bündnispartner gefragt, was ihre Gründe sind, an Pfings¬ 
ten nach Köln zu kommen. 
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Margot Schlosser 

geb. Decker, 

geboren am 28.8.1926, gestorben am 26.4.2015 

Wer Kinder liebt 

nicht nur die seinen 

Wer Frieden will 

nicht nur für sich 

Wer für Recht ist 

nicht nur für seines 

wer Ausbeutung hasst 

und dagegen kämpft 

Wer meint, was alle schaffen 

sollte alle reicher machen 

Wer weiß, dass die Welt 

zu verändern ist: 

der ist im Grunde 

ein Kommunist 

(Artur Troppmann) 

Nach diesen Wertvorstellungen hat sie gelebt und bewusst ihr Leben 
als Hausfrau, Mutter und Oma, als Schwester und Schwägerin aus¬ 
gefüllt. Sich gesellschaftlich engagieren und für den Zusammenhalt 
der Familie wirken, mit viel Lebensfreude und Liebe, waren für sie 
eins. Familienangehörige und Verwandte, Freunde und Nachbarn, Ge¬ 
nossinnen und Genossen haben sie so gekannt, geliebt und geachtet. 

Mit ihren Urenkelinnen konnte sie noch spielen, das hatte ihr gut ge¬ 
tan. Nach langem Nachlassen der Lebenskraft hat sie jetzt losgelas¬ 
sen. Dank an alle, die ihr in den letzten Lebensjahren geholfen haben. 

Sie fehlt uns. 

Karin Dörrenbecher, geb. Schlosser, und Rainer, 

Irina und Ralf, Tanja und Thorsten mit Menina und Madita 
Sonja, Erwin und Thorsten 
und alle Angehörigen 

Neunkirchen-Wiebelskirchen, Adlersbergstraße 39 


Wrtötfjof .^>cimcö r ’ 

ra m. t r.. wm 1 ■■ m» ~ 'v "" -wiwr 

Io unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft lieg! unser 
Gasthül. Wie vejr iah rhund erten sorgt auch heute der Wi rt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

KomFortafcte Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
geplagte Gelenke, Alle Zimmer haben B3d. Dusche, WC, 
Tcleien, Fernseher, die meisten Dalken und Vorraum. Im 
Holelbereich befinden sich Litt. Sauna, Solarium. Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin. Kinder&pie$raum P Salatbültet, 
Fryiisilücksbüiiet. Audi Sefliortfl-Portiöneii, 

Übernachtung / Frühstück 30,- bis 53 b - C p.P. 
HP15.5ÖC p.P. * VP.22 r -tp.P. 

Kostenlos Bus-tirc Oahnfatiren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisanpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Trcueraba.il- 


mail@gasthoMieimes.de * www.gasihof-heimes.de 


Carlis Bienenhonig 

\ 
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Früh- oder Sommertracht, 

r-' 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + Porto; ab 12 

1 ’ iifev 1 

Gläser (1 Karton) portofrei. Wir liefern 

i .*. f iTJSS jl 

auch handgefertigte Bienenwachskerzen. 


Anfrage bei: Imkerei Trauth 02241/973111 

M '/ / l 

E-Mail: camatra@web.de 
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Liebe Genossinnen und Genossen, 

Freunde und Kollegen, 

ich möchte mich auf diesem Wege sehr herzlich für alle 
Glückwünsche zu meinem 85. Geburtstag bedanken. 
Eberhard und ich haben uns sehr gefreut. Es nagt an 
uns beiden inzwischen auch der Zahn der Zeit, so dass 
viele gute Kontakte, Gespräche und Begegnungen aus 
Mangel an Kraft seltener geworden sind. Umso schöner 
war es, von euch zu hören. 

ln der Gewissheit, dass es auch in Zukunft der Kommu¬ 
nistischen Partei bedarf, wünsche ich uns allen Kreativi¬ 
tät bei der Lösung der zahlreichen neuen Fragen. 

ln enger freundschaftlicher Verbundenheit 

Ellen und Eberhard Weber 


Inhaber 

Hans-Georg Müller 
Kauplslraße 1 
57192 Schmallenberg- 
Gralschall 
Kochsauerl and 

Tel.: 0297Z-97S0-0 
Fai. DZ97Z-97SB97 
Restaurant. 

Dienstag Rebelag 

Hausprespckl 
antordern K 


Anzeigen helfen der UZ! ★ 



Entschleunigung: 


Rlltu & 7 b£iru r kuU irtl MÜriU- 

k_ 2 FeWö je 3-3 Fera. 
Ksrojährie in 

] IeivcI & TTövc! Boot & R«d , 

Info: nw.trinajxp.dg 
Tq].: 0331/^7079« (AB) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Zum 70 . Jahrestag der 
Befreiung vom Naziterror 

ist die Melodie und Rhyth¬ 
mus der antifaschistischen 
Musikkultur gewidmet: 

Ob jüdische Partisanen in 
Osteuropa oder die Inter¬ 
nationalen Brigaden im 
Spanischen Bürgerkrieg. 
Und die M&R diskutiert mit 
Künstlern (Banda Bassotti, 
Rolf Becker u.a.), wie zeit¬ 
gemäße antifaschistische 
Musik als wirksame Antwort 
auf Nazi-Punk und rechten 
Hip-Hop klingen muss. 


UND IM BAHNHOFSBUCHHANDEL 


.com 


www.melodi 


MELODIE UND RHYTHMUS 


^vtelthema/ 

cfcKJSMUfej 


POP 

* IMTFRVIFW & ESSAY. 

WAS IST 

ANTIFASCHISTISCHE 

MUSIK? 


~ ‘THEATER 

»MORD« IN ISRAEL 

UKRAINE 


JÜDISCHE PARTISANEN 
INTERNATIONALE j^pADEN , 


AFTERPARTY MftlDftN 
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□ E-uCl-* 
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-shop 


I.V AtfTIQh, 


SiKUfipyNG PUSUKATTOKfft 






Der uz-shop: JETZT ONLINE! www.uz-shop. 
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Saude, Robert! 

Lieber Robert, wir stoßen mit einem Glas gutem Rot¬ 
wein auf Deinen runden Geburtstag am 19. Mai an, 
wünschen Dir Gesundheit und noch viele Jahre Freude 
an Deinem portugiesischen Domizil. Melde Dich, wenn 
Du wieder mal in München bist, damit wir ein Treffen 
organisieren. 

Desejamos todo o amor para seu 85° aniversärio! 

Sei gegrüßt und umarmt von Deinen Genossinnen und 
Genossen des Bezirks Südbayern, der DKP München 
und der DKP Moosach/Pasing und all Deinen Genos¬ 
sen, Deinen Freunden und Weggefährten, die hier gar 
nicht alle Platz hätten! 


Wer noch lebt, sage nicht: Niemals! 

Das Sichere ist nicht sicher. 

So, wie es ist, bleibt es nicht... 

Denn die Besiegten von heute sind die Sieger von morgen. 

Und aus Niemals wird: Heute noch! 

(Aus: Bertolt Brecht, Lob der Dialektik) 

Zum 70. Geburtstag 

die herzlichsten Glückwünsche an unseren Genossen 

Jürgen Köster 

Wir danken ihm für sein Engagement als langjähriger 
Sprecher unseres Kreises, für sein Wirken als Bezirks¬ 
vertreter der Linken in Ronsdorf, für die jahrelange ver¬ 
antwortungsvolle Tätigkeit bei den Naturfreunden und 
in der Humanistischen Union, für seinen Einsatz gegen 
Neofaschismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 
für Frieden, Demokratie, Humanität, sozialen Fortschritt 
und ein solidarisches Miteinander. 

Wir wünschen ihm Gesundheit, körperliches und geis¬ 
tiges Wohlergehen, Glück im persönlichen Leben und 
noch viele Jahre ein anregendes Zusammen- und Tätig¬ 
sein mit Freunden, Freundinnen, Genossinnen und Ge¬ 
nossen. 

DKP Kreis Wuppertal 
Kreisvorstand 


Wolfgang Richter wird 80! 

Wir müssen nicht, aber wir wollen 
Wolfgang zu diesem besonderen 
Geburtstag gratulieren! 

Und wir wünschen ihm 
noch viele Jahre 
mitreißenden Ackerns 
für die gute Sache, 
die so schwer zu machen ist! 

DKP Dortmund 
Gruppe Dortmund-Ost 


Wolfgang 

wird „rund". 


Alles Beste von der 
Familienbande aus 
Dortmund und Berlin 


f -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

v_ 
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TOSKANA 

Kleiner Ökohof Nähe Meer sucht 
langfristig Mitbewohner, Mit- 
beteiliger, Mieter, Helfer... 

Genaueres über E-Mail: 
imogen.gruben@online.de 

www.toskana-biohof.de 


Toskana, nah am Meer 

www.tKtMi-Urtipf^E 14D34. ÜSfi<ä. mii 

ÖkotiüF im QLivenhairv 
weiter Bbck, Stille; 
große helle ZimmeL 
viele gute Bücher, 

Hau* oder I‘lauschen? i . 

Kinder pj radier 


s \ 

Studienreise 
40 Jahre nach 1975 

Vietnam und Laos 

27.12.15 bis 11.01.16 oder 
18.01.16 

Besuch in Hilfsprojekten, Kultur, 
Land und Leute. 

Kontakt: Tel. 0641 82149; fg- 
vietnam@t-online.de 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 
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Rüstungskonversion ohne 
Mitbestimmung? 

Betr.: „Rüstungskon vcrsion ist 
machbar“, UZ vom 8.5.2015, S.3 

Der Beitrag „Rüstungskonversion ist 
machbar“ hat mich trotz meiner Zu¬ 
stimmung doch etwas irritiert. 

Der, wie sich nun erwiesen hat, not¬ 
wendige Kampf um Mitbestimmung er¬ 
scheint mir hierin - beschränkt auf den 
Hinweis im letzten Absatz zur Arbei¬ 
terselbstverwaltung -jedoch recht un¬ 
terbelichtet. 

Wenn ich mich recht erinnere, ging 
es doch mal gerade auch darum, mit¬ 
zubestimmen über das, was für die Ar¬ 
beiterklasse objektiv nötig produziert 
werden soll/muss. Der Kampf über die 
Mitbestimmung gegen eine Überpro¬ 
duktion des Unproduktiven („Schrott“ 
an Gütern und Dienstleistungen) er¬ 
scheint mir dem Artikel nach nicht 
mehr relevant (obsolet). 

Ist es so? Dann wäre es doch sicher 
Zeit, ihn wieder aufzunehmen! 

Ist es nicht so? Dann sollte er aber 
auch offensiv propagiert und dem ent¬ 
sprechend agiert werden! ... damit es 
endlich in seiner Quantität zur Qualität 
wird: Power to the People! 

Rüstungskonversion ohne Mitbe¬ 
stimmung halte ich derzeit für mich 


nicht denkbar. 

Uwe Knutzen, Nordfriesland 

Nur salbungsvolle Reden 

Betr.: Rassismus in den USA, 

UZ vom 8.5.2015, S. 6 

Exzessive Polizeibrutalität und fakti¬ 
sche Straflosigkeit bei Tötungen und 
Verwundungen von Afroamerikanern 
durch weiße Polizisten sind eine US- 
Tradition, die dem angeblichen „welt¬ 
weiten Eintreten für die Menschen¬ 
rechte“ ins Gesicht schlägt. Obama, 
das macht der Beitrag klar, kann oder 
will daran nichts wirklich verändern. 
Wer aber(und das sollte nicht verges¬ 
sen werden), wie die Mitglieder der 
Black Panther Party bzw. der Black 
Liberation Army, der Move- oder der 
Afrika-Bewegung den Widerstand ge¬ 
gen diese Brutalitäten organisierte, der 
muss im Gefängnis verfaulen. Die Lis¬ 
te der politischen Gefangenen, die das 
betrifft, ist sehr lang. Obama hat nicht 
einen einzigen begnadigt, noch wurde 
je ein Prozess ernsthaft neu aufgerollt, 
um den Aspekt einer kollektiven (...) 
Selbstverteidigung gegen rassistische 
Brutalität zu berücksichtigen. (Gegen 
die Polizei, sei sie noch so faschistoid 
oder offen rassistisch, darf man sich 
nicht zur Wehr setzen, schon gar nicht 


gemeinsam mit anderen - das kommt 
uns bekannt vor.) Für den Widerstand 
der „Amerindians“, also der Urein¬ 
wohner, dies zeigt der Fall Leonard 
Peltier, den Birgit Gärtner erwähnt, 
oder der rebellischen Puertorikaner 
gegen das neokoloniale System auf ih¬ 
rer Insel seit 117 Jahren gilt dasselbe. 
Außer salbungsvollen Reden gibt es 
nichts von diesem „schwarzen Präsi¬ 
denten“, keine echten Veränderungen 
zugunsten der Afroamerikaner. 

Volker Wirth, Berlin 

Warum ausgerechnet 
Gorbatschow? 

Betr.: Interview mit Sevim Dagdelen, 
UZ vom 1.5.2015, S. 9 

Warum ausgerechnet Gorbatschow 
als Initiator für eine Weltfriedenskon¬ 
ferenz? Der verramschte doch nicht 
nur die DDR, sondern verschleuderte 
auch die UdSSR. Mit einer starken So¬ 
wjetunion hätte es meines Erachtens 
nicht den Jugoslawien Krieg, die Krie¬ 
ge in Afghanistan, Irak, Libyen und Sy¬ 
rien gegeben. Besonders schlimm war 
auch, wie Gorbatschow Genossen und 
Freunde in der DDR fallen ließ und 
sie der Klassenjustiz der BRD auslie¬ 
ferte. Dem schwerstkranken Ausch¬ 
witz- und Buchenwaldhäftling Her¬ 


mann Axen wurde fast sein gesamtes 
Vermögen geraubt; erst 1997 kamen 
die Angehörigen an die ihnen zuste¬ 
hende Erbschaft. Erich Honecker wur¬ 
de in Moabit inhaftiert; 10 Jahre war er 
während der Nazidiktatur im faschis¬ 
tischen Zuchthaus Brandenburg ein¬ 
gesperrt. Gorbatschow bekam die Eh¬ 
renbürgerwürde von Berlin zu einem 
Zeitpunkt überreicht, wo ein ehema¬ 
liger Angehöriger der Roten Armee, 
unser Genosse Heinz Keßler, fünf 
Jahre im Gefängnis eingesperrt war. 
Heinz Keßler nahm am Kampf gegen 
den Faschismus aktiv teil, wurde zum 
Tode verurteilt, war Mitbegründer des 
Nationalkomitees Freies Deutschland 
und später Verteidigungsminister der 
DDR. Gorbatschow tat gar nichts für 
die Freilassung von Erich Honecker, 
Heinz Keßler und auch nichts für 
Egon Krenz, der vier Jahre inhaftiert 
war.“ 

Gerd-Rolf Rosenberger y 
Bremen-Nord 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten unter der Länge 
von 2000 Zeichen (inkl. Leerzeichen) blei¬ 
ben. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Danke für die Solidarität 

An den Gräbern der niederländischen NS-Opfer 



Gedenken auf dem niederländischen Ehrenfeld des Stoffeier Friedhofes in 
Düsseldorf. 


Die Düsseldorfer DKP gedachte mit 
internationalen Gästen der nieder¬ 
ländischen Opfer, die hier als Kriegs¬ 
gefangene und Zwangsarbeiter im 
Deutschen Reich ums Leben gekom¬ 
men waren. Die Aufmerksamkeit galt 
ebenfalls der vielfachen Solidarität, 
die in den Niederlanden den Flücht¬ 
lingen und Widerstandskämpfern aus 
Deutschland, darunter viele Kommu¬ 
nisten und verfolgte Juden, entgegen¬ 
gebracht wurde. Die DKP erinnerte 
stellvertretend für viele an die Fami¬ 
lie von Anne Frank aus Frankfurt und 
Fanny Bamberg-Dahl aus Dormagen, 
die in Amsterdam Unterschlupf gefun¬ 
den hatten - aber verraten, deportiert 
und ermordet wurden. Die Erinnerung 
galt der niederländischen Kommunis¬ 
tin Celine van der Hoek de Vries, die 
Auschwitz überlebte, und dem Düssel¬ 
dorfer Kommunisten Werner Sterzen- 
bach, der im niederländischen Unter¬ 
grund als Widerstandskämpfer aktiv 
war. 

Der Antikommunismus, so wur¬ 
de unterstrichen, sei der ideologische 
Wegbereiter für die zunehmende Mili¬ 
tarisierung und Kriegsgefahr. Vor drei 
Monaten wurde die NATO-Speerspit- 
ze als schnelle Eingreiftruppe kons¬ 
tituiert. Eine organisatorische Basis: 


das deutsch-niederländische Korps 
aus Münster. Innerhalb kürzester Zeit 
soll diese Truppe weltweit zum Einsatz 
kommen können. 

In einem Gruß wort von Willem van 
Kranenburg, Mitglied des Sekretariats 
der NCPN, wurde darauf aufmerksam 
gemacht, dass auch in den Niederlan¬ 
den die Erinnerung an den kommunis¬ 


tischen Widerstand zunehmend unter¬ 
drückt wird und gleichzeitig Rechtspo¬ 
pulisten Konjunktur haben. Durch ihre 
aktive Teilnahme an verschiedenen 
Gedenkveranstaltungen stellt sich die 
NCPN dem Vergessen entgegen. Es 
wurde der Wunsch zum Ausdruck ge¬ 
bracht, dass solche Treffen noch stär¬ 
ker durch das gemeinsame Auftreten 


der kommunistischen Parteien geprägt 
werden. 

Die „Düsseldorfer Erklärung“, ein 
Appell an die Bundesregierung, histo¬ 
rische Schulden unverzüglich beim grie¬ 
chischen Volk zu begleichen, fand ein¬ 
hellige Unterstützung. 

Uwe Koopmann 


Wochenendseminar der 
Karl-Liebknecht-Schule, 
Leverkusen 

Sa. 20./S0.21. Juni 2015 

Nation und Nationalismus 
Referent:Jürgen Lloyd 

Weitere Informationen und 
Anmeldung unter www.karl- 
liebknecht-schule.org 

Das geplante Seminar am 
kommenden Wochenende 
(16./17. Mai) fällt aus. 


termine@unsere-zeit.de 


München: 23. isw-forum „Der Aufstieg 
des Südens - Umbruch in der globalen 
Machtverteilung? Mit Conrad Schuhler, 
Jörg Goldberg, Anna Ochkina (Moskau) 
Valter Pomar (Sao Paulo), Walter Baier 
(Wien), Gewerkschaftshaus, Schwantha¬ 
lerstraße 64 (U4+U5 Theresienwiese), 
10.00 bis 17.00 Uhr_ 

Berlin: Türkei vor den Wahlen - Die po¬ 
litische Zukunft des Nahen Ostens, Ver¬ 
anstalter: Föderation demokratischer Ar¬ 
beitervereine (DIDF), Ort: DGB Bezirk Ber¬ 
lin-Brandenburg, Keithstraße 1/3,10787 
Berlin, Beginn 13.00 Uhr 


Dl ★ 19. MAI 


Duisburg: Geschichte der Kommunisti¬ 
schen Partei, DKP-Mitgliederversamm- 
lung 19.00 Uhr, Falkenheim Duissern, 
Duissernstr. 89 


Ml ★ 20. MAI 


Röthenbach/Peg.: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land, Thema: 
Bericht von der Bezirksdelegiertenkon¬ 
ferenz, „Floraheim“, Siedlerstraße 10, 
19.00 Uhr 


DO ★ 21. MAI 


Düsseldorf: DKP-KMV mit dem Schwer¬ 
punktthema „Ukraine“. Bürgerhaus Bilk, 
Raum 101,19.00 Uhr._ 

Fellbach: 70 Jahre nach der Befreiung 
von Faschismus und Krieg. „Lilo Herr¬ 
mann eine Stuttgarter Widerstandskämp¬ 
ferin.“ -Wer war diese mutige und stand¬ 
feste Frau? Warum wurde sie am 20. Juni 
1938 als junge Mutter von den Nazis hin¬ 
gerichtet? Vortrag und Lesung von Lothar 
Letsche, Mitverfasser der gleichnamigen 
Broschüre. Veranstalter DKP Rems Murr, 
Lokal Zorn Schiller, Schillerstr. 24 Fellbach, 
Beginn 18.00 Uhr 


FR ★ 22. MAI 


Mainz: 70 Jahre Befreiung vom Faschis¬ 
mus. Film: „Zeit für Zeugen - eine Hom¬ 
mage an Ettie und Peter Gingold“, Lesung: 
aus den Lebenserinnerungen von Peter 
Gingold, Gespräch mit den Filmemachern. 
Eine Veranstaltung der DKP, SDAJ und KP 
der Türkei. Altes Rathaus Mainz-Bretzen¬ 
heim, An der Wied 2.18.30 Uhr 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Veran¬ 
staltung an termine@unsere-zeit.de oder 
UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 
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Befreiung im Düsseldorfer Stadion 



Nicht nur auf Gedenkfeiern und im Saal wurde an das Ende des Zweiten 
Weltkrieges erinnert. 

Beim Spiel der Zweiten Bundesliga zwischen Fortuna Düsseldorf gegen den 
VR Ahlen (2:0) zeigten Fans Flagge: die der Vereinigung der Verfolgten des 
Nazi-Regimes (VVN) nämlich. Darunter entrollten sie die stadionweit sichtbaren 
Parolen: 8. Mai 1945: Befreiung, was sonst? Und: Nie wieder Faschismus, Nie 
wieder Krieg. 

Ein Beispiel das Schule machen sollte, nicht nur am 8. Mai. 


DKP Elmshorn solidarisch 



Heinz Stehr (DKP Emlshorn) überbringt solidarische Kampfesgrüße. 


„Fischen Sie in der Donau“ 

Der Boykott der Olympischen Spiele in Moskau 1980 


Am 2. Tag des Streiks der im Sozial- 
und Erziehungsdienst beschäftigten 
Kolleginnen und Kollegen übergab die 
DKP Elmshorn eine Solidaritätserklä¬ 
rung und 40 Unterschriften zur Unter¬ 
stützung des Streiks. In der Solidaritäts¬ 
erklärung heißt es: Der Streik ist nötig, 
weil die Arbeitgeber in den letzten Jah¬ 
ren und auch aktuell nicht bereit sind, 
gute Arbeit besser zu belohnen. 

Und Geld wäre genug da, würden 
die Rüstungskosten um 10 Prozent ge¬ 
senkt, könnte eure gesellschaftlich so 
notwendige und nützliche Arbeit ent¬ 
sprechend entlohnt wurden. Würde 
endlich Geld zu Gunsten der Armen 
und Beschäftigten umverteilt werden 
bräuchte es diesen Streik nicht. 

Die gesamten Gewinne vor Zinsen 
und Steuern nahmen um 6,3 Prozent 
auf knapp 109 Milliarden Euro im Jah¬ 
re 2014 zu. 


Die Vorstandsbosse kamen im 
Schnitt auf Bezüge von 5,9 Millionen 
Euro in diesem Jahr, 10 Prozent mehr 
als im Vorjahr. Streik ist unser Kamp¬ 
finstrument, um mehr Gerechtigkeit 
durchzusetzen! „Nur wer kämpft, kann 
gewinnen!“ 

Die Streikenden unterstützen den 
Aufruf von ver.di, GEW und komba, 
eine Kundgebung vor dem Pinneberger 
Rathaus durchzuführen. In dem Auf¬ 
ruf zur Aktion heißt es: „Alle drei Ge¬ 
werkschaften begrüßen, dass die Frage 
der gerechten und und wertschätzen¬ 
den Bezahlung von Beschäftigten, die 
mit Kindern und Jugendlichen arbei¬ 
ten, mit der Tarifauseinandersetzung in 
der Gesellschaft angekommen ist.“ Die 
mit viel Beifall aufgenommene Solida¬ 
ritätserklärung der DKP Elmshorn ist 
offensichtlich eine Ermutigung für den 
harten Tarifkampf. 


F ast täglich jährt sich irgendein Er¬ 
eignis und fast täglich erlebt man, 
dass solche „Jahrestage“ der Ge¬ 
genwart „angepasst“ und letztlich da¬ 
mit ein wenig manipuliert werden. So 
j ährte sich dieser Tage ein Ereignis zum 
35. Mal und auch für das galt diese Fest¬ 
stellung. Es war ein eher belangloses, 
doch bestätigte sich auch in diesem Fall, 
dass es seine historischen „Kanten“ ge¬ 
wandelt hatte. Gemeint war der 15. Mai 
1980, der im Grunde unselige Tag, an 
dem das damals in der Bundesrepub¬ 
lik herrschende Gremium durch eine 
kompetente Instanz in Düsseldorf ent¬ 
scheiden ließ, dass die Bundesrepublik 
nicht nur nicht an den Olympischen 
Spielen 1980 in Moskau teilnehmen 
wird, sondern sie sogar lautstark boy¬ 
kottiert. Eine Untersuchung der Hin¬ 
tergründe dieser Entscheidung könnte 
das Thema einer soliden Habilitation 
sein, doch raffte sich bislang niemand 
dazu auf, das Thema gewissenhaft zu 
untersuchen und ich fürchte, dass man 
auch in Zukunft die Finger davon las¬ 
sen wird. 

Es begann schon bei der Abstim¬ 
mung des Internationalen Olympi¬ 
schen Komitees über den Schauplatz 
der Spiele 1980, der 1974 in Wien ge¬ 
troffen wurde. Zwei „extreme“ Kandi¬ 
daten standen zur Wahl: Moskau und 
Los Angeles. Die Bewerbung der Yan¬ 
kees war allerdings so schludrig, dass 
selbst die intensivsten USA-Gefolgs- 
leute Hemmungen hatten, ihnen ihre 
Stimme zu geben. Der nächste Faktor 
von Belang war der Leiter der Sitzung, 
wie üblich der Präsident des IOC, da¬ 
mals der Ire Lord Kilianin. Ein nicht 
sehr wohlhabender irischer Lord, der 
zu Recht den Ruf genoss, konsequent 
den olympischen Grundregeln zu fol¬ 
gen. Er ahnte, was ihn bei dieser Ab¬ 
stimmung über die ersten Spiele im 
„Osten“ und noch dazu zu Füßen des 
Kreml erwarten würde und traf seine 
persönlichen Vor¬ 
bereitungen. Er sah 
voraus, dass hinter¬ 
her die Medien in 
aller Welt wissen 
wollten, wer für und 
wer gegen Moskau 
gestimmt hatte, also 
ließ sich der in der 
Filmbranche tätige Kilianin, einen so¬ 
liden Gag einfallen: Als die Mehrheit 
für Moskau gestimmt hatte, verriet er 
den Medien, dass er die beiden ältes¬ 
ten IOC-Mitglieder beauftragt habe, 
die Stimmen auszuzählen, das Ergeb¬ 
nis mitzuteilen und anschließend die 
Stimmzettel in die nahe Donau zu 
streuen. So dauerte es schon einen 
halben Tag, ehe man erfuhr, wieviel 
Stimmen Moskau überhaupt erhalten 
hatte: 39. Für Los Angeles waren 20 
geblieben. Das geschah am 23. Okto¬ 


ber 1974 und Kilianin - mit dem mich 
ein gutes persönliches Verhältnis ver¬ 
band - war auf diesen Einfall bis ins 
hohe Alter stolz, weil er so antisowje¬ 
tischen Kommentaren auch von IOC- 
Mitgliedern entging und konstant er¬ 
klärte: „Fischen Sie in der Donau.“ Wie 
clever das war, erlebte man bei der 
Eröffnung des IOC-Kongresses an¬ 
lässlich der Winterspiele 1980 in Lake 
Placid (USA). Dort forderte der US- 
amerikanische Außenminister Cyrus 
Vance, Moskau die Spiele wegen der 
Afghanistan-Operation zu entziehen, 
an eine andere Stadt zu vergeben oder 
ausfallen zu lassen. 

Jene Sitzung fand im ältesten Ho¬ 
tel Lake Placids statt - ein Saal in dem 
schon Shirley Temple aufgetreten war - 
wo ich mir damals einen Platz an der 
Bühnentreppe gesichert hatte. Nach¬ 
dem US-Außenminister Vance geredet 
hatte, sprach Kilianin und als der die 
Treppe zur Bühne hinauf stieg, wandte 
er Vance schon demonstrativ den Rü¬ 
cken zu. Des IOC-Präsidenten Rede 
war kurz und gipfelte in den Worten: 
„Wer immer nach Moskau kommt, er 
wird mich dort treffen, denn ich werde 
dort sein und die Spiele eröffnen.“ 

Der ob dieser eindeutigen Absage 
erboste Vance verließ augenblicklich 
den Saal, setzte sich mit dem Weißen 
Haus in Verbindung und erfuhr, dass 
US-Präsident Carter ob dieser Absa¬ 
ge die Winterspiele nicht eröffnen wer¬ 
de, sondern der Vizepräsident. Scharen 
von Polizisten sammelten die zu Tau¬ 
senden bereits verteilten Programme 
mit der Ankündigung der Präsidenten- 
Rede wieder ein und verteilten über 
Nacht das neu gedruckte Programm. 

Da hatte die Bundesrepublik schon 
im Vorfeld nicht fehlen können. Von 
Washington aufgefordert in Moskau 
abzusagen, erwies sich, dass ein großer 
Teil der bundesdeutschen Sportver¬ 
bände nicht bereit war, der Weisung 
zu folgen. Als auch 
der NOK-Präsident 
Daume seinen Un¬ 
willen bekundete, 
mobilisierte Bonn 
den nordrhein¬ 
westfälischen Minis¬ 
ter - und nebenbei- 
Sportfunktionär - 
Willy Weyer, der vorübergehend die 
Sportspitze übernahm und die Mehr¬ 
heit bei der entscheidenden Abstim¬ 
mung erzwang. 

Das geschah an jenem „Jahrestag“, 
an den jetzt erinnert wurde. Mit 59:40 
Stimmen fiel das Votum für den Boy¬ 
kott dürftig aus. In letzter Minute sorg¬ 
te Weyer dafür, dass im Grunde Unbe¬ 
teiligte mit abstimmten: Er hatte auch 
die Wintersportverbände zugelassen, 
die naturgemäß außen vor und dem¬ 
zufolge leicht zu beeinflussen waren ... 


Wie man also mühelos erkennen 
kann, lässt sich dieser „Jahrestag“ nicht 
ohne seine Vorgeschichte einordnen 
und auch nicht auf einen „Jahrestag“ 
reduzieren. Maßstab der Dinge bleibt 
bei aller Politik der Sport: In Moskau 
wurden 36 Welt-, 39 Europa- und 73 
olympische Rekorde aufgestellt! Bei 
dem mit Spannung erwarteten Duell 
der britischen Mittelstreckenstars sieg- 



Die Marathon-Läufer vor der Basilius- 
Kathedrale. Mit der Nummer 297 der 
spätere Olympiasieger Waldemar 
Czierpinski (DDR). 

te Steve Ovett über 800 m und Sebas¬ 
tian Coe über 1500 m! Und noch eine 
Anmerkung wäre fällig. Den Sommer¬ 
spielen von Moskau folgten 1984 die 
von Los Angeles. Deren „Boykott“ war 
keine simple Revanche, sondern hatte 
auch viele Motive. Eines wurde von 
Eingeweihten so erklärt: Die bevor¬ 
stehenden Präsidentenwahlen sollten 
in der Länderwertung - wie in Mon¬ 
treal 1976 - die USA nicht hinter der 
DDR finden! 

Und schließlich eine gravierende 
Anmerkung: Als der IOC-Präsident 
Samaranch 1985 den IOC-Kongress 
in der DDR-Hauptstadt stattfinden 
ließ, konferierte er auch mit Erich Ho¬ 
necker, der ihm versicherte, dass die 
DDR nie wieder Olympia boykottie¬ 
ren werde, was wohl auch die UdSSR 
nachdenken ließ. Als Samaranch Mos¬ 
kau wissen ließ, dass mit der DDR als 
„Absager“ nicht zu rechnen sei, begann 
Moskau nachdenklich zu werden. Was 
immer wer darüber denken mag: Ho¬ 
necker gehört zu den Rettern Olym- 
pias, was Samaranch wenige Wochen 
durch seine Teilnahme an dem Kon¬ 
gress für eine atombombenfreie Welt 
in der DDR-Hauptstadt bekundete, 
ungeachtet der Tatsache, dass sich das 
IOC um vieles kümmerte, aber kaum 
um Atombomben ... 

Klaus Huhn 


„Wer immer nach Moskau 
kommt, er wird mich dort 
treffen, denn ich werde 
dort sein und die Spiele 
eröffnen.“ 


70 Jahre Befreiung - Gedenken in Hof (Saale) 


Das offizielle Hof konnte sich nicht zu 
einem Gedenken an eine „Befreiung“ 
durchringen und widmete sich statt- 
dessen dem Thema „70 Jahre Frieden“. 
Solcherart Geschichtsklitterung setzten 
fortschrittliche Gewerkschafter, Antifa¬ 
schisten und die DKP auf zwei verschie¬ 
denen Veranstaltungen am Freitag und 
Samstag eine andere Sicht entgegen. 
Bei der Veranstaltung des oberfränki¬ 
schen DGB- Kreis vor Stands vor der vor 
zwei Jahren angebrachten Gedenktafel 
für verfolgte und ermordete Gewerk¬ 
schafter aus der Saalestadt mitten in 
der Stadt, gut sichtbar mit vielen roten 
Fahnen, an einer Hauptverkehrsader 
unterzog der DGB-KreisVorsitzende 
Bernd Köhler den behaupteten „Neu¬ 
anfang“ in Westdeutschland einer kri¬ 
tischen Prüfung. Randolph Oechslein 
für die IG Metall Ostoberfranken ging 
in seinem Beitrag auf die katastropha¬ 
le soziale Situation in der Stadt 1932 
ein und die Umstände der Inthronisie- 
rung Hitlers durch die krisengeschüttel¬ 
te Wirtschaft. Für die Vereinigung der 


Verfolgten des Naziregimes - Bund der 
Antifaschisten sprach das GEW-Kreis- 
vorstandsmitglied Eva Petermann über 
den Zusammenhang von Faschismus 
und Kriegsgefahr und die Heuchelei 
offiziellen Gedenkens. 

Das traditionelle Gedenken von 
VVN-BdA und DKP Oberfranken am 
Grab der Hofer kommunistischen Wi¬ 
derstandskämpfer traf diesmal auf be¬ 
sonders großes Interesse. Zum ersten 
Mal legten die rund zwanzig Teilneh¬ 
menden auch rote Nelken an den mehr 
als hundert Gräbern „russischer Solda¬ 
ten“ nieder, also namentlich bekannter 
oder unbekannter sowjetischer Kriegs¬ 
gefangener und/oder Zwangsarbeiter. 
Erkennbar erfreut waren darüber Hofer 
russischer Herkunft, die dort ihrerseits 
einige dieser Gräber mit roter Gerbera 
geschmückt hatten. Sehr bewegt auch 
sie von dem russischen Antikriegslied 
Jewtuschenkos „Meinst du, die Russen 
wollen Krieg?“ Abschließend trug eine 
junge Frau den Schwur von Buchenwald 
vor. EP 


Der rote Kanal 


Angels’Share - Ein Schluck 
für die Engel, GB 2012 

Whisky, soziales Elend und Humor - 
das passt auf Schottland und Irland 
(wo es allerdings Whiskey heißt). So 
spielt Ken Loach‘s Komödie denn 
auch im gebeutelten Schottland der 
Neuzeit, wo vier „sozial auffällige“ 
Kilt-Träger sich auf die Jagd nach 
dem ältesten Whisky der Welt ma¬ 
chen. Am Ende gewinnen diesmal 
die Richtigen. 

Sa., 16.5., 22.00-23.35 Uhr, br3 
Reds, USA 1981 

Warren Beatty führte Regie und spiel¬ 
te den Mitbegründer der Kommunis¬ 
tischen Partei der USA, John Reed, 
gleich selbst. Ihm gelang ein einiger¬ 
maßen wahrhaftiges und bewegendes 
Portrait des Mannes, der „10 Tage, die 
die Welt erschütterten“ geschrieben 
hat und am Ende an der Kreml-Mauer 
begraben wurde. Leider nur im Spar- 
ten-Fernsehen. 

So., 17.5., 0.55-4.00 Uhr, servus tv 


Feuer unter Deck, DDR 1976 

Ostalgie ohne allzu großen Tiefgang. 
Hauptdarsteller Manfred Krug machte 
nach dem Film ,„rüber“. 

Mo., 18.5., 12.35-14.00 Uhr, mdr 

John Mulholland 

Mulholland war ein US-amerikani¬ 
scher Zauberkünstler, der während 
des Kalten Krieges von der CIA en¬ 
gagiert wurde, um Zaubertricks für de¬ 
ren Zwecke nutzen zu können. M. soll 
in Mordversuche an Patrice Lumumba, 
Jamal Abd an-Nasir und Fidel Castro 
verwickelt gewesen sein. 

Mo., 18.5., 22.25-23.10 Uhr, 3sat 

Hans Filbinger-eine 
deutsche Karriere 

Noch 1978 fand Marine-Richter Filbin- 
ger seine Todesurteile aus der Endzeit 
des 2. Weltkriegs in Ordnung. Was da¬ 
mals Recht war, könne heute nicht Un¬ 
recht sein. Nicht zuletzt diese „originelle“ 
Betrachtung des faschistischen Rechts¬ 
systems kostete den Minister-Präsiden¬ 
ten von Baden-Württemberg sein Amt. 
Mo., 18.5., 23.30-0.15 Uhr. ard 


Karbid und Sauerampfer, DDR 1963 

Das Lexikon des internationalen Films 
schrieb: „Erster Versuch der DEFA, 
Lebensumstände und Alltagsschwie¬ 
rigkeiten unmittelbar nach Kriegsen¬ 
de aus heiterer Perspektive darzustel¬ 
len. Das Ergebnis ist eine der besten 
deutschen Filmkomödien, die, auf ei¬ 
nem mit Pointen gespickten Drehbuch 
beruhend, mit einem souverän-über¬ 
zeugenden Hauptdarsteller [Erwin 
Geschonneck] aufwarten kann. Dabei 
wird bei aller komischen Forciertheit 
nie die soziale Genauigkeit aus den 
Augen verloren; für damalige Verhält¬ 
nisse erfrischend freche politische Un¬ 
tertöne runden die vergnügliche Hand¬ 
lung ab.“ 

Mo., 18.5., 23.40-1.05 Uhr, mdr 
50 Jahre Monitor 

F. J. Strauß nannte Monitor einst „Rote 
Reichsfernsehkammer“. Vielleicht et¬ 
was viel der Ehre für Bednarz und Co., 
aber investigativer ging und geht Fern¬ 
sehen in (West-)Deutschland nicht. 
Do., 21.5., 22.30-23.45 Uhr, wdr 



















